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KAPITEL 01

Hinweise zur Nutzung dieses 
Leitfadens
Ein  Zivilprozess  in  Albanien  beginnt  lange  vor  der  Klageerhebung  und  endet  selten  mit  der  

Urteilsverkündung.  Entscheidend  sind  die  Wahl  des  richtigen  Rechtsschutzes,  die  richtigen 

Parteien vor dem zuständigen Gericht, die Sicherung verwertbarer Beweise, die Einhaltung der 

Verfahrensfristen  und  ein  realistischer  Weg  zur  Vollstreckung.  Wird  einer  dieser  Schritte 

vernachlässigt,  kann  selbst  ein  rechtlich  überzeugender  Anspruch  seinen  praktischen  Wert 

verlieren.

Dieses  Whitepaper  erläutert  den  ordentlichen  Zivilprozess  für  Unternehmen,  Investoren, 

Immobilieneigentümer und Privatmandanten. Es begleitet einen Streit von der ersten Bewertung 

über das erstinstanzliche Verfahren, die Berufung und den Rekurs zum Obersten Gericht bis zur 

Vollstreckung.  Behandelt  werden  außerdem  ausländische  Parteien,  die  Anerkennung 

ausländischer  Urteile,  Vergleich  und  Mediation  sowie  die  Abgrenzung  zwischen  staatlichem 

Gerichtsverfahren  und  Schiedsgerichtsbarkeit.  Die  praktischen  Abschnitte  erläutern,  welche 

Unterlagen  Mandanten  in  jeder  Phase  beschaffen,  welche  Entscheidungen  sie  treffen  und 

welche Vorgänge sie überwachen sollten.

Zentrale  Rechtsquelle  ist  das  Gesetz  Nr.  8116  vom  29.  März  1996,  die  albanische 

Zivilprozessordnung, nachfolgend ZPO. Verweise auf das Zivilgesetzbuch betreffen materielle 

Rechte und Pflichten einschließlich der Verjährung, nicht die Verfahrensregeln.  Internationale 

Übereinkommen  und  Spezialgesetze  können  den  allgemeinen  Rahmen  verdrängen  oder 

ergänzen.  Die  einschlägigen Artikel  werden durchgehend  angegeben;  das  Quellenverzeichnis 

nennt die wesentlichen verwendeten Texte.

Gegenstand und Recherchegrundlage

Die bereitgestellte konsolidierte ZPO berücksichtigt Änderungen bis zum Gesetz Nr. 44/2021 und 

enthält einen Hinweis auf die Entscheidung des Verfassungsgerichts Nr.  30 vom 2. November 

2022.  Sie  wurde  mit  öffentlich  zugänglichen  amtlichen  Rechtsquellen  abgeglichen. 
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Herangezogen  wurden  außerdem  die  im  September  2026  veröffentlichte  Fassung  des 

Zivilgesetzbuchs  des  Justizministeriums,  die  das  Gesetz  Nr.  82/2026  vom  23.  Juli  2026 

einschließt, sowie aktuelle HCCH-Angaben zum Stand der Übereinkommen. Recherchestand ist 

der 19. Oktober 2026.

Diese  deutschsprachige  Fassung  erläutert  albanisches  Recht  auf  Grundlage  der  englischen 

Originalausgabe; sie ist keine amtliche Übersetzung der Gesetzgebung. Maßgeblich bleiben der 

albanische  Gesetzeswortlaut  und  der  jeweils  anwendbare  Vertragstext.  Begriffe  wie  Klage, 

Berufung,  Pfändung  und  Rekurs  dienen  der  Erläuterung  albanischer  Verfahren.  Mit  ihrer 

Verwendung werden keine Regeln eines anderen Rechtssystems übernommen.

Im  Mittelpunkt  stehen  gewöhnliche  Zivil-  und  Handelsstreitigkeiten.  Verwaltungs-,  Straf-, 

Insolvenz-,  Familien-  und  andere  Spezialverfahren  werden  dort  angesprochen,  wo  sie  diesen 

Verfahrensweg  berühren;  sie  werden  nicht  als  eigenständige,  umfassende  Handbücher 

behandelt.  Bei  Einleitung  einer  konkreten  Angelegenheit  sind  Gerichtsgebühren,  nationaler 

Mindestlohn, Gerichtspraxis und die Beziehungen zwischen Vertragsstaaten aktuell zu prüfen. 

Nicht  jede  spezialgesetzliche  Frist  und  jede  Anspruchsgrundlage  wird  in  diesem  Leitfaden 

wiedergegeben.
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Orientierung im Whitepaper

Beginnen  Sie  bei  einem  neuen  Streit  mit  den  Kapiteln  2–6.  Ist  bereits  eine  Klage  zugestellt  

worden, sind zunächst die Kapitel 7–10 und das Fristenregister in Anhang A maßgeblich. Droht 

der Verlust von Vermögenswerten oder Beweisen, lesen Sie unverzüglich die Kapitel 11 und 12.  

Liegt  bereits  ein  Urteil  vor,  erläutern  die  Kapitel  17–23  die  Schritte  zu  einem  tatsächlich 

vollstreckbaren Ergebnis.

Die Beispiele sind hypothetisch und veranschaulichen Verfahrensentscheidungen. Sie berichten 

weder über Mandate von Tridens noch prognostizieren sie gerichtliche Ergebnisse. Praktische 

Empfehlungen werden von  gesetzlichen  Anforderungen unterschieden.  Betragsbeispiele  sind 

keine  Honorarangebote.  Gesetzliche  Entscheidungsfristen  beschreiben  den  rechtlichen 

Rahmen; sie sind keine Zusage, dass ein Gericht eine konkrete Angelegenheit innerhalb dieses 

Zeitraums entscheiden wird.

Bei der ersten Mandatierung in einer laufenden Angelegenheit sollten sämtliche 

eingegangenen Unterlagen und die genauen Zustellungsdaten vorgelegt werden. Eine 

kurze Frist kann bereits ablaufen, während die Beteiligten noch darüber sprechen, ob sie 

anwaltliche Unterstützung beauftragen.

Diese Veröffentlichung bietet allgemeine Informationen. Sie ersetzt keine Beratung anhand der 

Unterlagen,  des  geltenden  Rechts,  des  bisherigen  Verfahrens  und  der  Ziele  eines  konkreten 

Streitfalls. Ein Mandatsverhältnis mit Tridens entsteht nur zu vereinbarten Bedingungen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 1–34; Zivilgesetzbuch; die im Quellenverzeichnis aufgeführten Gesetze und 
Übereinkommen. Recherchestand: 19. Oktober 2026.
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KAPITEL 02

Die Weichenstellungen eines 
Rechtsstreits
Vor Einleitung eines Verfahrens benötigt der Mandant klare Antworten auf fünf Fragen: Welches  

rechtliche Ergebnis ist erreichbar? Wer muss klagen oder verklagt werden? Welches Gericht darf 

entscheiden? Welche Beweise tragen den Fall? Und lässt sich das Ergebnis durchsetzen? Diese 

Fragen hängen zusammen. Ein vertraglicher Zahlungsanspruch kann leichter zu begründen sein 

als  ein Eigentumsanspruch,  den Kläger  aber  auf  die  Stellung eines  ungesicherten Gläubigers 

einer  insolventen  Gesellschaft  beschränken.  Ein  ausländisches  Urteil  kann  wirtschaftlich  nur 

dann nützlich sein, wenn damit auf Vermögen in Albanien zugegriffen werden kann.

Das Ziel vor der Klageschrift festlegen

Das Gericht entscheidet grundsätzlich innerhalb der gestellten Anträge. Nach Art. 6 ZPO muss es 

über das entscheiden, was beantragt wurde, und nur darüber. Die Anträge sollten deshalb vom 

angestrebten  Ergebnis  aus  formuliert  werden:  Zahlung  eines  bestimmten  Betrags,  Erfüllung 

einer  Verpflichtung,  Herausgabe  eines  identifizierten  Vermögensgegenstands,  Feststellung 

eines  Rechts,  Unwirksamkeit  oder  Beendigung  eines  Rechtsgeschäfts,  Unterlassung  einer 

Beeinträchtigung oder ein anderer nach materiellem Recht zulässiger Rechtsschutz.

Sachverhalt,  Rechtsgrundlage  und  beantragte  Entscheidung  müssen  zusammenpassen.  Der 

Vorwurf,  ein  Bauträger  habe  den  Bau  verzögert,  lässt  noch  offen,  ob  der  Käufer  Erfüllung,  

Vertragsstrafe,  Vertragsbeendigung mit  Rückzahlung,  Schadensersatz oder hilfsweise andere 

Rechtsfolgen  verlangt.  Diese  Möglichkeiten  können  unterschiedliche  Voraussetzungen, 

Verjährungsfristen,  Beweisanforderungen  und  Vollstreckungsfolgen  haben.  Der  Anwalt  sollte 

ihre  Vereinbarkeit  prüfen  und  widersprüchliche  Ansprüche  nicht  ohne  Erläuterung  ihres 

Hilfsverhältnisses verfolgen.

Bei  der  Bezifferung  sind  Hauptforderung,  vertragliche  Zinsen,  gesetzliche  Zinsen, 

Vertragsstrafen,  Schadensersatz  und  Kosten  auseinanderzuhalten.  Währung,  maßgebliche 

Daten, Berechnungsmethode und Belege sind festzuhalten. Künftige oder fortlaufende Beträge 
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bedürfen einer geeigneten materiell- und verfahrensrechtlichen Gestaltung. Vom Gericht kann 

nicht  erwartet  werden,  aus  einer  Sammlung  von  Rechnungen  eine  unbestimmte 

Zahlungsforderung zu rekonstruieren.

Die Gegenargumente frühzeitig prüfen

Eine belastbare Erstbewertung trennt unstreitige von streitigen Tatsachen und dokumentierte 

Angaben  von  Annahmen.  Prüfen  Sie  die  stärkste  denkbare  Position  der  Gegenseite: 

Haftungsausschlüsse,  Leistungsmängel,  Zahlung,  Aufrechnung,  fehlende  Vertretungsmacht, 

fehlende  Parteien,  Fristen,  Gerichtsstandsklauseln  und  Beweise,  die  der  Darstellung  des 

Mandanten widersprechen. Der Anwalt benötigt frühzeitig auch nachteilige Unterlagen. Eine bei  

der  Vorbereitung  erkannte  Schwäche  lässt  sich  oft  auffangen;  wird  sie  erstmals  im 

Verhandlungstermin sichtbar, ist dies erheblich schwieriger.

Bei  Unternehmensmandaten  ist  zu  klären,  wem  der  Anspruch  zusteht.  Der  wirtschaftliche 

Verlust eines Gesellschafters kann auf einem Schaden der Gesellschaft beruhen, berechtigt ihn  

aber  nicht  automatisch,  den  Gesellschaftsschaden  persönlich  geltend  zu  machen.  Ebenso 

haftet ein Geschäftsführer, der für eine Gesellschaft einen Vertrag unterzeichnet, nicht allein 

deshalb persönlich für deren Verpflichtungen. Garantien, eigenes Fehlverhalten und gesetzliche 

Haftung sind gesondert zu untersuchen.

Realisierbarkeit und angemessenen Aufwand planen

Ermitteln Sie vor Festlegung des Prozessumfangs auf rechtmäßigem Weg, welches Vermögen 

verfügbar  ist.  Berücksichtigen  Sie  Vermögenslage,  besicherte  Verbindlichkeiten,  Bank-  und 

Geschäftsbeziehungen, weitere Rechtsstreitigkeiten und Zahlungsfähigkeit des Beklagten. Ein 

Urteil  gegen  eine  Konzerngesellschaft  ist  nicht  automatisch  gegen  andere 

Gruppengesellschaften oder deren Gesellschafter vollstreckbar. Stellen Sie für jeden möglichen 

Vollstreckungsgegenstand  den  rechtlichen  Eigentümer  sowie  vorrangige  Sicherheiten  und 

Rechte Dritter fest.

Arbeiten  Sie  mit  einem  Budget  nach  Verfahrensphasen.  Erste  Sachverhaltsaufklärung, 

Eilrechtsschutz, erste Instanz, Sachverständigenbeweis, Berufung und Vollstreckung benötigen 

eigene Annahmen und Entscheidungspunkte. Vergleichen Sie den realistisch erzielbaren Betrag 

mit  dem  erforderlichen  Aufwand,  der  voraussichtlichen  Verzögerung  und  den  geschäftlichen 
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Folgen eines längeren Konflikts. Diese wirtschaftliche Bewertung ersetzt die rechtliche Analyse 

nicht.

Ein  Vergleich  ist  am  Nettowert  des  Prozesses  zu  messen,  nicht  allein  am  Nennbetrag  der 

Forderung. Eine gesicherte, vollstreckbare und sofort zahlbare Vergleichssumme kann wertvoller 

sein  als  ein  später  erstrittenes,  höheres,  aber  ungesichertes  Urteil.  Umgekehrt  kann  ein 

Vergleich,  der  lediglich  die  Zahlung  ohne  Sicherheit  verschiebt,  die  Lage  des  Gläubigers 

verschlechtern.

Die Grundlage für eine fundierte Erstberatung

Stellen Sie eine datierte Chronologie, sämtliche Verträge und Änderungen, Unternehmensdaten, 

Mitteilungen,  Zahlungsbelege,  frühere  Korrespondenz  und  eine  Liste  bekannter 

Vermögenswerte  bereit.  Benennen  Sie  das  gewünschte  Ergebnis  und  unverhandelbare 

wirtschaftliche  Vorgaben.  Erläutern  Sie,  ob  andernorts  bereits  Gerichts-  oder 

Vollstreckungsverfahren,  behördliche  Maßnahmen  oder  Verhandlungen  laufen.  Kennzeichnen 

Sie  dringende  Risiken,  etwa  drohende  Übertragung,  Abriss,  Kündigung,  auslaufende  Garantie 

oder Verlust von Unterlagen.

Eine Prozessstrategie sollte sowohl die angestrebte gerichtliche Anordnung als auch die 

praktischen Schritte benennen, durch die sie die Position des Mandanten tatsächlich 

verbessert.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 2, 6, 12, 31–34, 154 und 310; die materiellen Ansprüche richten sich nach den 
einschlägigen Bestimmungen des Zivilgesetzbuchs und der Spezialgesetze.
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KAPITEL 03

Gerichte und der richtige 
Verfahrensweg
Ordentliche  Zivilstreitigkeiten  beginnen  regelmäßig  vor  einem  erstinstanzlichen  Gericht  der 

allgemeinen  Gerichtsbarkeit.  Über  ordentliche  Berufungen  entscheidet  das  Berufungsgericht 

der allgemeinen Gerichtsbarkeit. Das Oberste Gericht prüft Fälle innerhalb seiner gesetzlichen 

Rekurszuständigkeit. Das Verfassungsgericht erfüllt eine eigenständige verfassungsrechtliche 

Aufgabe und ist keine weitere ordentliche zivilrechtliche Rechtsmittelinstanz.

Die  Gerichtsstruktur  wurde  2023  neu  geordnet.  Das  Netz  der  ordentlichen  erstinstanzlichen 

Gerichte  wurde  auf  dreizehn  Gerichte  reduziert;  an  die  Stelle  der  früheren  regionalen 

ordentlichen  Berufungsgerichte  trat  ein  einziges  Berufungsgericht  der  allgemeinen 

Gerichtsbarkeit. Ältere Verträge, Entscheidungen und konsolidierte Gesetzestexte können noch 

auf  ‘Bezirksgerichte’  oder  die  frühere  Berufungsstruktur  verweisen.  Diese  Bezeichnungen 

müssen dem heute zuständigen Gericht zugeordnet werden. Sie sollten nicht ohne Prüfung der 

aktuellen Gerichtsbezirke in neue Schriftsätze übernommen werden.

Zivil- oder Verwaltungsgerichtsbarkeit

Die  Beteiligung  einer  Behörde  entscheidet  für  sich  genommen  nicht  über  den  richtigen 

Rechtsweg. Maßgeblich sind das Rechtsverhältnis, die angegriffene Handlung und der begehrte 

Rechtsschutz.  Die  Anfechtung  hoheitlichen  Handelns  kann  in  die  Verwaltungsgerichtsbarkeit 

und  unter  das  Gesetz  Nr.  49/2012  fallen.  Ein  privatrechtlicher  Streit  mit  einer  öffentlichen  

Einrichtung kann anders zu beurteilen sein. Besonders sorgfältig zu prüfen sind Beschäftigung 

im  öffentlichen  Dienst,  öffentliche  Aufträge,  Steuerbescheide  und  Streitigkeiten  um 

Immobilienregistrierungen.

Nach  dem  jeweiligen  Spezialgesetz  kann  vor  einem  Gerichtsverfahren  ein 

Verwaltungsrechtsbehelf  oder ein anderes obligatorisches Vorverfahren erforderlich sein.  Die 

ordentlichen  zivilrechtlichen  Rechtsmittelfristen  dürfen  nicht  entsprechend  auf 

Verwaltungsstreitigkeiten übertragen werden. Besondere Fristen und Zuständigkeitsregeln sind 
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gesondert  zu  prüfen.  Eine  Zivilklage  ist  kein  sicherer  Ersatz  für  einen  versäumten 

Verwaltungsrechtsbehelf.

Strafverfahren  betreffen  strafrechtliche  Verantwortlichkeit.  Eine  Strafanzeige  sollte  nicht  als 

allgemeines  Inkassoinstrument  behandelt  werden.  Daneben  können  zivilrechtliche  Fragen 

bestehen;  die  ZPO regelt  auch Fälle,  in  denen der  Zivilprozess von einem  anderen Verfahren 

abhängt. Es gibt aber keine automatische Regel, wonach jeder Betrugsvorwurf die Fortsetzung 

des Zivilprozesses verhindert.

Besetzung des Gerichts

Art.  35  ZPO  sieht  in  erster  Instanz  grundsätzlich  einen  Einzelrichter  vor.  In  bestimmten 

Angelegenheiten entscheiden drei Richter, darunter bei Klagen mit einem Wert von mehr als 50 

Millionen  ALL  sowie  in  bestimmten  Verfahren  über  Verschollenheit,  Todeserklärung  oder 

Geschäftsfähigkeit.  Streitwert  und  Streitgegenstand  können  somit  die  Gerichtsbesetzung 

beeinflussen.

Das  Berufungsgericht  entscheidet  grundsätzlich  mit  drei  Richtern.  Gesetzliche  Ausnahmen 

sehen  einen  Einzelrichter  vor,  unter  anderem  für  bestimmte  geringwertige  vertragliche 

Ansprüche  und  Vollstreckungssachen.  Das  Zivilkollegium  des  Obersten  Gerichts  entscheidet 

regelmäßig mit drei Richtern; für die Vereinheitlichung oder Fortentwicklung der Rechtsprechung 

und  für  Verfahren  vor  den  vereinigten  Kollegien  gelten  besondere  Besetzungsregeln.  Eine 

vorschriftswidrige Besetzung kann einen schweren Verfahrensfehler darstellen.
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Einwände gegen Gerichtsbarkeit und Zuständigkeit

Das  albanische  Verfahrensrecht  unterscheidet  zwischen  Gerichtsbarkeit  (juridiksion)  und 

Zuständigkeit  (kompetencë).  Auch  sachliche,  funktionelle  und  örtliche  Zuständigkeit  sind 

auseinanderzuhalten.  Manche  Fragen  prüft  das  Gericht  von  Amts  wegen;  andere  muss  eine 

Partei innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Verfahrensphase rügen. Nach Art. 61 ZPO ist die 

fehlende gewöhnliche örtliche Zuständigkeit vor der Anordnung des Verhandlungstermins nach 

Art.  158/c  geltend  zu  machen.  Für  die  ausschließliche  örtliche  Zuständigkeit  gelten  andere 

Regeln.

Nicht jede Zuständigkeitsentscheidung kann sofort selbständig angefochten werden. Nach Art. 

62 wird die Entscheidung über die Feststellung der Unzuständigkeit oder die Zurückweisung der 

Rüge nach Maßgabe der ZPO zusammen mit der Endentscheidung oder der das Verfahren ohne 

Sachentscheidung  beendenden  Entscheidung  angefochten.  Für  Fragen  der  Gerichtsbarkeit 

nach  Art.  59  gelten  eigene  Regeln.  Das  richtige  Rechtsmittel  ist  anhand  der  konkreten 

Entscheidung  zu  bestimmen,  nicht  anhand  ihrer  pauschalen  Bezeichnung  als 

‘Zuständigkeitsentscheidung’.

Wird eine  Akte  verwiesen oder zurückgegeben,  sind der  ursprüngliche  Einreichungsnachweis 

und sämtliche nachfolgenden Anordnungen aufzubewahren. Prüfen Sie die Auswirkungen auf 

Verjährung und vorläufigen Rechtsschutz. Eine Verweisung ist ein organisatorischer Vorgang im 

Verfahrensablauf,  kann aber auch beeinflussen, welcher Richter Eilanträge erhält  und wie die 

Parteien benachrichtigt werden.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 35–41 und 59–64; Gesetz Nr. 49/2012; Jahresbericht 2023 des Hohen Justizrats, 
Abschnitt zur Umsetzung der neuen Gerichtsstruktur.
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KAPITEL 04

Örtliche und internationale 
Zuständigkeit
Bei Auslandsbezug sind zwei Fragen getrennt zu prüfen: Sind albanische Gerichte international  

zuständig,  und  welches  albanische  Gericht  ist  zuständig?  Das  auf  den  Vertrag  anwendbare 

Recht  ist  eine  dritte  Frage.  Die  Wahl  deutschen  oder  englischen  Sachrechts  bedeutet 

beispielsweise nicht automatisch die Wahl eines deutschen oder englischen Gerichts.

Die innerstaatlichen Gerichtsstände

Ausgangspunkt ist regelmäßig der Wohnsitz des Beklagten oder der Sitz der juristischen Person, 

vorbehaltlich  der  Einzelregelungen  der  ZPO.  Auch  die  Tätigkeit  einer  Niederlassung  kann 

Bedeutung haben. Dingliche Rechte an Grundstücken, Grundstücksteilung und Besitzansprüche 

unterliegen der besonderen örtlichen Regelung des Art. 45. Für erbrechtliche Streitigkeiten gilt 

Art.  46.  Diese  Vorschriften  werden  nicht  allein  deshalb  verdrängt,  weil  ein  anderes  Gericht 

praktischer wäre.

Für  andere  Ansprüche  kann  ein  zusätzlicher  Gerichtsstand  bestehen.  Die  ZPO  eröffnet 

Wahlmöglichkeiten  für  bestimmte  arbeitsrechtliche  Ansprüche,  Unterhalts-  und 

Schadensersatzansprüche.  Bei  mehreren  Beklagten  oder  zusammenhängenden  Ansprüchen 

sind  die  Regeln  über  Verbindung  und  Gerichtsstand  gemeinsam  zu  lesen.  Der  praktische 

Wunsch,  alles  an  einem  Ort  zu  verhandeln,  begründet  keine  Zuständigkeit,  wenn  die 

gesetzlichen Voraussetzungen fehlen.

Art.  52  erlaubt  innerhalb  seiner  Grenzen  schriftliche  Vereinbarungen  über  die  örtliche 

Zuständigkeit. Die Parteien können dadurch die ausschließlichen Regeln der Art. 45 und 46 oder 

andere  gesetzliche  Verbote  nicht  außer  Kraft  setzen.  Die  Klausel  sollte  die  erfassten 

Streitigkeiten und das gewählte Gericht klar benennen. Ein vager Verweis auf ‘die zuständigen  

Gerichte’ kann gegenüber der gesetzlichen Lage wenig bewirken.
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Ausländische Parteien und das internationale Privatrecht

Das Gesetz Nr.  10 428 vom 2.  Juni  2011 über das internationale Privatrecht regelt  neben den  

einschlägigen  Übereinkommen  und  der  ZPO  die  internationale  Zuständigkeit.  Die  allgemeine 

Regel des Art. 71 knüpft an den gewöhnlichen Aufenthalt des Beklagten in Albanien an. Art. 80 

enthält  zusätzliche  Anknüpfungen,  darunter  bestimmte  in  Albanien  zu  erfüllende 

Vertragspflichten  und  dort  eintretende  schädigende  Handlungen.  Die  genaue  Verbindung  ist 

anhand des Sachverhalts festzustellen.

Art.  72  behält  bestimmte  Angelegenheiten  albanischen  Gerichten  vor,  darunter  bestimmte 

Rechte an albanischen Immobilien, gesellschafts- oder organisationsrechtliche Entscheidungen 

zu mit Albanien verbundenen Rechtsträgern, die Wirksamkeit von Eintragungen in albanischen 

öffentlichen Registern sowie  die  Vollstreckung  in  Albanien.  Eine  anderweitige ausschließliche 

Gerichtsstandsklausel ist an diesen Regeln und einschlägigen Übereinkommen zu messen; ihre 

Wirksamkeit darf nicht für jeden Streit aus dem Vertrag unterstellt werden.

Art. 73 erkennt Gerichtsstandsvereinbarungen unter den dort genannten Voraussetzungen an. 

Unter  den  bestimmten  Umständen  kann  auch  die  Beteiligung  des  Beklagten  ohne  Rüge  der 

internationalen  Zuständigkeit  Bedeutung  erlangen.  Vor  einer  inhaltlichen  Einlassung,  die  als 

Annahme des Gerichtsstands gelten könnte, sollte daher anwaltlicher Rat eingeholt werden. Die 

Rüge der internationalen Zuständigkeit ist mit der Verteidigungsfrist abzustimmen und darf nicht 

übergangen werden.

Art.  81  eröffnet  albanischen  Gerichten  Zuständigkeit  für  vorläufige  Schutzmaßnahmen,  wenn 

diese  in  Albanien  vollzogen  werden  sollen  oder  die  albanischen  Gerichte  für  die  Hauptsache 

zuständig sind. Dies ist wichtig, wenn der Streit international, der gefährdete Vermögenswert 

aber vor Ort ist.  Die Möglichkeit  örtlichen Eilrechtsschutzes begründet nicht automatisch die 

Zuständigkeit für den gesamten Hauptsachestreit.

Parallele Verfahren

Art. 38 ZPO erlaubt dem albanischen Gericht unter den dort genannten Voraussetzungen, ein 

später eingeleitetes albanisches Verfahren zugunsten eines früheren ausländischen Verfahrens 

auszusetzen,  wenn  dessen  Entscheidung  voraussichtlich  anerkannt  werden  kann  und  eine 

geordnete  Rechtspflege  die  Aussetzung  rechtfertigt.  In  bestimmten  Fällen,  etwa  bei 
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problematischer  Verzögerung  im  Ausland,  kann  das  Verfahren  fortgesetzt  werden.  Ein 

ausländisches Verfahren schließt eine albanische Klage nicht automatisch aus.

Vergleichen  Sie  Parteien,  Streitgegenstand,  Rechtsgrundlage,  Einreichungsdaten  und  den 

voraussichtlichen  Anerkennungsweg.  Parallele  Verfahren  können  widersprüchliche  Urteile, 

doppelte Kosten und schwierige Zustellungsfragen verursachen. Informieren Sie den Anwalt von 

Anfang  an,  auch  wenn  das  andere  Verfahren  ein  verbundenes  Unternehmen,  einen 

zusammenhängenden Vertrag oder nur einen Teil der Geschäftsbeziehung betrifft.

Gerichtsstandswahl nach dem Haager Übereinkommen

Das Haager Übereinkommen von 2005 über Gerichtsstandsvereinbarungen trat für Albanien am 

1. Oktober 2024 in Kraft. Es kann für erfasste ausschließliche Gerichtsstandsvereinbarungen und 

die  Anerkennung  der  darauf  beruhenden  Urteile  erhebliche  Bedeutung  haben. 

Anwendungsbereich,  Ausnahmen  und  Übergangsregeln  sind  zu  prüfen.  Es  bestätigt  nicht 

pauschal  jede  Klausel  in  jedem  Verbraucher-,  Arbeits-  oder  Immobilienvertrag.  Kapitel  23 

erläutert die Unterschiede zum Haager Urteilsübereinkommen von 2019.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 37–58; Gesetz Nr. 10 428/2011 Art. 71–85; Haager Übereinkommen von 2005 über 
Gerichtsstandsvereinbarungen, Art. 1–6 und 16; HCCH-Statustabelle.
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KAPITEL 05

Parteien, Vertretung und Vollmacht
Die in der Klage benannte Partei muss die Person oder der Rechtsträger sein, dem der Anspruch 

zusteht oder der für die Verpflichtung rechtlich einzustehen hat. Eine genaue Identifizierung ist  

für Zustellung, Aktiv- und Passivlegitimation, Bindungswirkung und Vollstreckung entscheidend. 

Eine Geschäfts-, Projekt- oder Gebäudebezeichnung ist nicht notwendigerweise eine juristische 

Person.

Beschaffen Sie bei  einer  Gesellschaft  einen aktuellen Registerauszug und prüfen Sie frühere 

Eintragungen,  wenn  Identität  oder  Vertretungsmacht  eines  Unterzeichners  relevant  sind. 

Kontrollieren  Sie  Firma,  Registernummer,  Sitz,  Geschäftsführer,  Vertretungsregeln, 

Liquidationsstatus und etwaige Rechtsnachfolge oder Verschmelzung. Bei natürlichen Personen 

sind Identität und eine zustellfähige Anschrift zu verifizieren. Bei Nachlass, gemeinschaftlichem 

Eigentum  oder  einer  nicht  prozessfähigen  Person  ist  zu  klären,  wer  in  welcher  Eigenschaft 

handeln muss.

Befugnis zur Prozessführung

Die Art. 90–98 ZPO regeln Beteiligung und Vertretung. Je nach Umständen kann eine natürliche 

Person selbst oder durch einen zugelassenen Vertreter handeln. Juristische Personen handeln 

durch ihre zuständigen Organe oder bevollmächtigte Vertreter. Wer das Tagesgeschäft führt, ist  

nicht deshalb auch befugt, einen Prozess einzuleiten, Zustellungen anzunehmen, auf Ansprüche 

zu verzichten oder einen Vergleich zu schließen.

Eine  Vollmacht  sollte  Mandant  und  Vertreter  benennen  und  das  beabsichtigte  Verfahren 

erfassen.  Art.  97 verlangt eine besondere Ermächtigung für  Handlungen, mit  denen über das  

streitige Recht verfügt wird.  Vergleich, Rücknahme, Verzicht,  Anerkenntnis, Geldempfang und 

Weisungen zur Vollstreckung sollten deshalb ausdrücklich geregelt und nicht einer pauschalen 

Formulierung überlassen werden.

Vor dem Obersten Gericht besteht nach Art. 96/a Anwaltszwang, vorbehaltlich der gesetzlichen 

Ausnahme für die Vertretung durch die Staatliche Rechtsvertretung. Art. 474 verlangt, dass der 

vertretende  Rechtsanwalt  Rekurse  und  andere  Anträge  an  dieses  Gericht  unterzeichnet.  Die 
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Unterschrift des Mandanten ersetzt die vorgeschriebene anwaltliche Unterschrift nicht. Die für 

den Rekurs erforderliche besondere Vollmacht gehört zu den Einreichungsunterlagen.

Mandatierung aus dem Ausland

Ausländische  Mandanten  können  häufig  einen  großen  Teil  des  Prozesses  durch  albanische 

Rechtsanwälte führen lassen. Es sollte ihnen jedoch nicht zugesagt werden, dass persönliche 

Anwesenheit niemals erforderlich wird. Das Gericht kann diese im gesetzlich zulässigen Umfang 

anordnen, etwa zur Sachverhaltsaufklärung. Zeugenaussagen, Identitätsfragen und bestimmte 

Vergleichs- oder Personenstandsangelegenheiten können ebenfalls zusätzliche Vorkehrungen 

erfordern.

Ausländische Registerauszüge, Vollmachten und andere öffentliche Urkunden können je nach 

einschlägigem  Übereinkommen  und  Dokumentenart  eine  Apostille  oder  andere 

Echtheitsbestätigung benötigen.  Beglaubigung und Übersetzung sind getrennte Fragen.  Eine 

Apostille bestätigt in ihrem Anwendungsbereich die öffentliche Unterschrift oder das Siegel; sie 

beweist weder die Richtigkeit jeder Aussage noch eine materiell-rechtliche Befugnis, über die  

der Unterzeichner nicht verfügte.

Fremdsprachige  Beweismittel  sind  nach  Art.  266  ZPO  mit  einer  geeigneten  albanischen 

Übersetzung  einzureichen.  Klären  Sie  die  erforderliche  Bestätigung,  bevor  Sie  im  Ausland 

Übersetzungen beauftragen. Unterschiedliche Schreibweisen, Transliteration, Anschriften und 

Unternehmenskennzeichen sind anhand der Ausgangsdokumente abzugleichen und dürfen vom 

Prozessteam nicht stillschweigend ‘korrigiert’ werden.

Mehrere Beteiligte und Interessenkonflikte

Sollen  mehrere  Personen  an  das  Ergebnis  gebunden  sein,  ist  vor  Klageerhebung  eine 

notwendige  Streitgenossenschaft  zu  prüfen.  Bei  Eigentumsteilung,  unteilbaren 

Rechtsverhältnissen  oder  gesellschaftsrechtlichen  Streitigkeiten  können  weitere  Parteien 

erforderlich  sein.  Das  Gericht  kann  die  Vervollständigung  einer  notwendigen  Beteiligung 

anordnen; sich auf eine spätere Korrektur zu verlassen, schafft jedoch vermeidbare Risiken und  

Verzögerungen.

Verbundene Beteiligte haben nicht stets identische Interessen. Gesellschaft, Geschäftsführer, 

Gesellschafter und Bürge können gesonderte Beratung benötigen. Der Anwalt sollte Konflikte 
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erkennen,  bevor  er  von  allen  Beteiligten  ausführliche  vertrauliche  Informationen  erhält.  Der 

Mandant sollte eine Person zur Informationskoordination bestimmen; sachliche Entscheidungen 

müssen beim rechtlich befugten Entscheidungsträger verbleiben.

Vertraulichkeit und Gerichtsakte

Berufliche  Verschwiegenheit  garantiert  nicht,  dass  sämtliche  einem  Anwalt  übergebenen 

Unterlagen im Prozess unverwertbar sind. Die Art. 235 und 264 ZPO enthalten Schutzregeln zum 

Wissen  von  Vertretern  und  zur  Urkundenvorlage;  einzelne  Mitteilungen  und  Aufzeichnungen 

bedürfen aber rechtlicher Prüfung. Einen Anwalt bei einer geschäftlichen E-Mail lediglich in Kopie 

zu setzen, klärt deren beweisrechtlichen Status nicht.

Trennen  Sie  Rechtsberatung  von  gewöhnlicher  Geschäftskorrespondenz,  begrenzen  Sie  den 

Zugriff  auf  tatsächlich  vertrauliche  Unterlagen  und  besprechen  Sie  Schutzmaßnahmen  vor 

Einreichung von Geschäftsgeheimnissen oder personenbezogenen Daten. Grundsätzlich gilt die 

Öffentlichkeit  der  Rechtspflege;  Art.  173  erlaubt  unter  bestimmten  Voraussetzungen  den 

Ausschluss der Öffentlichkeit.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 90–98, 162, 173, 182, 235, 264, 266, 474 und 476; Gesetz Nr. 10 428/2011 Art. 82–85; 
Haager Apostille-Übereinkommen und einschlägige bilaterale Vereinbarungen.
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KAPITEL 06

Verjährung und vorgerichtliche 
Schritte
Die  Verjährungsprüfung  sollte  abgeschlossen  sein,  bevor  sich  inhaltliche  Verhandlungen 

hinziehen. Die ZPO regelt das Verfahren; zahlreiche Fristen für die Geltendmachung von Rechten 

ergeben  sich  dagegen  aus  dem  Zivilgesetzbuch  und  Spezialgesetzen.  Ein  Anspruch  kann 

tatsächlich gut begründet sein und dennoch scheitern, weil die maßgebliche Frist abgelaufen ist  

und die Gegenseite die Einrede erhebt.

Allgemeine und besondere Verjährungsfristen

Art.  114  des  Zivilgesetzbuchs  sieht  grundsätzlich  zehn  Jahre  vor,  soweit  das  Gesetz  nichts 

anderes  bestimmt.  Dies  ist  ein  Ausgangspunkt,  keine  allgemeingültige  Regel.  Art.  115  enthält 

deutlich kürzere Fristen: sechs Monate für die dort genannten Vertragsstrafenansprüche; ein 

Jahr für Speditionsansprüche; sechs Monate für bestimmte Beförderungsansprüche außerhalb 

der  Seeschifffahrt  und  ein  Jahr  für  See-  oder  gemischte  Transporte;  zwei  Jahre  für  

Versicherungs- und Rückversicherungsentschädigungen; drei Jahre für Mieten unbeweglicher 

Sachen; sowie drei  Jahre für außervertragliche Schäden und ungerechtfertigte Bereicherung. 

Für bestimmte immaterielle Ansprüche wegen Rufschädigung gilt ein Jahr.

Weitere  Vorschriften  des  Zivilgesetzbuchs  und  Spezialgesetze  bestimmen  eigene  Fristen. 

Bestimmte in Art. 113 aufgeführte Rechte oder Klagen verjähren nicht. Daraus folgt jedoch nicht,  

dass  jeder  als  ‘Eigentumsfall’  oder  ‘Feststellung’  bezeichnete  Streit  von  zeitlichen  Grenzen 

ausgenommen  ist.  Zu  prüfen  sind  der  Inhalt  des  begehrten  Rechtsschutzes,  konkurrierende 

Rechte wie Ersitzung und einschlägige Sonderregelungen.

Nach Art.  125 berücksichtigt das Gericht die eingetretene Verjährung grundsätzlich nicht von 

Amts  wegen;  die  betroffene  Partei  muss  sich  darauf  berufen.  Der  Beklagte  sollte  die  Frage 

frühzeitig erkennen und innerhalb der Verteidigungsregeln der ZPO geltend machen. Der Kläger  

sollte sie auch dann prüfen, wenn der Beklagte sie noch nicht angesprochen hat.
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Den Beginn der Frist bestimmen

Art. 117 knüpft den Fristbeginn an die Entstehung des Klagerechts; es folgen besondere Regeln. 

Bei vertraglichen Verpflichtungen mit festem Erfüllungstermin beginnt die Frist nach Art. 118 mit 

diesem Termin. Wiederkehrende Zahlungen haben eigene Fristbeginne. Besondere Sorgfalt ist 

bei  Verpflichtungen  ohne  feste  Laufzeit  oder  mit  Fälligkeit  auf  Verlangen  erforderlich:  Die 

gesetzliche  Regel  darf  nicht  durch  die  Annahme  ersetzt  werden,  der  Gläubiger  könne  die 

Verjährung durch Aufschieben seiner Aufforderung unbegrenzt hinauszögern.

Für außervertragliche Schäden stellt Art. 120 darauf ab, wann der Geschädigte den Schaden und 

die verantwortliche Person kannte oder hätte kennen müssen. Vergleichbare kenntnisbezogene 

Regeln bestehen bei  ungerechtfertigter Bereicherung. Die maßgebliche Kenntnis sollte durch 

datierte Unterlagen belegt werden, nicht allein durch die nachträgliche Erklärung, der Mandant 

habe das Problem ‘erst kürzlich erkannt’.

Erstellen  Sie  für  jeden  Anspruch  und  jeden  Beklagten  eine  Verjährungsübersicht.  

Hauptforderung,  Mietrate,  Vertragsstrafe,  Freistellungs-  oder  Ersatzanspruch  und 

Schadensersatz  können  unterschiedliche  Fristen  oder  Fristbeginne  haben.  Trennen  Sie  die 

Verjährung  von  vertraglichen  Mitteilungsfristen,  dem  Ablauf  einer  Garantie  und  gerichtlichen 

Verfahrensfristen.

Unterbrechung, Hemmung und Ausschlussfristen

Art.  131  erkennt  mehrere  Unterbrechungstatbestände  an:  ein  hinreichend  eindeutiges 

Anerkenntnis des Schuldners, die Erhebung einer Klage oder Widerklage beziehungsweise eines 

von der Vorschrift erfassten Einwands, eine den Schuldner in Verzug setzende Handlung und den 

Antrag  auf  Zwangsvollstreckung.  Ob  ein  bestimmtes  Schreiben  genügt,  hängt  von  Inhalt, 

Rechtswirkung und nachweisbarem Zugang ab. Eine beiläufige Verhandlungs-E-Mail sollte nicht 

als ausreichende Anspruchssicherung angesehen werden.

Die  Art.  134  und  135  regeln  die  Wirkung  der  Unterbrechung.  Wird  das  Verfahren  ohne 

Sachentscheidung  beendet  oder  eingestellt,  kann  die  durch  die  Einreichung  bewirkte 

Unterbrechung entfallen. Eine Klage zurückzunehmen, um ihre Formulierung zu verbessern, kann 

deshalb Folgen haben, die über eine erneute Gerichtsgebühr hinausgehen. Vor Rücknahme oder 

einvernehmlicher Verfahrensbeendigung ist die Verjährung zu prüfen.
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Die Hemmung nach Art. 129–130 ist davon zu unterscheiden: Unter bestimmten Umständen wird 

Zeit  bei  der  Berechnung  nicht  mitgezählt.  Wiederum  anders  sind  Ausschlussfristen.  Art.  137 

schließt  die  gewöhnlichen  Unterbrechungsregeln  grundsätzlich  aus;  eine  Hemmung  gilt  nur, 

soweit  gesetzlich  zugelassen.  Gesetzliche  Verjährungsfristen  können  nicht  verlässlich  durch 

eine Art. 116 widersprechende Vereinbarung verlängert werden.

Aufforderung und Anspruchssicherung sinnvoll gestalten

Eine  vorgerichtliche  Aufforderung  sollte  Verpflichtung,  Vertrag,  Pflichtverletzung,  verlangten 

Betrag  oder  Leistung,  Frist  und  Zahlungs-  oder  Übergabemodalität  benennen.  Sie  sollte 

erforderliche Rechtsvorbehalte enthalten und den vertraglich sowie gesetzlich maßgeblichen 

Zustellungsweg  nutzen.  Eine  Aufforderung  kann  Verzug  begründen  oder  die  Verjährung 

unterbrechen; geeigneter Wortlaut und Übermittlungsweg sind jedoch zu prüfen und nicht zu 

unterstellen.

Die ZPO schreibt nicht für jede Zivilklage ein einheitliches vorgerichtliches Verfahren vor. Vertrag 

oder  Spezialgesetz  können  gleichwohl  eine  vorherige  Mitteilung,  Nachfrist,  behördliche 

Überprüfung  oder  einen  anderen  Schritt  verlangen.  Eilrechtsschutz  kann  zudem  erforderlich 

sein, bevor eine Aufforderung die Gegenseite auf eine drohende Pfändung aufmerksam macht.  

Besteht  ernsthaft  die  Gefahr  einer  Vermögensverschiebung,  sollte  die  Reihenfolge  mit  dem 

Anwalt abgestimmt werden.

Erteilen  Sie  intern  eine  Aufbewahrungsanweisung  für  E-Mails,  Nachrichtendienste, 

Buchhaltungssysteme,  Originalverträge,  Baustellenaufzeichnungen  und  Sicherungskopien. 

Stoppen  Sie  die  routinemäßige  Löschung  relevanter  Daten.  Bewahren  Sie  Originalformat  und 

Zusammenhang;  ein  Screenshot  allein  belegt  möglicherweise  weder  Urheberschaft  noch 

Vollständigkeit oder Datum.

Laufende Verhandlungen hemmen die Verjährung nicht automatisch. Dokumentieren Sie 

die rechtlich wirksame Sicherungsmaßnahme und den Nachweis ihrer Durchführung.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: Zivilgesetzbuch Art. 112–139, insbesondere 114–125 und 129–137; ZPO Art. 154, 158 und 201–
201/a.
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KAPITEL 07

Kosten, Gebühren und finanzielles 
Risiko
Der  Streitwert  ist  nur  ein  Teil  der  wirtschaftlichen  Entscheidung.  Ein  Prozessbudget  sollte 

Gerichtsgebühren,  Anwaltshonorare,  Sachverständige,  Übersetzungen,  Zustellungen,  Reisen, 

Sicherheitsleistungen  und  Vollstreckungskosten  gesondert  ausweisen.  Auch  das  Risiko,  bei 

erfolgloser Klage oder Verteidigung erstattungsfähige Kosten der Gegenseite tragen zu müssen, 

gehört dazu.

Gerichtsgebühren und Vorschüsse

Das  Gesetz Nr.  98/2017 regelt  Gerichtsgebühren,  darunter  allgemeine Einreichungsgebühren, 

besondere  Verfahrens-  oder  Verwaltungsgebühren  und  zusätzliche  Gebühren  bei 

ungerechtfertigter Verzögerung. Der für einen konkreten Antrag zu zahlende Betrag hängt von 

Einordnung, Wert, Verfahrensphase und geltendem Ausführungstarif ab. Vor Einreichung sind die 

aktuellen Zahlungsanweisungen der Gerichtsverwaltung zu prüfen.

Zu  unterscheiden  sind  gesetzlicher  Rahmen  und  detaillierter  Gebührentarif.  Gehen  Sie  nicht 

davon aus, dass ein allgemein genannter Prozentsatz für jede Klage gilt oder ein älterer Tarif  

unverändert  auf  einen  anderen  Verfahrensschritt  anwendbar  ist.  Die  Unterlagen  sollten  eine 

nachvollziehbare  Streitwertberechnung  und  den  Nachweis  der  richtigen  Zahlung  oder  einen 

gesetzlich zulässigen Befreiungsantrag enthalten.  Eine Erhöhung oder Änderung der Anträge 

kann die Gebührenbeurteilung verändern.

Gerichtsgebühren  sind  nicht  mit  Anwaltshonoraren  gleichzusetzen.  Nach  dem  Gesetz  Nr. 

98/2017  fällt  auf  die  von  ihm  geregelten  Gerichtsgebühren  keine  Mehrwertsteuer  an.  Die 

steuerliche  Behandlung  von  Anwälten,  Übersetzern,  Sachverständigen  und  anderen 

Dienstleistern  ist  gesondert  zu  beurteilen.  Das  Budget  sollte  angeben,  ob  Honorare  die 

anwendbare Mehrwertsteuer enthalten, statt unterschiedslos jeden Kostenposten mit Steuer zu 

belasten.
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Nach  Art.  105  ZPO  sind  Auslagen  für  Zeugen,  Sachverständige  und  andere 

Verfahrenshandlungen  grundsätzlich  von  der  beantragenden  Partei  vorzuschießen, 

vorbehaltlich  gerichtlicher  Zuordnung  und  gesetzlicher  Ausnahmen.  Ein 

Sachverständigengutachten kann daher lange vor einem vollstreckbaren Kostenausspruch zu 

finanzieren  sein.  Wird  ein  erforderlicher  Vorschuss  nicht  gezahlt,  kann  die  benötigte 

Beweisaufnahme ausbleiben.

Welche Kosten die unterlegene Partei tragen muss

Art. 106 legt dem Beklagten die erstattungsfähigen Gerichtskosten des Klägers und das Honorar 

eines Rechtsanwalts im Verhältnis zum erfolgreichen Teil der Klage auf; für den abgewiesenen 

Teil  sind  die  Aufwendungen  des  Beklagten  entsprechend  relevant.  Dies  garantiert  nicht  die 

Erstattung  sämtlicher  aufgrund  der  privaten  Honorarvereinbarung  gezahlter  Beträge.  Der 

Kostenantrag  muss  ordnungsgemäß  belegt  werden;  über  den  erstattungsfähigen  Betrag 

entscheidet das Gericht.

Unnötige Ausgaben und ungerechtfertigte Verfahrensverzögerungen können unabhängig vom 

Ausgang in der Sache Kostenfolgen auslösen. Art.  107 erfasst auch Fälle,  in denen der Kläger 

trotz  späteren  Erfolgs  einen  unnötigen  Rechtsstreit  verursacht  hat.  Bei  einem  gerichtlichen 

Vergleich  trägt  nach  Art.  108  grundsätzlich  jede  Partei  ihre  eigenen  Kosten,  sofern  nichts 

anderes vereinbart wird. Soll eine andere Verteilung gelten, sind Honorare, Sachverständigen- 

und Vollstreckungskosten ausdrücklich im Vergleich zu regeln.

Führen  Sie  von  Beginn  an  eine  Kostenakte  mit  Mandatsunterlagen,  Rechnungen, 

Zahlungsnachweisen,  Sachverständigenvorschüssen,  Übersetzungs-  und  Kurierkosten  sowie 

weiteren  relevanten  Auslagen.  Trennen  Sie  Prozesskosten  von  damit  verbundener  sonstiger 

Beratung.  Eine  fortlaufend  geführte  Übersicht  lässt  sich  besser  belegen  als  eine  späte 

Schätzung.

Prozesskostensicherheit bei ausländischen Klägern

Art. 83 des Gesetzes über das internationale Privatrecht kann dem Beklagten ermöglichen, von 

einem  unter  die  Vorschrift  fallenden  ausländischen  oder  staatenlosen  Kläger  ohne  Wohnsitz 

oder Sitz in Albanien Sicherheit für die Prozesskosten zu verlangen. Die Regel enthält wichtige 

Ausnahmen  und  Voraussetzungen,  insbesondere  Gegenseitigkeit,  internationale 
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Vereinbarungen,  zeitliche  Anforderungen  und  das  Fehlen  eines  berechtigten 

Sicherungsinteresses.  Sie  begründet  keine  automatische  Kautionspflicht  für  jeden 

ausländischen Kläger.

Prozesskostensicherheit  ist  von  der  Sicherheitsleistung  für  eine  einstweilige  Maßnahme  zu 

unterscheiden. Erstere betrifft mögliche Verfahrenskosten; Letztere schützt vor Schäden aus 

einer später als ungerechtfertigt erkannten Schutzmaßnahme. Beide können im selben Streit 

relevant werden. Keine davon ist eine Zahlung auf die zugrunde liegende Forderung.

Prozesskostenhilfe und realistische Budgetierung

Staatlich gewährleistete Rechtshilfe und Gebührenbefreiungen unterliegen eigenen Anspruchs- 

und Antragsregeln,  unter  anderem dem Gesetz Nr.  111/2017 und dem Gerichtsgebührenrecht.  

Wer möglicherweise anspruchsberechtigt ist, sollte dies frühzeitig klären und die erforderlichen  

Nachweise  vorlegen.  Wirtschaftliche  Schwierigkeiten  erlauben  nicht,  eine  Gebühr  ohne  den 

vorgeschriebenen Antrag oder Bescheid einfach unbezahlt zu lassen.

Vereinbaren  Sie  bei  Wirtschaftsmandaten  Berichts-  und  Freigabepunkte:  Verfahrensbeginn, 

Eilmaßnahmen,  Sachverständigenbestellung,  Vergleichsvorschläge,  Rechtsmittel  und 

Vollstreckung.  Klären  Sie  den  enthaltenen  Leistungsumfang,  die  Voraussetzungen  einer 

Budgetanpassung und die Freigabe von Fremdkosten. Ein gedeckeltes Honorar pro Phase kann 

Planungssicherheit  schaffen  und  dennoch  berücksichtigen,  dass  Widerklage,  zusätzliche 

Parteien oder technisch anspruchsvolle Gutachten den Aufwand verändern.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 102–110 und 525; Gesetz Nr. 98/2017, insbesondere Art. 5–10 und 13; Gesetz Nr. 
111/2017; Gesetz Nr. 10 428/2011 Art. 83.
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KAPITEL 08

Einleitung des Verfahrens
Das Verfahren sollte mit einer schlüssigen, vollständigen Klage beginnen, nicht mit einer erst 

später auszuarbeitenden Skizze. Die ZPO weist den Parteien erhebliche Verantwortung dafür zu, 

Tatsachen, Beweismittel und Verfahrensanträge frühzeitig zu benennen. Eine gut vorbereitete 

Akte  erleichtert  dem  Gericht  sowohl  das  Verständnis  des  Streits  als  auch  die  zur 

Verfahrensorganisation notwendigen Entscheidungen.

Inhalt der Klageschrift

Art.  154  verlangt  die  Bezeichnung  von  Gericht,  Parteien,  Streitgegenstand,  Tatsachen, 

Beweismitteln  und  Rechtsgrundlage  sowie  gegebenenfalls  des  Streitwerts.  Kontaktdaten 

müssen richtig sein. Die Firma einer Gesellschaft sollte mit dem Register übereinstimmen; eine 

natürliche Person muss von anderen mit gleichem oder ähnlichem Namen unterscheidbar sein. 

Der Antrag sollte genau festlegen, was der Beklagte zahlen, herausgeben, tun oder unterlassen 

soll.

Die Klageunterlagen sollten Zeugen und ihre jeweiligen Beweisthemen, von anderen Personen 

oder  Institutionen  angeforderte  Dokumente,  deren  Aufbewahrungsort  und  Bedeutung, 

beantragte Sachverständigenbeweise und die Grundlage für die Beteiligung weiterer Parteien 

benennen. Der bloße Hinweis, Beweise würden ‘später vorgelegt’, kann unzureichend sein, wenn 

sie von Anfang an hätten vorgebracht werden können und müssen.

Die Chronologie sollte jedes wesentliche Ereignis einem Beleg zuordnen. Erläutern Sie streitige 

Vertragsklauseln und Berechnungen im Schriftsatz selbst und fügen Sie die zum Verständnis 

erforderlichen  vollständigen  Unterlagen  bei.  Selektive  Auszüge,  die  Einschränkungen  oder 

spätere Änderungen auslassen, können die Klage schwächen und vermeidbare Zweifel an der 

Vollständigkeit wecken.

Anlagen und Aktenorganisation

Art.  156  regelt  Abschriften  für  Beklagte  sowie  beizufügende  Vollmachts-  und 

Gebührenunterlagen. Kennzeichnen Sie Anlagen einheitlich, halten Sie Originale verfügbar und 
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verwenden Sie lesbare Kopien. Bei fremdsprachigen Dokumenten sind albanische Übersetzung 

und  erforderliche  Echtheitsbestätigungen  vor  Ablauf  der  Einreichungsfrist  zu  organisieren. 

Umfangreiche  technische  Unterlagen  benötigen  einen  brauchbaren  Index  und  eine  klare 

Erläuterung ihrer Bedeutung.

Bewahren Sie den Einreichungsnachweis,  das Aktenzeichen, die Angaben zum zugewiesenen 

Gericht  und  etwaige  Verbesserungsanordnungen  auf.  Der  Eingangsnachweis  ist  für  die 

Verjährung und die Kontrolle der gerichtlichen Registrierung wichtig. Klären Sie, wie Mitteilungen 

eingehen und wer sie überwacht. Eine organisatorische Nachfrage ist nicht mit der Verlängerung  

einer gerichtlichen Frist gleichzusetzen.

Mängel beheben

Nach Art. 154/a kann das Gericht die Behebung von Mängeln innerhalb einer von ihm gesetzten  

Frist verlangen. Bei rechtzeitiger Behebung bleibt der ursprüngliche Einreichungszeitpunkt nach 

Maßgabe  der  Vorschrift  erhalten.  Werden  die  Mängel  nicht  behoben,  gilt  die  Klage  als  nicht 

eingereicht und wird zurückgegeben. Dies kann entscheidend sein, wenn eine Verjährungs- oder  

Sicherungsfrist unmittelbar bevorsteht.
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Nicht  jeder  inhaltliche  Fehler  lässt  sich  wie  ein  Formmangel  berichtigen.  Die  Benennung  des  

falschen Beklagten, ein unzulässiger Antrag oder das Fehlen einer notwendigen Partei können 

andere  Verfahrensschritte  erfordern.  Eine  Verbesserungsanordnung  ist  zusammen  mit  der 

materiellen Anspruchslage und der Verjährung zu prüfen, nicht als bloße Routinekorrespondenz.

Wirkungen der Klageerhebung

Die  Einreichung  setzt  das  Verfahren  in  Gang,  sperrt  aber  für  sich  genommen  keine 

Vermögenswerte,  beendet  keinen  Vertrag,  stoppt  keinen  Registervorgang  und  stellt  keine 

Haftung  fest.  Ist  Schutz  erforderlich,  muss  eine  geeignete  Maßnahme  beantragt  und  mit 

Beweisen begründet werden. Ebenso setzt eine Zivilklage ein damit verbundenes Verwaltungs- 

oder Vollstreckungsverfahren nicht automatisch aus.

Bestehen zusammenhängende Ansprüche oder Parallelverfahren, ist ihr Verhältnis zu erläutern. 

Die Art.  55–58 und die Vorschriften zur  Verfahrensvorbereitung regeln Verbindung und damit 

zusammenhängende Fragen. Eine Verbindung kann effizient sein, muss aber rechtlich zulässig 

bleiben und darf getrennte Verpflichtungen oder Beweise gegenüber verschiedenen Beklagten 

nicht verwischen.

Die ersten Wochen nach Einreichung sollten genutzt werden, um Zustellungsprobleme zu lösen, 

die Verteidigung auszuwerten, Sachverständigenfragen vorzubereiten und den Aktenbestand zu 

prüfen.  Sie  sind  kein  verlässlicher  Zeitraum,  um  die  eigentliche  Vorbereitung  des  Falls 

aufzuschieben.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 55–58, 153–158/c und 202–204.
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KAPITEL 09

Zustellung und Fristenkontrolle
Die  Zustellung  ist  für  ein  faires  und  durchsetzbares  Verfahren  zentral.  Eine  Partei  muss  die  

gesetzlich erforderliche Gelegenheit erhalten, vom Verfahren Kenntnis zu erlangen und sich zu 

äußern.  Fehlerhafte  Zustellung  kann  spätere  Verfahrenshandlungen,  Rechtsmittel  und  die 

Anerkennung  im  Ausland  beeinträchtigen.  Umgekehrt  darf  eine  Partei  nicht  annehmen,  die 

Annahmeverweigerung eines Briefs verhindere stets die Wirksamkeit der Zustellung.

Zustellung im Inland

Die Art. 129–144 ZPO regeln Ladungen und Mitteilungen. Schriftliche Zustellungen können nach 

Maßgabe der ZPO durch Gerichtspersonal oder Post erfolgen. Bei privaten juristischen Personen 

sieht  Art.  130  die  Übergabe  am  eingetragenen  Sitz  an  einen  Vertreter  oder 

Empfangsbevollmächtigten vor, bei deren Abwesenheit an eine andere dort beschäftigte Person. 

Interne  Abläufe  sollten  deshalb  sicherstellen,  dass  Empfangsmitarbeiter  Gerichtsunterlagen 

sofort an die zuständige Person weiterleiten.

Ist  eine  persönliche  Übergabe  nicht  möglich,  erlaubt  Art.  131  bestimmte  Alternativen  an 

Wohnung,  Geschäfts-  oder  Arbeitsort,  darunter  unter  den  genannten  Voraussetzungen  die 

Übergabe  an  geeignete  Familienangehörige  oder  andere  Personen.  Der  Nachweis  sollte 

Empfänger,  Beziehung,  unternommene  Schritte  sowie  Zeit  und  Ort  festhalten.  Diese  Regeln 

lassen  sich  nicht  auf  die  Aussage  reduzieren,  nur  die  persönliche  Unterschrift  eines 

Geschäftsführers bewirke eine wirksame Zustellung.

Für Verweigerung, Unfähigkeit zur Unterschrift und Ersatzzustellung gelten besondere Regeln. 

Nach  Art.  130  und  132  kann  die  Zustellung  mit  der  vorgeschriebenen  Dokumentation  der 

Verweigerung  oder  Unfähigkeit  als  bewirkt  gelten.  Wer  die  Zustellung  bestreitet,  sollte  den 

tatsächlichen Zustellungsnachweis beschaffen und den Rechtsfehler erläutern, statt lediglich 

zu behaupten, das Dokument nicht persönlich gelesen zu haben.
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Elektronische Zustellung und öffentliche Bekanntmachung

Art.  129  erlaubt  elektronische  Mitteilungen  bei  gerichtlicher  Anordnung  und  erforderlicher 

vorheriger  Zustimmung.  Relevant  ist  auch  eine  im  Vertrag  ausdrücklich  für  gerichtliche 

Zustellungen  bestimmte  Adresse.  Änderungen  der  eigenen  Anschrift  oder  elektronischen 

Kontaktdaten  sowie  derjenigen  des  Vertreters  sind  dem  Gericht  mitzuteilen.  Eine 

Pflichtverletzung kann einer späteren Rüge unwirksamer Zustellung entgegenstehen.

Die öffentliche Bekanntmachung ist ein subsidiärer Weg nach Art. 133/a–133/b. Dazu gehören die 

erforderlichen  Versuche,  den  Empfänger  zu  ermitteln  und  zu  benachrichtigen.  Sie  ist  keine 

bequeme erste Wahl, nur weil die Auslandszustellung länger dauert. Die Bekanntmachung muss  

die  vorgeschriebenen  Angaben  enthalten,  über  die  vorgesehenen  Kanäle  erfolgen  und 

mindestens zwanzig Tage zugänglich bleiben.

Führen  Sie  ein  zentrales  Zustellungsregister  mit  Dokument,  Empfänger,  Übermittlungsweg, 

tatsächlichem  Eingang,  rechtlich  maßgeblichem  Zustellungsdatum  und  Nachweisen. 

Unternehmen  müssen  Abwesenheiten  und  Spamfilter  berücksichtigen.  Die  für  den 

Fristenkalender  verantwortliche  Person  sollte  die  Originalmitteilung  erhalten,  nicht  erst  Tage 

später eine mündliche Zusammenfassung.

Zustellung im Ausland

Die  Regeln  der  ZPO  über  internationale  Rechtshilfe  gelten  neben  den  Übereinkommen.  Das 

Haager  Zustellungsübereinkommen  von  1965  kann  zwischen  den  beteiligten  Staaten  den 

maßgeblichen  Weg  vorgeben,  abhängig  von  Erklärungen  und  Dokumentenart.  Ersuchen  an 

Zentralbehörden, Übersetzungen und alternative Zustellungswege sind für den Empfängerstaat 

zu prüfen. Die Mitgliedschaft macht nicht jede postalische oder elektronische Zustellung in jede 

Richtung wirksam.

Die  inländische  E-Mail-Praxis  eines  albanischen  Gerichts  genügt  nicht  zwangsläufig  zur 

Zustellung  an  einen  ausländischen  Beklagten.  Ist  die  Anschrift  unbekannt,  sind  die 

vorgenommenen Nachforschungen und die Anwendbarkeit des Übereinkommens festzustellen. 

Soll  das  Urteil  später  im  Ausland  vollstreckt  werden,  müssen  Nachweise  rechtzeitiger  und 

rechtmäßiger  Zustellung  bereits  im  Ausgangsverfahren  gesichert  werden.  Eine  nachträgliche 

Heilung kann schwierig oder unmöglich sein.
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Verfahrensfristen berechnen

Nach  Art.  145–149  wird  der  auslösende  Tag  oder  die  auslösende  Stunde  grundsätzlich  nicht 

mitgerechnet; geregelt sind Fristen in Tagen, Wochen, Monaten und Jahren. Fällt der letzte Tag 

auf einen Feiertag, tritt grundsätzlich der nächste Arbeitstag an seine Stelle. Für die Einreichung 

bei der Geschäftsstelle gelten deren Öffnungszeiten; die Frist erlaubt keinen Zugang nach deren 

Schließung.  Für  postalische  Einreichungen  besteht  eine  eigene  Regel  zur  rechtzeitigen 

Absendung.

Bei den wesentlichen Rechtsmittelfristen des Art.  443 beginnt die Frist nach Art.  444 am Tag 

nach  Zustellung  der  begründeten  Entscheidung.  Verkündung  des  Tenors  und  Zustellung  der 

begründeten Entscheidung können auf unterschiedliche Tage fallen.  Beide sind festzuhalten. 

Für besondere Rechtsbehelfe kann eine andere Regel gelten; die allgemeine Regel darf nicht 

ungeprüft in jeden Kalendereintrag übernommen werden.

Die Wiederherstellung einer versäumten Frist ist eine Ausnahme. Art. 151–152 regeln sie unter 

bestimmten Voraussetzungen; Art. 458 betrifft speziell die Wiederherstellung der Berufungsfrist 

aus gerechtfertigten Gründen. Entscheidend sind Nachweis des Hindernisses, unverzügliches 

Handeln  und  der  richtige  Verfahrensweg.  Ein  solcher  Antrag  ist  kein  verlässlicher  Ersatz  für 

rechtzeitige Einreichung.

Lassen Sie jede Rechtsmittelfrist und jede Frist für einen Vollstreckungsrechtsbehelf 

unabhängig zweifach prüfen. Dokumentieren Sie neben dem berechneten Enddatum auch 

den rechtlichen Auslöser und bewahren Sie den Einreichungsnachweis auf.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 119–124, 129–152, 443–445 und 458; Haager Zustellungsübereinkommen von 1965 
und aktuelle Staatenerklärungen.
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KAPITEL 10

Klageverteidigung und Eingrenzung 
des Streitstoffs
Die Verteidigungsphase dient der inhaltlichen Auseinandersetzung, nicht lediglich der Erklärung, 

die  Klage  werde  bestritten.  Nach  Art.  158  ZPO  muss  der  Beklagte  seine  Darstellung, 

Einwendungen,  Beweise  und  einschlägigen  Verfahrensanträge  innerhalb  der  gerichtlich 

gesetzten Frist vorbringen. Diese darf höchstens dreißig Tage ab Zustellung der Klage betragen.  

Maßgeblich ist die konkrete Anordnung; der Beklagte darf nicht stets von vollen dreißig Tagen 

ausgehen.

Die Verteidigungsunterlagen

Die  Erwiderung  sollte  zugestandene,  bestrittene  und  dem  Beklagten  unbekannte  Tatsachen 

unterscheiden. Erläutern Sie die vertragliche oder gesetzliche Grundlage der Verteidigung und 

ordnen Sie ihr die Belege zu. Zahlung, mangelhafte Erfüllung, fehlende Legitimation, Verjährung, 

Gerichtsbarkeit und Vertretungsmacht benötigen jeweils eine eigene Tatsachengrundlage. Ein 

pauschales  Bestreiten  kann  dem  Gericht  die  für  den  tatsächlichen  Konflikt  notwendigen 

Informationen vorenthalten.

Art.  158  verlangt  die  frühzeitige  Benennung  von  Zeugen,  bei  anderen  anzufordernden 

Dokumenten, Sachverständigenfragen, Beteiligung Dritter und etwaiger Widerklage. Parteiseitig 

verfügbare  Einwendungen  und  Beweismittel  können  ausgeschlossen  sein,  wenn  sie  nicht 

rechtzeitig vorgebracht werden. Spätere Ausnahmen bestehen, sind aber kein regulärer Weg, 

den Fall nach Beginn der Verhandlung neu aufzubauen.

Der  Kläger  sollte  die  Erwiderung  unverzüglich  prüfen.  Art.  158  ermöglicht  innerhalb  des 

Verfahrensrahmens  Gegenbeweise  zu  neu  vorgebrachten  Umständen.  Neue  Behauptungen 

können  zusätzliche  Dokumente,  einen  angepassten  Sachverständigenantrag  oder  eine 

Entscheidung  über  weitere  Beteiligte  erfordern.  Gefordert  ist  eine  gezielte  Antwort  auf  den 

neuen Punkt, nicht die Wiederholung der Klageschrift.
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Widerklage und Aufrechnung

Art.  160  lässt  eine  Widerklage  bei  gesetzlich  erforderlichem  Zusammenhang  oder  möglicher 

Aufrechnung zu, vorbehaltlich der zeitlichen Grenze vor der Terminierungsanordnung nach Art. 

158/c.  Praktisch  sollte  sie  bereits  für  die  Verteidigungsunterlagen  nach  Art.  158  geprüft  und 

gegebenenfalls aufgenommen werden. Wer bis zur Verhandlung über die Hauptsache wartet, 

kann die zulässige Verfahrensphase verpassen.

Unterscheiden  Sie  eine  Einwendung,  die  den  Anspruch  des  Klägers  mindert,  von  einem 

eigenständigen  Antrag  auf  Verurteilung  zugunsten  des  Beklagten.  Eine  Widerklage  benötigt 

eigene Tatsachen, Anträge, Beweismittel sowie Streitwert- und Gebührenprüfung. Sind andere 

Parteien oder eine Schiedsklausel betroffen, ist zu klären, ob sie überhaupt im selben Verfahren 

verhandelt werden kann.

Ansprüche, die nicht ordnungsgemäß gemeinsam verhandelt werden können, muss das Gericht 

gegebenenfalls  trennen.  Wirtschaftlicher  Zusammenhang  ersetzt  weder  sachliche 

Zuständigkeit noch erforderliche Beteiligung oder zulässige Verfahrensform. Der Beklagte sollte 

auch prüfen,  ob  eine  gesonderte  Klage  notwendig  ist,  um  ein nicht  im  Wege  der  Widerklage  

verfolgbares Recht zu sichern.

Klageänderungen und weitere Beteiligte

Art. 185 unterscheidet Änderungen des Klagegrundes während der Vorbereitung von späteren 

Änderungen  der  Anträge  unter  den  gesetzlichen  Voraussetzungen.  Zugleich  schützt  er  die  

Äußerungsmöglichkeit einer abwesenden Partei. Eine Klageänderung ist nicht bloß eine per E-

Mail  übersandte  neue  Fassung,  sondern  bedarf  eines  ordnungsgemäßen  Antrags  und 

gerichtlicher Behandlung.

Die Art. 189–193 regeln Hauptintervention, Nebenintervention und die Einbeziehung Dritter. Diese 

Instrumente haben verschiedene Zwecke. Wer das streitige Recht selbst beansprucht, befindet 

sich in einer anderen Lage als jemand, der eine bestehende Partei unterstützt, oder ein Dritter,  

gegen  den  ein  zusammenhängender  Anspruch  verfolgt  werden  soll.  Die  zeitlichen  Grenzen, 

meist an die Vorbereitungsphase geknüpft, sind zu prüfen.

Besondere Aufmerksamkeit verlangt die notwendige Streitgenossenschaft nach Art. 162. Kann 

ohne sämtliche Betroffenen nicht ordnungsgemäß entschieden werden, gefährdet das Fehlen 
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einer notwendigen Partei das Verfahren und kann im Berufungsverfahren zur Zurückverweisung 

führen.  Das Gericht kann eine Frist  zur Behebung setzen. Der Mandant sollte Miteigentümer,  

Rechtsnachfolger und andere betroffene Rechtsinhaber bereits zuvor identifizieren helfen.

Rücknahme und Verzicht unterscheiden

Art.  201  betrifft  die  Rücknahme  aus  dem  Verfahren;  hat  sich  der  Beklagte  bereits  zur  Sache 

verteidigt, wird seine Haltung zur Rücknahme nach dieser Vorschrift relevant. Art. 201/a regelt  

den Verzicht auf das Klagerecht mit anderer Folge: Abweisung und Ausschluss einer erneuten 

gleichen Klage. Die Weisung des Mandanten muss klarstellen, welcher rechtliche Schritt gemeint 

ist.

Vor Zustimmung zur Verfahrensbeendigung sind Kosten, Verjährung, vorläufige Maßnahmen und 

Vollstreckbarkeit des Vergleichs zu bedenken. Die Zusage einer Zahlung nach Rücknahme kann 

den Kläger gefährden, wenn sie nicht selbst vollstreckbar oder gesichert ist.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 158–162/a, 185–201/a und 467.
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KAPITEL 11

Eilrechtsschutz für Vermögen und 
Rechte
Eine einstweilige Maßnahme sichert  den Nutzen eines künftigen Urteils;  sie entscheidet den 

Streit  nicht  endgültig.  Wer  einen  Vermögenswert  sperren  lassen  will,  muss  die  gesetzlichen 

Voraussetzungen und die Eignung der Maßnahme für Anspruch und Risiko erläutern. Der Antrag 

sollte  den  Vermögenswert  und  eine  Anordnung  bezeichnen,  die  Gerichtsvollzieher,  Bank, 

Register oder andere Adressaten tatsächlich umsetzen können.

Die gesetzlichen Voraussetzungen

Nach Art. 202 ZPO kann das Gericht einen Anspruch sichern, wenn zu befürchten ist, dass die 

Vollstreckung der späteren Entscheidung unmöglich oder erschwert wird. Die Vorschrift nennt 

schriftliche Anspruchsbelege oder eine vom Antragsteller in gerichtlich bestimmter Höhe und 

Form gestellte Sicherheit. Auch bei schriftlichen Belegen kann das Gericht Sicherheit verlangen.  

Eine Geldgarantie ersetzt  nicht ohne  Weiteres einen rechtlich schlüssigen Anspruch und ein 

Vollstreckungsrisiko.

Der  Risikonachweis  sollte  konkret  sein:  eine  identifizierte  geplante  Veräußerung, 

Vermögensverschiebung,  Insolvenzanzeichen,  wiederholte  Übertragungen  oder  andere 

dokumentierte  Umstände.  Allein  das  Bestehen eines  Streits  erklärt  nicht,  weshalb  Vermögen 

gesperrt werden muss. Die Maßnahme ist auf den beantragten Rechtsschutz einschließlich des 

gesicherten Betrags zu begrenzen und verhältnismäßig zu gestalten.

Art.  206  erlaubt  die  Beschlagnahme  oder  Pfändung  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen 

sowie  von  Forderungen  und  andere  geeignete  Maßnahmen.  Innerhalb  des  Anspruchswerts 

können  mehrere  Sicherungsformen  verbunden  werden.  Die  in  Bezug  genommenen 

Pfändungsausnahmen des Art. 529 bleiben relevant. Erläutern Sie die Wirksamkeit der gewählten 

Maßnahme  und  weshalb  eine  weniger  eingreifende  Alternative  den  Anspruch  ausreichend 

sichern würde oder nicht.
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Vor oder während der Hauptsache

Art. 204 erlaubt vorprozessualen Schutz nach Maßgabe der Vorschrift beim Gericht am Wohnsitz 

des  Antragstellers  oder  am  Belegenheitsort  des  Vermögens.  Wird  Schutz  vor  Klageerhebung 

gewährt, setzt das Gericht eine Klagefrist von höchstens fünfzehn Tagen. Bei Versäumung kann  

die  Maßnahme  entfallen.  Klageentwurf  und  Einreichungsvorbereitungen  sollten  daher 

weitgehend fertig sein, bevor vorprozessualer Schutz beantragt wird.

Art.  203  erlaubt  Sicherungsmaßnahmen  während  des  Verfahrens  bis  zur  maßgeblichen 

Rechtskraftphase, auch beim Berufungsgericht, wenn die Sache dort anhängig ist. Die Vorschrift 

grenzt diesen  Schutz  ausdrücklich  von Forderungen  ab,  die  sich bereits  in  der  Vollstreckung 

befinden.  Ab  diesem  Zeitpunkt  gelten  die  Instrumente  und  Rechtsbehelfe  des 

Vollstreckungsrechts; es ist nicht erneut so vorzugehen, als gäbe es noch keinen Titel.

Art.  202  sieht  eine  Entscheidungsfrist  von  fünf  Tagen  vor.  Grundsätzlich  berücksichtigt  das 

Gericht  die  Standpunkte  beider  Parteien.  Art.  205  erlaubt  unter  den  gesetzlichen 

Voraussetzungen eine dringliche Entscheidung im Beratungszimmer ohne vorherige Anhörung 

des Gegners. Ein solcher Antrag sollte die Dringlichkeit und die Gefahr einer Vorwarnung konkret 

erläutern.

Umsetzung und Fortbestand der Maßnahme

Eine Anordnung ist nur nützlich, wenn sie richtig umgesetzt wird. Identifizieren Sie Immobilien  

durch  die  maßgeblichen  Katasterdaten,  den  Schuldner  durch  genaue  Kennzeichen  und  die 

Empfängerinstitution über den richtigen Kanal. Der Gerichtsvollzieher benötigt die vollstreckbare 

Entscheidung  und  die  praktisch  erforderlichen  Informationen.  Beschaffen  Sie  Nachweise  der 

Kontosperre, Registereintragung oder sonstigen Umsetzung.

Die  Gegenseite  kann  nach  Art.  207  Änderung,  Ersetzung  oder  Aufhebung  beantragen.  Die 

Sicherung kann sich mit Anspruch, Vermögenslage oder Risiko verändern. Prüfen Sie fortlaufend,  

ob sie den tatsächlichen Streit noch abdeckt oder übermäßig geworden ist. Ein Vergleich sollte 

Fortbestand, Ersatz oder Freigabe ausdrücklich regeln.

Die  Rechtsmittelwirkungen  sind  genau  zu  prüfen.  Art.  209–210  erlauben  ein  besonderes 

Rechtsmittel.  Die  Anfechtung  der  Sicherungsanordnung  hemmt  deren  Umsetzung  nicht;  die 
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Anfechtung  ihrer  Ersetzung  oder  Aufhebung  hemmt  nach  Art.  210  dagegen  die  Vollziehung 

dieser Entscheidung. Die pauschale Annahme, ‘ein Rechtsmittel stoppt alles’, ist daher falsch.

Haftung und Freigabe

Art. 211 regelt das Schicksal der Sicherung bei Nichtverfolgung oder endgültigem Scheitern der 

Klage  sowie  die  Sicherheitsleistung  und  mögliche  Schadensersatzansprüche.  Die  Vorschrift 

enthält eine Frist von fünfzehn Tagen ab der maßgeblichen rechtskräftigen Entscheidung für die 

Schadensersatzklage der Gegenseite, die für die Rückgabe der Sicherheit Bedeutung hat. Die 

genaue Folge ist anhand der konkreten Verfahrenslage zu prüfen.

Bei Obsiegen verbindet Art. 212 die bestätigte Maßnahme mit der Vollstreckung. Der Kläger sollte 

sicherstellen,  dass  die  Sicherung  ohne  vermeidbare  Lücke  in  das  Vollstreckungsverfahren 

überführt wird. Der Beklagte sollte ebenso darauf achten, dass eine rechtlich gebotene Freigabe 

tatsächlich eingetragen und den betroffenen Institutionen mitgeteilt wird.

Ein tragfähiger Eilantrag verbindet einen schlüssigen Anspruch, Beweise für ein 

tatsächliches Risiko, identifizierbares Vermögen, eine verhältnismäßige Anordnung und 

einen Plan zur sofortigen Umsetzung.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 202–212, 510–515 und 529; Gesetz Nr. 10 428/2011 Art. 81.
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KAPITEL 12

Beweisstrategie und 
Beweissicherung
Nach Art. 12 ZPO muss jede Partei die Tatsachen beweisen, auf die sie ihre Ansprüche stützt. Das 

Gericht  bestimmt  deren  rechtliche  Bedeutung  und  würdigt  die  Beweise  nach  der  ZPO.  Eine 

überzeugende  geschäftliche  Darstellung  ersetzt  keinen  zulässigen  Beweis  für  jedes 

erforderliche Tatbestandsmerkmal.

Eine Beweismatrix erstellen

Zerlegen  Sie  Klage  oder  Verteidigung  in  einzelne  Aussagen:  Ein  Vertrag  bestand;  der 

Unterzeichner war befugt; die Verpflichtung wurde fällig; Leistung erfolgte oder blieb aus; eine 

Mitteilung ging zu; ein Schaden entstand; der verlangte Betrag ist begründet. Ordnen Sie jeder  

Aussage ein Dokument, einen Zeugen, eine Sachverständigenfrage oder eine andere zulässige 

Beweisquelle  zu.  Vermerken  Sie  Lücken  und  die  verfügbaren  Verfahrensmittel,  um  sie  zu  

schließen.

Dabei zeigt sich häufig, dass ein vermeintlich starker Beleg weniger beweist als erwartet. Eine 

Rechnung belegt möglicherweise die Zahlungsforderung, nicht aber Lieferung oder Abnahme. 

Eine Überweisung kann Zahlung beweisen, ohne die getilgte Verpflichtung zu bestimmen. Ein 

Katasterauszug gibt Registerinformationen wieder, beantwortet aber nicht jeden Einwand gegen 

das zugrunde liegende Geschäft oder die Eigentumskette.

Nach Art. 213 lässt das Gericht relevante und erforderliche Beweise zu. Es muss nicht jedes beim 

Mandanten  vorhandene  Dokument  entgegennehmen.  Ordnen  Sie  das  Material  so,  dass  der 

Richter die konkrete Aussage und die tragende Passage findet. Halten Sie vollständige Originale 

oder Quelldateien bereit, auch wenn zur Orientierung ein kurzer Auszug verwendet wird.

Unterlagen von anderen Personen beschaffen

Der albanische Zivilprozess geht nicht von einer unbeschränkten Beweisoffenlegung nach dem  

Common-Law-Modell  aus. Art.  223 erlaubt dem Gericht auf Parteiantrag, einer anderen Partei 
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oder einem Dritten die erforderliche Vorlage eines Dokuments oder Gegenstands aufzugeben. 

Der  Antragsteller  muss  Umstände  zu  Aufbewahrungsort,  Merkmalen  und  Beweistatsachen 

beschreiben.  Eine  spekulative  Forderung  nach  sämtlichen  Unterlagen  des  Gegners 

unterscheidet sich wesentlich von einem gezielten Antrag zu einem bestimmten Vertrag oder 

Buchungsposten.

Art.  224  betrifft  Auskünfte  öffentlicher  Stellen;  Art.  264–276  ergänzen  Regeln  zur 

Urkundenvorlage und berechtigten Verweigerung. Berufsgeheimnis, geschützte Informationen 

und Staatsgeheimnisse bedürfen besonderer Behandlung. Die antragstellende Partei schießt die 

erforderlichen Kosten grundsätzlich vor. Stellen Sie Anträge früh genug, um Vorbereitungs- und 

Beweisfristen einzuhalten.

Für  Beweismittel  im  Ausland  gelten  Art.  215–222  und  die  einschlägigen 

Rechtshilfeübereinkommen.  Das  Haager  Beweisübereinkommen  von  1970  kann  im  jeweiligen 

Vertragsverhältnis  relevant  sein,  einschließlich  Erklärungen  zu  bestimmten  Ersuchen.  Eine 

inländische Vorlageanordnung verpflichtet einen ausländischen, nicht am Verfahren beteiligten 

Dritten  nicht  ohne  Weiteres  unmittelbar;  gegebenenfalls  ist  das  internationale  Verfahren 

einzuhalten.

Beweise sichern, bevor sie verloren gehen

Art.  292–296  ermöglichen  die  vorzeitige  Beweisaufnahme,  wenn  Beweise  verloren  zu  gehen 

drohen oder später schwer zu beschaffen wären. Dies ist von der Anspruchssicherung nach Art.  

202–212  zu  unterscheiden.  Eine  Vermögenssperre  schützt  die  Vollstreckung;  eine  vorzeitige 

Beweisaufnahme  schützt  die  Beweisbarkeit.  Derselbe  Streit  kann  aus  unterschiedlichen 

Gründen beide Anträge rechtfertigen.

Vor  Klageerhebung  ist  der  Antrag  nach  Art.  293  an  das  Gericht  zu  richten,  zu  dem  die  zu 

vernehmende  Person  oder  der  zu  besichtigende  Gegenstand  die  vorgesehene  örtliche 

Verbindung aufweist.  Beweismittel,  Beweistatsachen und Dringlichkeit  sind  zu benennen.  Die 

Gegenseite  wird  normalerweise  benachrichtigt;  Ausnahmen  gelten  bei  Unbekanntheit  oder 

unaufschiebbarer Dringlichkeit. Das Gericht bestimmt, welche Beweise wie erhoben werden.

Ein praktisches Beispiel sind Baumängel. Notwendige Reparaturen können gerade den Zustand 

beseitigen, der später bewiesen werden muss. Der Anwalt sollte eine zeitnahe Besichtigung und 

sachverständige Dokumentation vor der Reparatur erwägen und zugleich berücksichtigen, dass 
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sofortige Sicherheitsarbeiten unvermeidbar sein können. Dokumentieren Sie Zustand, Eingriff, 

Materialien, Daten und Gründe. Ein gefährlicher Zustand darf nicht bewusst erhalten werden, nur 

um einen Anspruch zu stärken.

Elektronische Unterlagen sorgfältig behandeln

Sichern Sie Original-E-Mails mit Kopfzeilen und Anlagen, vollständige Nachrichtenverläufe, native 

Buchhaltungsexporte und relevante Metadaten. Halten Sie fest, wer wann aus welchem System 

eine  Datei  erhoben  hat.  Bewahren  Sie  eine  unveränderte  Referenzkopie  und  eine  getrennte 

Arbeitskopie  auf.  Dies  unterstützt  Echtheit  und  Vollständigkeit,  macht  aber  rechtswidrig 

beschaffte Daten nicht automatisch verwertbar.

Bearbeiten  Sie  keine  Screenshots,  rekonstruieren  Sie  keine  fehlenden  Nachrichten  und 

verändern  Sie  keine  Daten,  um  einen  Ablauf  klarer  erscheinen  zu  lassen.  Übersetzung, 

Transkription  oder  erläuternde  Anmerkungen  müssen  vom  Original  getrennt  bleiben.  Ist  mit 

Echtheitsstreit zu rechnen, holen Sie technische Beratung ein und prüfen Sie einen gerichtlich 

bestellten Sachverständigen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 12–14, 29, 154, 158, 186, 213–224, 264–280 und 286–296; einschlägige 
Rechtshilfeübereinkommen.
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KAPITEL 13

Urkunden, Zeugen und 
Sachverständige
Die einzelnen Beweismittel haben unterschiedliche gesetzliche Eigenschaften. Ziel ist nicht eine 

möglichst  umfangreiche  Akte,  sondern  ein  verlässlicher  Beweisbestand,  der  die  Streitfragen 

beantwortet  und  Einwendungen  standhält.  Amtliches  Erscheinungsbild  einer  Urkunde, 

Sicherheit eines Zeugen oder Berufsbezeichnung eines Gutachters ersetzen nicht die Prüfung 

dessen, was tatsächlich bewiesen wird.

Öffentliche und private Urkunden

Die Art. 253–257 verleihen öffentlichen Urkunden besondere Beweiskraft, wenn ein zuständiger 

Amtsträger sie in der vorgeschriebenen Form errichtet hat. Diese Wirkung betrifft die rechtlich 

bezeugten Umstände. Sie darf nicht zu einer Garantie für die Wirksamkeit sämtlicher zugrunde 

liegender  Geschäfte  erweitert  werden.  Ein  notariell  beurkundetes  Rechtsgeschäft  und  ein 

privater  Vertrag  mit  notariell  beglaubigter  Unterschrift  können  unterschiedliche  Fragen 

aufwerfen.

Die  Art.  259–263  betreffen  private  Schriftstücke  und  Geschäftsunterlagen.  Herkunft  einer 

Unterschrift,  Art eines Anerkenntnisses und die gesetzlichen Regeln über Bücher und Konten 

können  entscheidend  sein.  Nach  Art.  267  muss  die  Person,  gegen  die  eine  Privaturkunde 

vorgelegt wird, unverzüglich erklären, ob sie die Echtheit der Unterschrift anerkennt. Unterbleibt 

die Erklärung, hat dies die dort vorgesehenen Folgen.

Bei Streit über Echtheit oder Fälschung bilden die Art. 267–280 den Verfahrensrahmen. Die Rüge 

sollte  das  behauptete  Problem  und  die  tragenden  Beweise  benennen.  Unbelegte 

Fälschungsvorwürfe ersetzen keine Analyse und können Verfahrensfolgen auslösen. Sichern Sie 

Vergleichsunterschriften und Ursprungsunterlagen; eine gefälschte Unterschrift ist von Streit 

über die Rechtswirkung eines echten Dokuments zu unterscheiden.

Art. 278 lässt Fotografien, Filme und andere Aufzeichnungen als Beweise zu, wenn das Gericht 

von Richtigkeit und Echtheit überzeugt ist, gegebenenfalls mithilfe eines Sachverständigen. Art. 
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279  betrifft  ordnungsgemäß  bestätigte  Reproduktionen.  Bei  elektronischen  Unterlagen  sind 

Herkunft  und  Vollständigkeit  zu  erläutern;  ein  ausgedruckter  Screenshot  beweist  nicht  ohne 

Weiteres den gesamten Austausch.

Zeugenbeweis

Zeugen sind nach den persönlich wahrgenommenen Tatsachen auszuwählen. Wer den Vertrag 

verhandelt,  die  Ware  entgegengenommen  oder  den  Mangel  besichtigt  hat,  kann  anderes 

aussagen als ein erst später informierter Geschäftsführer. Der Schriftsatz sollte die Bedeutung 

jedes  Zeugen  erläutern.  Der  Mandant  sollte  Kontaktdaten  bereitstellen  und  Beziehungen 

offenlegen, die für die Aussage relevant sein können.

Die Art. 231–234 begrenzen den Zeugenbeweis, wenn das Gesetz Schriftform zur Wirksamkeit 

oder  zum  Beweis  verlangt  oder  bestimmten  schriftlichen  Urkunden  widersprochen 

beziehungsweise ihr Inhalt erweitert werden soll; gesetzliche Ausnahmen bleiben vorbehalten.  

Mündliche Erinnerung ersetzt nicht ohne Weiteres eine erforderliche schriftliche Vereinbarung.  

Die beanspruchte Ausnahme muss geprüft und nicht nur behauptet werden.

Art.  235 enthält  Beschränkungen und Schutzrechte für  Vertreter,  bestimmte Angehörige und 

andere Personen. Die Vernehmung folgt den gerichtlichen Verfahrensregeln. Vorbereitung soll  

dem Zeugen den Ablauf erklären und eigene Erinnerung von Schlussfolgerungen trennen; sie  

darf keine Darstellung formen oder erfinden. Bei Erinnerungslücken ist Genauigkeit wichtiger als 

eine selbstsicher vorgetragene Rekonstruktion.

Für  geringwertige  Klagen  sind  unter  geeigneten  Voraussetzungen  bestimmte  schriftliche 

Aussagen  oder  Beweisaufnahmen  aus  der  Ferne  zulässig.  Daraus  folgt  kein  allgemeiner 

Anspruch,  in  jedem  Zivilprozess  persönliche  Teilnahme  durch  schriftliche  Erklärung  oder 

Videoanruf  zu  ersetzen.  Maßgeblich  bleiben  die  gerichtliche  Anordnung  und  die  gesetzliche 

Verfahrensregel.

Sachverständigenbeweis

Nach Art. 224/a–230 bestellt das Gericht Sachverständige, wenn wissenschaftliche, technische 

oder  künstlerische  Kenntnisse  erforderlich  sind.  Sie  unterstützen  bei  tatsächlichen  und 

fachlichen  Fragen,  entscheiden  aber  nicht  über  das  Recht.  Ein  Bauingenieur  kann  etwa 



ZIVILPROZESSE IN ALBANIEN

TRIDENS    /    OKTOBER 2026 41

Ausführung,  Mengen,  Ursachen  oder  Reparaturkosten  beurteilen;  über  die  vertraglichen  und 

rechtlichen Folgen entscheidet das Gericht.

Der Sachverständige muss fachlich geeignet und unabhängig sein. Die Bestellung erfolgt aus 

dem  Register  des  Justizministeriums,  vorbehaltlich  der  gesetzlichen  Ausnahme  für 

Spezialgebiete  ohne  Zulassungsregelung.  Interessenkonflikte  oder  Ausschlussgründe  sind 

unverzüglich geltend zu machen. Die Bestellung sollte Auftrag, Zeitplan, Unterlagen, Zugang und 

Vorschuss bestimmen.

Die Parteien können Fragen vorschlagen und zum Gutachten Stellung nehmen. Art. 227 regelt 

schriftliche  Einwendungen  und  Beteiligung  nach  gerichtlichen  Vorgaben,  einschließlich 

fachkundiger Stellungnahmen in den dort genannten Fällen. Art. 229 ermöglicht Erläuterung oder 

erneute Begutachtung bei  unvollständigem, unklarem oder widersprüchlichem Gutachten. Ein 

Privatgutachten kann den Vortrag vorbereiten,  ersetzt aber nicht automatisch die gerichtlich 

angeordnete Begutachtung.

Das Gutachten überprüfen

Prüfen Sie Annahmen, Ausgangsmaterial, Methode und Berechnung, nicht nur das Ergebnis. Hat 

der  Sachverständige  die  betreffende  Immobilie  besichtigt,  den  richtigen  Zeitraum  und  die 

zutreffenden Preise verwendet, Vertragsleistungen von Änderungen getrennt, Wertminderung 

oder  Verbesserung  berücksichtigt  und  Unsicherheiten  erklärt?  Ein  Schadensmodell  darf 

denselben Verlust nicht unter mehreren Positionen erfassen.

Das  Gutachten  bindet  das  Gericht  nicht.  Nach  Art.  224/b  ist  eine  abweichende  gerichtliche 

Beurteilung eingehend zu begründen. Das Prozessteam sollte die technischen Feststellungen 

deshalb  in  einen  klaren  rechtlichen  Vortrag  überführen  und  dabei  fachliche 

Tatsachenfeststellung und gerichtliche Entscheidung auseinanderhalten.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 224/a–280, darunter 224/b, 224/d, 227, 229, 231–236/a, 253–267 und 278–279.
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KAPITEL 14

Vorbereitung, Verhandlung und 
Verfahrensführung
Die Vorbereitungsphase bestimmt den späteren Prozessablauf. Hier werden Parteistandpunkte 

geklärt, Verfahrensfragen gelöst, Beweismittel identifiziert und die Verhandlung organisiert. Wer 

diese  Phase  als  organisatorische  Formalität  behandelt,  riskiert,  wichtige  Einwendungen  oder 

Beweise außerhalb der zulässigen Verfahrensphase vorzubringen.

Vorbereitungsanordnung und vorbereitender Termin

Die Art. 158/a–158/c regeln richterliche Vorbereitung, vorbereitenden Termin und die Anordnung 

zur  gerichtlichen  Verhandlung.  Intervention,  Parteiwechsel,  Rechtsnachfolge,  Änderungen, 

Widerklagen  und  Sachverständigenbestellungen  können  einen  vorbereitenden  Termin 

erforderlich machen. Gerichtliche Vorgaben sollten in eine konkrete Aufgabenliste für Mandant 

und Anwalt umgesetzt werden.

Die Anordnung nach Art. 158/c bildet eine wichtige Verfahrensgrenze. Art. 186 begrenzt späteres 

Vorbringen  neuer  Tatsachen  und  Beweise,  vorbehaltlich  von  Ausnahmen  wie  fehlendem 

Verschulden,  zuvor  nicht  erkennbaren  Umständen  und  anderen  gesetzlichen  Gründen.  Bei 

verspätetem Beweisangebot ist zu erläutern, wann es verfügbar wurde, weshalb es nicht früher 

vorgebracht werden konnte und warum es erheblich ist.

Vor Abschluss der Vorbereitung sollte der Mandant Chronologie und Beweisverzeichnis prüfen. 

Sind sämtliche wesentlichen Unterlagen beim Anwalt, alle Zeugen benannt, technische Fragen 

im vorgeschlagenen Gutachtenauftrag enthalten und die Anträge auf das gewünschte Ergebnis 

ausgerichtet?  In  dieser  Phase  müssen  Lücken  geschlossen  werden;  es  genügt  nicht,  eine 

sprachlich überzeugende Darstellung freizugeben.

Teilnahme und Abwesenheit

Das  Gericht  prüft  ordnungsgemäße  Benachrichtigung  und  Anwesenheit.  Art.  179  regelt  die 

Folgen, wenn eine oder beide Parteien ausbleiben. Je nach Umständen und Anträgen kann das 
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Verfahren beendet oder unter den gesetzlichen Voraussetzungen in Abwesenheit fortgeführt 

werden. Das Ausbleiben des Beklagten beweist weder automatisch den Anspruch des Klägers 

noch dessen Höhe.

Der Kläger darf nicht annehmen, das Gericht werde bei Abwesenheit des Beklagten ohne den 

verfahrensrechtlich  erforderlichen  Antrag  fortfahren.  Der  Beklagte  darf  nicht  glauben,  durch 

Nichterscheinen ein Urteil verhindern zu können. Bei einem tatsächlichen Hindernis sind Gericht, 

Nachweise  und  passender  Antrag  unverzüglich  zu  veranlassen.  Eine  Vertagung  ist  eine 

gerichtliche Entscheidung, kein einseitiger Anspruch.

Nach  Art.  187  kann  eine  abwesende  Partei  später  eintreten.  Die  Wiederholung  früherer 

Verfahrensschritte  setzt  jedoch  die  dort  genannten  Bedingungen  voraus,  etwa  relevante 

Zustellungsmängel oder nicht von der Partei beherrschbare Umstände. Die Rückkehr setzt den 

Prozess nicht automatisch auf den Anfang zurück.

Öffentlichkeit und sensible Informationen

Verhandlungen sind grundsätzlich öffentlich. Art. 173 erlaubt den Ausschluss der Öffentlichkeit 

unter  bestimmten  Voraussetzungen,  etwa  zum  Schutz  Minderjähriger,  des  Privatlebens,  von 

Geschäftsgeheimnissen  und  anderen  geschützten  Interessen.  Der  Antrag  sollte  die 

schutzbedürftigen  Informationen  und  die  Rechtsgrundlage  der  Zugangsbeschränkung 

benennen.  Allgemeine  Peinlichkeit  oder  Sorge  um  den  Ruf  ist  nicht  mit  einem  gesetzlichen 

Ausschlussgrund gleichzusetzen.

Wählen  Sie  verhältnismäßige  Maßnahmen.  Sensible  Unterlagen  können  eine  behutsame 

Darstellung,  begrenzte  Offenlegung  oder  andere  rechtlich  zulässige  Vorkehrungen  erfordern. 

Lassen  Sie  relevante  Beweise  nicht  weg,  ohne  die  Folgen  mit  dem  Anwalt  zu  besprechen. 

Vertraulichkeit ist mit dem Recht der Gegenseite abzuwägen, den Vortrag zu verstehen und zu 

beantworten.

Protokoll und Verfahrensrügen

Das  Verhandlungsprotokoll  ist  für  Rechtsmittel  wichtig.  Art.  118  regelt  Aufzeichnung  und 

Protokollierung,  Art.  118/1  die  Transkription.  Der  Anwalt  sollte  auf  die  richtige  Erfassung 

wesentlicher  Anträge,  Entscheidungen,  Rügen  und  Erklärungen  achten.  Eine  verweigerte 
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Beweisaufnahme lässt sich deutlich schwerer angreifen, wenn Antrag und Gründe in der Akte 

fehlen.

Die  ZPO  unterscheidet  Verfahrensmängel  und  deren  Auswirkungen  auf  spätere  Handlungen. 

Nach  Art.  119–124  führt  nicht  jede  Unregelmäßigkeit  automatisch  zur  Unwirksamkeit  des 

gesamten Verfahrens. Zweck, Wirkung und rechtzeitige Rüge sind entscheidend. Rügen Sie den 

Fehler zum richtigen Zeitpunkt und erläutern Sie Beeinträchtigung oder gesetzliche Folge, statt 

sämtliche Einwände für die Berufung aufzusparen.

Schlussvorträge

Nach  Abschluss  der  Beweisaufnahme  regeln  Art.  302–304  die  Schlussvorträge  und  eine 

Wiedereröffnung. Nach Art. 302 kann eine Partei eine Frist von bis zu fünf Tagen für schriftliche 

Schlussausführungen  beantragen.  Diese  sollten  jedes  Anspruchsmerkmal,  das  stärkste 

Gegenargument  und  den  Kostenantrag  behandeln  und  auf  tatsächlich  zugelassene  Beweise 

verweisen.

Nach Abschluss der Sachaufklärung werden neue Beweise grundsätzlich nicht mehr eingeführt. 

Eine  Wiedereröffnung  setzt  die  einschlägigen  Gründe  voraus.  Der  Schlussvortrag  soll  den 

Akteninhalt zusammenführen, nicht ein vermeidbares Versäumnis beim Beweis einer zentralen 

Tatsache nachträglich beheben.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 118–124, 158/a–158/c, 173, 179, 182, 186–187 und 302–304.
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KAPITEL 15

Geringwertige Klagen und besondere 
Zivilverfahren
Nicht jede Zivilsache folgt dem Ablauf eines vollständig streitigen ordentlichen Prozesses. Die 

ZPO  kennt  vereinfachte  und  besondere  Verfahren.  Die  richtige  Einordnung  beeinflusst 

Beweisaufnahme,  Erforderlichkeit  einer  mündlichen  Verhandlung,  Entscheidungsform  und 

Rechtsmittel.  Sie  sollte  am  Anfang  erfolgen,  nicht  erst  nachdem  die  Parteien  den  falschen 

Verfahrensweg vorbereitet haben.

Das vereinfachte Verfahren für vertragliche Ansprüche

Art. 162/a sieht für Ansprüche aus Vertragsverhältnissen bis zum Zwanzigfachen des nationalen 

Mindestlohns  ein  vereinfachtes  Verfahren  vor.  Da  der  Schwellenwert  an  eine  veränderliche 

gesetzliche  Größe  anknüpft,  ist  er  anhand  des  für  den  Fall  maßgeblichen  Mindestlohns  zu 

berechnen,  nicht  anhand  eines  dauerhaft  abgedruckten  Lek-Betrags.  Er  ist  nicht  mit  der 

gesonderten Wertgrenze für einen Rekurs zum Obersten Gericht gleichzusetzen.

Das  Gericht  verfährt  grundsätzlich  schriftlich,  sofern  es  nach  der  Vorschrift  keine  mündliche 

Verhandlung  für  erforderlich  hält.  Klage  oder  Verteidigung  müssen  dennoch  vollständig  sein; 

relevante  Unterlagen und  eine  belastbare  Berechnung  bleiben notwendig.  Die  Vereinfachung 

macht  bestrittene  Rechnungen  nicht  automatisch  zahlbar  und  beseitigt  keine  gewöhnlichen 

Beweiseinwendungen.

Übersteigt die Widerklage den Schwellenwert, sieht Art. 162/a die Behandlung im ordentlichen 

Verfahren  vor.  Die  Art.  236/a  und  285/a  erlauben  bestimmte  schriftliche  oder  fernmündliche 

Formen  der  Beweisaufnahme  und  Erläuterung.  Ihre  Nutzung  richtet  sich  nach  gesetzlichen 

Voraussetzungen  und  gerichtlichen  Vorgaben,  nicht  allein  nach  dem  Wunsch  der  Parteien, 

persönliche Anwesenheit zu vermeiden.
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Die kurze Frist zur begründeten Entscheidung

Art.  310  sieht  für  Klagen  innerhalb  der  bestimmten  Kleinwertgrenze  eine  besondere 

Entscheidungsform  vor.  Will  eine  Partei  Rechtsmittel  einlegen,  muss  sie  dies  dem  Gericht 

innerhalb von drei Tagen nach Mitteilung dieser Entscheidung schriftlich anzeigen, damit es die 

Entscheidung begründet und zustellt. Dieser Schritt ist sofort im Fristenkalender zu erfassen und 

darf nicht mit der gewöhnlichen fünfzehntägigen Berufungsfrist gegen das begründete Urteil  

verwechselt werden.

Besprechen  Sie  den  Dreitagesschritt  unmittelbar  nach  Eingang  der  Entscheidung  mit  dem 

Anwalt.  Wird  bis  kurz  vor  Ablauf  der  gewöhnlichen  Berufungsfrist  gewartet,  kann  ein 

vermeidbarer  Verfahrensstreit  über  Form  und  Zeitpunkt  der  anzufechtenden  Entscheidung 

entstehen.

Teilung und Feststellung rechtserheblicher Tatsachen

Die  ZPO  enthält  weitere  besondere  Verfahren,  darunter  Teilung,  Verschollenheits-  und 

Todeserklärung,  Fragen  der  Geschäftsfähigkeit  und  gerichtliche  Bestätigung  bestimmter 

rechtserheblicher Tatsachen. Ein Tatsachenfeststellungsantrag ist kein allgemeiner Weg, einen 

streitigen  Eigentumsprozess  zu  umgehen.  Entscheidend  sind  gesetzliche  Voraussetzungen, 

verfügbare Urkunden und ein etwaiger Streit über materielle Rechte.



ZIVILPROZESSE IN ALBANIEN

TRIDENS    /    OKTOBER 2026 47

Für  eine  Teilung  sind  sämtliche  Miteigentümer,  ihre  Anteile  und  die  zu  teilenden 

Vermögensgegenstände zu identifizieren. Berechtigung, Teilbarkeit und die Art der Zuweisung 

oder Verwertung sind in den dafür vorgesehenen Verfahrensabschnitten zu klären. Wer alleinige 

Verfügung über eine Immobilie anstrebt, sollte über mögliche Ergebnisse beraten werden. Eine 

reale  Teilung  darf  nicht  zugesagt  werden,  wenn  sie  technisch oder  rechtlich unmöglich  sein  

könnte.

Spezialmaterien

Familienverfahren  können  zwingende  Schutzvorschriften,  persönliche  Teilnahme, 

Kindesinteressen  und  besondere  vorläufige  Maßnahmen  umfassen.  Insolvenz  kann 

Einzelvollstreckung  durch  ein  kollektives  Verfahren  ersetzen.  Arbeitsrechtliche  Ansprüche 

können  besonderen  materiellen  Fristen  und  Regeln  unterliegen.  Verwaltungsstreitigkeiten 

folgen  einem  eigenen  Rechtsweg.  Das  Vorhandensein  einer  ZPO-Regel  verdrängt  das  für  die 

Sache maßgebliche Spezialgesetz nicht.

Dieses Whitepaper konzentriert sich auf den ordentlichen Zivilprozess und die für Wirtschafts- 

und Privatmandate besonders relevanten Verfahrensfragen. Fällt eine Angelegenheit unter ein 

Spezialverfahren,  muss  der  Prozessplan  das  zusätzliche  Gesetz,  etwaige  obligatorische 

Vorverfahren, besondere Fristen und Auswirkungen auf Vergleich oder Vollstreckung benennen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 162/a, 236/a, 285/a und 310; Teil II, Titel III über besondere Verfahren; einschlägiges 
Familien-, Arbeits-, Verwaltungs- und Insolvenzrecht.
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KAPITEL 16

Vergleich, Mediation und 
Schiedsverfahren
Ein Vergleich ist erfolgreich, wenn er den Streit zu Bedingungen löst, die die Parteien verstehen  

und  durchsetzen  können.  Der  Betrag  ist  nur  ein  Bestandteil.  Vertretungsmacht,  Fristen, 

Sicherheiten,  Anspruchsverzicht,  steuerliche  Behandlung,  Registerschritte,  Kosten  und 

Verzugsfolgen entscheiden mit darüber, ob die Vereinbarung die Sache tatsächlich abschließt.

Einen tragfähigen Vergleich verhandeln

Definieren Sie die Pflichten genau: Zahler und Empfänger, Währung, Konto, Zahlungstermine, zu 

übergebende  Dokumente,  zu  übertragendes  Eigentum  und  Mitwirkung  von  Registern  oder 

Dritten. Bei gestundeter Zahlung sind geeignete Sicherheiten und die Folgen einer versäumten 

Rate zu regeln. Eine Verzugsklausel macht die gesamte Vereinbarung nicht automatisch ohne 

die erforderliche Rechtsform unmittelbar vollstreckbar.

Die  Reihenfolge  ist  entscheidend.  Der  Kläger  kann  sich  zur  Verfahrensbeendigung  erst  nach 

endgültigem Zahlungseingang oder Stellung vollstreckbarer Sicherheit verpflichten, statt sofort 

auf  eine  bloße  Zusage  hin.  Regeln  Sie  vorläufige  Maßnahmen,  Kosten  und  bestehende 

Vollstreckung ausdrücklich. Verzichts- und Erledigungsklauseln sollten die erfassten Ansprüche 

und  Parteien  benennen,  ohne  unbeabsichtigt  andere  Rechte  aufzugeben  oder  Nichtparteien 

binden zu wollen.

Bei  Gesellschaften  sind  die  Vertretungsmacht  des  Unterzeichners  und  erforderliche 

gesellschaftsrechtliche  Zustimmungen  zu  prüfen.  Beim  Anwalt  muss  die  Vollmacht  die 

beabsichtigte Verfügung erlauben. Eine wirtschaftlich erzielte Einigung kann verfahrensrechtlich 

scheitern, wenn die handelnde Person den Mandanten nicht wirksam binden darf.

Gerichtlicher Vergleich

Art. 158/ç ZPO erlaubt Vergleichsbemühungen während des Verfahrens. Vor Genehmigung prüft 

das Gericht die Vereinbarkeit mit dem Gesetz. Ein gerichtlich genehmigter Vergleich hat andere 
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Verfahrensfolgen als ein informeller Austausch von Vergleichs-E-Mails. Seine Pflichten sollten so 

eindeutig formuliert sein, dass sie erforderlichenfalls vollstreckt werden können.

Bei Mediation während eines Prozesses regeln Art. 297–298 Aussetzung und Wiederaufnahme, 

einschließlich der Dreißigtagesregel des Art. 298. Die Parteien müssen das Verfahren während 

der Verhandlungen weiter überwachen. Eine Einladung zur Mediation setzt nicht automatisch 

jede Einreichungs-, Verjährungs- oder Rechtsmittelfrist aus.

Mediation nach dem Spezialgesetz

Das  Gesetz Nr.  10 385 vom  24.  Februar  2011  in  geänderter  Fassung  regelt  die Mediation.  Der  

Mediator unterstützt die Einigung; er trifft keine bindende Sachentscheidung. Vor Beginn sind 

Zulassung, Interessenkonflikte, Streitgegenstand und Vertretungsmacht der Parteien zu prüfen.

Die  Art.  19–20  regeln  Vertraulichkeit  und  Beschränkungen  der  beweisrechtlichen  Nutzung 

bestimmter Mediationsmitteilungen nach Maßgabe des Gesetzes. Diese Schutzregeln erfassen 

nicht zwangsläufig jede Vergleichsverhandlung außerhalb einer qualifizierten Mediation. Bereits 

vorhandene  Dokumente  werden  nicht  notwendigerweise  unverwertbar,  nur  weil  sie  auch  in 

Verhandlungen erörtert wurden.

Die  Art.  22–24  betreffen  Abschlussvereinbarung,  Inhalt,  Vollstreckbarkeit  und  Unwirksamkeit. 

Eine  gesetzeskonforme  Mediationsvereinbarung  kann  nach  Art.  23  einen  Vollstreckungstitel 

bilden. Die Pflichten müssen klar und genau bestimmt sein; die gesetzlichen Voraussetzungen 

sind  einzuhalten.  Eine  informelle,  lediglich  als  ‘Mediation’  bezeichnete  Einigung  erhält  diesen 

Status nicht automatisch.

Schiedsverfahren als eigenständiger Weg

Ein Schiedsverfahren setzt eine wirksame Schiedsvereinbarung und einen schiedsfähigen Streit 

voraus.  Das  Gesetz  Nr.  52/2023  bildet  den  maßgeblichen  modernen  Rechtsrahmen.  Ältere 

Wiedergaben der  Schiedsbestimmungen der  ZPO sollten nicht als  alleinige  Grundlage  für  ein 

neues  Schiedsverfahren  dienen.  Das  Spezialgesetz  enthält  auch  Übergangsregeln  für  vor 

seinem Inkrafttreten begonnene Verfahren.

Prüfen Sie die Klausel vor einer staatlichen Klage. Schiedssitz, Reichweite, Parteien, Institution 

oder Ad-hoc-Regeln, Bestellungsverfahren und Sprache beeinflussen Verfahren und gerichtliche 

Unterstützung. Für Verbraucherverträge und öffentliche Stellen enthält  das Gesetz von 2023 
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besondere  Anforderungen.  Die  Unwirksamkeit  des  Hauptvertrags  beantwortet  nicht 

automatisch die eigenständige Frage nach der Wirksamkeit der Schiedsklausel.

Staatliche Gerichte leisten die gesetzlich erlaubte Unterstützung, Sicherung und Kontrolle. Ein 

Schiedsverfahren  ist  nicht  lediglich  ein  vertraulicher  ordentlicher  Prozess  mit 

uneingeschränktem  Rechtsmittel  in  der  Sache.  Die  Anfechtung  des  Schiedsspruchs  ist  an 

gesetzliche Gründe gebunden; der Vollstreckungsweg hängt davon ab, ob ein inländischer oder 

ausländischer Schiedsspruch vorliegt.

Für ausländische Schiedssprüche sind das New Yorker  Übereinkommen von 1958,  Art.  47 des 

Gesetzes Nr.  52/2023 und das einschlägige Anerkennungsverfahren der ZPO maßgeblich.  Sie 

dürfen  nicht  wie  gewöhnliche  ausländische  Gerichtsurteile  nach  dem  Haager 

Urteilsübereinkommen  behandelt  werden,  das  Schiedsgerichtsbarkeit  und  damit  verbundene 

Verfahren ausschließt.

Prüfen Sie vor Beendigung eines laufenden Verfahrens Rechtsform und Vollstreckungsweg 

des Vergleichs, Unterzeichnungsbefugnis sowie Folgen für Verjährung, Kosten und 

Sicherungsmaßnahmen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 97, 108, 158/ç, 201–201/a und 297–298; Gesetz Nr. 10 385/2011 Art. 19–24; Gesetz Nr. 
52/2023 Art. 4–11 und 44–49; New Yorker Übereinkommen.
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KAPITEL 17

Rechtskraft und vorläufige 
Vollstreckung
Ein Urteil ist als rechtlich wirksames Handlungsinstrument zu prüfen. Der Mandant muss wissen, 

was  gegen  wen  in  welcher  Höhe  oder  Form  entschieden  wurde,  bis  wann  ein  Rechtsmittel  

möglich  ist  und  ab  wann  vollstreckt  werden  kann.  Eine  günstige  mündliche  Verkündung 

beantwortet diese Fragen noch nicht vollständig.

Die begründete Entscheidung

Die Art. 308–310 regeln Entscheidung und Inhalt. Das Gericht kann den Tenor verkünden und die 

begründete Entscheidung innerhalb von zwanzig Tagen hinterlegen oder die Verkündung der 

begründeten  Entscheidung  innerhalb  dieses  Zeitraums  aufschieben.  Die  Entscheidung  sollte 

Gericht, Parteien, Anträge, Feststellungen, Beweise, rechtliche Begründung, Tenor, Kosten und 

Rechtsmittelangaben enthalten.

Vergleichen  Sie  den  Tenor  mit  jedem  einzelnen  Antrag.  Prüfen  Sie  Namen  und  Kennzeichen, 

Beträge,  Währung,  Zinsdaten,  Immobilienbeschreibungen  und  die  Art  jeder  angeordneten 

Handlung. Eine günstig erscheinende Begründung genügt möglicherweise nicht, wenn der Tenor 

die zu vollstreckende Verpflichtung nicht enthält.

Art.  316 sieht die Zustellung anfechtbarer Entscheidungen innerhalb der dort genannten Frist 

vor, auch wenn die Begründung später folgt. Beschaffen Sie die vollständige Entscheidung und 

den Zustellungsnachweis. Halten Sie Verkündungs- und Zustellungsdatum getrennt fest, da sie 

unterschiedlichen Verfahrenszwecken dienen.

Berichtigung, Ergänzung und Auslegung

Art. 312 erlaubt die Berichtigung von Schreib-, Rechen- und anderen offenkundigen Fehlern, nicht 

die Änderung der inhaltlichen gerichtlichen Bewertung. Art. 313 ermöglicht innerhalb von dreißig 

Tagen  ab  Verkündung  einen  Ergänzungsantrag,  wenn  über  einen  Antrag  trotz  vorgelegter 
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Beweise nicht entschieden wurde. Art. 314 betrifft die Klarstellung oder Auslegung einer unklaren 

Entscheidung vor ihrer Vollstreckung.

Wählen  Sie  den  zum  Problem  passenden  Rechtsbehelf.  Ein  fehlerhafter  rechtlicher  Schluss 

erfordert  regelmäßig  ein  Rechtsmittel,  nicht  den  Antrag,  derselbe  Richter  möge  sein  Urteil 

‘berichtigen’.  Ein  fehlender  Ausspruch  kann  Ergänzung  verlangen,  ein  Zahlendreher  eine 

Berichtigung.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  solcher  Antrag  die  Frist  eines  anderen 

Rechtsbehelfs hemmt. Die Rechtsmittelfrage ist gesondert zu prüfen und abzusichern.

Rechtskraft und Bindungswirkung

Art. 451 bestimmt den Eintritt der Rechtskraft, unter anderem bei fehlendem Rechtsmittel, nicht 

fristgerechter  Einlegung,  Rücknahme  oder  Zurückweisung  sowie  bei  den  genannten 

zweitinstanzlichen  Ergebnissen.  Art.  451/a  regelt  die  Bindung  der  betreffenden  Parteien  und 

Rechtsnachfolger  und  verhindert  die  erneute  Verhandlung  desselben  Streits  zwischen 

denselben  Parteien  über  denselben  Gegenstand  und  Klagegrund,  soweit  das  Gesetz  keine 

Ausnahme zulässt.

Rechtskraft  bedeutet  nicht,  dass  jedes  außerordentliche  Rechtsmittel  ausgeschöpft  ist.  Ein 

Berufungsurteil  kann  rechtskräftig  und  vollstreckbar  sein,  während  ein  Rekurs  zum  Obersten 

Gericht  noch  anhängig  ist.  Vollstreckungsrisiken  und  ein  möglicher  Aussetzungsantrag  sind 

daher unabhängig von der Entscheidung über den Rekurs zu prüfen.
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Die  Reichweite  der  Bindungswirkung  ist  sorgfältig  zu  bestimmen.  Ein  Urteil  gegen  eine 

Gesellschaft begründet nicht automatisch die Haftung ihrer Gesellschafter. Eine Feststellung zu 

einem  Zahlungszeitraum  entscheidet  nicht  zwangsläufig  über  alle  künftigen  Pflichten. 

Maßgeblich sind konkrete Parteien, Anträge, Klagegrund und Tenor.

Vorläufige Vollstreckung

Art.  317  erlaubt  vorläufige  Vollstreckung  in  bestimmten  Kategorien,  darunter  Unterhalt,  

Arbeitsvergütung und Wiedereinräumung des Besitzes an der Ehewohnung. Er erfasst außerdem 

Fälle,  in  denen  Verzögerung  einen  schweren,  nicht  wiedergutzumachenden  Schaden 

verursachen oder die Vollstreckung unmöglich beziehungsweise übermäßig erschweren würde. 

Im letztgenannten Fall kann das Gericht Sicherheit verlangen.

Der  Antrag  sollte  erläutern,  weshalb  das  Abwarten  der  gewöhnlichen  Rechtskraft  wirksamen 

Rechtsschutz  vereiteln  würde  und  wie  eine  Sicherheit  das  Risiko  der  Gegenseite  abdeckt. 

Vorläufige Vollstreckung ist kein automatischer Anspruch jedes erfolgreichen Klägers. Art. 318 

erlaubt ein besonderes Rechtsmittel gegen Gewährung oder Ablehnung.

Wird  die  vorläufig  vollstreckte  Entscheidung  aufgehoben,  regelt  Art.  319  Aussetzung  und 

Rückabwicklung.  Wer  vorläufig  Geld  oder  Eigentum  erhält,  muss  eine  mögliche  Rückgabe  bei 

geändertem  Endergebnis  berücksichtigen.  Mittel  sollten  nicht  als  wirtschaftlich  endgültig 

verfügbar behandelt werden, nur weil der Gerichtsvollzieher sie überwiesen hat.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 308–319, 443–445, 449 und 451–451/a.
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KAPITEL 18

Berufung zum Berufungsgericht
Die  ordentliche  Berufung  ermöglicht  die  Anfechtung  der  erstinstanzlichen  Entscheidung 

innerhalb  der  Grenzen  der  ZPO.  Sie  sollte  entscheidungserhebliche  Fehler  und  den  vom 

Berufungsgericht  begehrten  Ausspruch  benennen.  Den  erstinstanzlichen  Schriftsatz  zu 

wiederholen,  ohne  die  Fehler  des  Urteils  zu  erklären,  ist  selten  eine  wirksame 

Berufungsbegründung.

Frist und Einreichung

Für  die  Berufung  gegen  ein  erstinstanzliches  zivilrechtliches  Endurteil  gilt  nach  Art.  443 

regelmäßig eine Frist von fünfzehn Tagen. Sie beginnt gemäß Art. 444 am Tag nach Zustellung 

der begründeten Entscheidung. Art. 445 enthält außerdem eine grundsätzliche äußerste Grenze 

von einem Jahr ab Verkündung, mit der genannten Ausnahme für eine abwesende Partei,  die 

wegen unwirksamer Zustellung keine Kenntnis vom Verfahren hatte.  Sowohl  die gewöhnliche 

Frist als auch die Höchstgrenze sind zu beachten.

Die Berufung wird nach Art. 446 über das Gericht eingelegt, das die Entscheidung erlassen hat.  

Art.  453–455  regeln  Unterschrift,  Inhalt  und  Anlagen.  Anzugeben  sind  angefochtene 

Entscheidung, Gründe, begehrtes Ergebnis, erforderliche Abschriften und Vertretungsbefugnis. 

Werden  Mängel  mitgeteilt,  sieht  Art.  455  fünf  Tage  zur  Behebung  vor.  Die  Versäumung  der 

ursprünglichen  Rechtsmittelfrist  ist  nicht  dasselbe  wie  ein  heilbarer  Mangel  einer  rechtzeitig 

eingelegten Berufung.

Art. 456 sieht für die Gegenberufung fünf Tage ab Zustellung der gegnerischen Berufung vor. 

Wer  als  Berufungsgegner  eine  Änderung  des  Urteils  erreichen  will,  sollte  dieses  Instrument 

prüfen  lassen,  statt  auf  eine  bloße  Erwiderung  zu  vertrauen.  Eine  eigene  ordentliche 

Berufungsmöglichkeit  ist  unabhängig  zu  sichern;  verlassen  Sie  sich  nicht  darauf,  dass  die 

Gegenseite Berufung einlegt.
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Prüfungsumfang und neue Beweise

Art.  465  begrenzt  die  Berufungsprüfung  nach  Maßgabe  des  gesetzlichen  Rahmens  auf  den 

Umfang des Rechtsmittels. Nach Art. 459 gelten zurückgewiesene Anträge und Einwendungen, 

die in der Berufung nicht wiederholt werden, als aufgegeben. Jeder nachteilige Ausspruch sollte 

deshalb geprüft und bewusst entschieden werden, welche Punkte weiterverfolgt werden.

Neue Ansprüche dürfen grundsätzlich nicht eingeführt und die Elemente der Klage nicht ohne  

Weiteres  im  Berufungsverfahren  verändert  werden.  Art.  465  erlaubt  neue  Tatsachen  und 

Beweise  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  etwa  unverschuldeter  früherer  Unmöglichkeit, 

rechtswidriger  Ablehnung  erheblicher  Beweise  durch  die  erste  Instanz  oder  zuvor  nicht  

überwindbarer Unkenntnis. Die einschlägige Ausnahme ist zu erklären und zu belegen.

Ein  während  der  gesamten  ersten  Instanz  verfügbares,  aus  taktischen  Gründen 

zurückgehaltenes  Dokument  ist  später  nicht  zwangsläufig  zulässig.  Ebenso  muss  ein 

ordnungsgemäß  gestellter,  zu  Unrecht  abgelehnter  Beweisantrag  in  der  Akte  gesichert  sein, 

damit die Berufung sowohl den Fehler als auch seine Bedeutung aufgreifen kann.

Verfahren und Teilnahme

Art.  460  regelt  Terminierung,  Benachrichtigung  und  schriftliche  Stellungnahmen.  Termin  und 

Spruchkörper  werden  grundsätzlich  mindestens  fünfzehn  Tage  vorher  über  die 

vorgeschriebenen Wege bekannt gegeben; für individuelle elektronische Benachrichtigung und 

Ausnahmefälle gelten Sonderregeln. Nach Art. 460(5/1) können die Parteien bis fünf Tage vor der 

Prüfung schriftliche Ausführungen zu Berufung und Gegenberufung einreichen.

Das Ausbleiben einer ordnungsgemäß benachrichtigten Partei verhindert die Berufungsprüfung 

nicht  zwingend.  Art.  461  enthält  die  Regeln  und  Ausnahmen.  Der  Anwalt  sollte  den 

veröffentlichten Sitzungskalender und die im Verfahren genutzten Kontaktwege überwachen. 

Auf einen informellen Anruf zu warten, ist keine verlässliche Zustellungsstrategie.
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Das  Berufungsgericht  kann  die  Entscheidung  bestätigen  oder  ändern  beziehungsweise  eine 

andere gesetzlich vorgesehene Entscheidung treffen. Art. 467 regelt die Zurückverweisung bei 

bestimmten  schweren  Verfahrensmängeln,  etwa  fehlerhafter  Besetzung,  fehlender 

ordnungsgemäßer  Benachrichtigung,  mangelhafter  notwendiger  Streitgenossenschaft  oder 

Nichtprüfung einschlägiger Anträge. Nicht jeder Fehler führt automatisch zur Zurückverweisung.

Hemmt die Berufung die Vollstreckung

Art. 449 hemmt grundsätzlich die Vollstreckung der mit ordentlicher Berufung angefochtenen 

Entscheidung,  soweit  das  Gesetz  keine  Ausnahme  vorsieht.  Vorläufige  Vollstreckung  und 

besondere  Maßnahmen  sind  deshalb  gesondert  zu  prüfen.  Ein  Rechtsmittel  gegen  eine 

Zwischenentscheidung  hemmt  nach  Art.  471  grundsätzlich  weder  das  Hauptverfahren  noch 

deren Vollziehung, sofern ZPO oder Berufungsgericht nichts anderes bestimmen.

Art.  467  erlaubt  einen  besonderen  Rekurs  gegen  die  dort  genannte 

Zurückverweisungsentscheidung. Die allgemeine Fünftagesfrist für besondere Rechtsmittel und 

besondere  Rekurse  nach  Art.  443  ist  erheblich  kürzer  als  die  Dreißigtagesfrist  für  den 

gewöhnlichen Rekurs zum Obersten Gericht. Die Einordnung der Entscheidung ist daher sofort 

zu klären.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 443–471/a, insbesondere 444–446, 449, 453–460, 465 und 467.
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KAPITEL 19

Rekurs zum Obersten Gericht und 
Wiederaufnahme
Das Oberste Gericht ist keine uneingeschränkte dritte Tatsacheninstanz. Ein Rekurs muss die 

gesetzlichen  Gründe  und  Verfahrensanforderungen  erfüllen.  Der  Mandant  sollte  zwischen 

starker Unzufriedenheit mit dem Ergebnis und einer Rechtsfrage unterscheiden, die das Oberste 

Gericht tatsächlich prüfen darf.

Gründe und Zulässigkeit

Art.  472  erlaubt  Rekurs  aus  bestimmten  gewichtigen  rechtlichen  und  verfahrensrechtlichen 

Gründen:  fehlerhafte  Anwendung  materiellen  oder  prozessualen  Rechts  von  grundlegender 

Bedeutung  für  Einheitlichkeit,  Rechtssicherheit  oder  Fortentwicklung  der  Rechtsprechung; 

Abweichung von der maßgeblichen Rechtsprechung des Obersten Gerichts; sowie schwere, die 

Verfahrensgültigkeit  betreffende  Verstöße  im  gesetzlichen  Rahmen.  Die  Vorschrift  schließt 

Rekurse gegen Berufungsentscheidungen über Ansprüche bis zu 150.000 ALL aus.

Die gesonderte,  an den Mindestlohn gekoppelte Kleinwertgrenze ersetzt diese Rekursgrenze 

von  150.000  ALL  nicht.  Auch  die  wirtschaftliche  Bedeutung  für  den  konkreten  Mandanten 

begründet allein noch keinen zulässigen Rekursgrund nach Art. 472.

Der Rekurs sollte die Rechtsfrage formulieren, die angegriffene Begründung identifizieren, ihre 

wesentliche  Auswirkung  erläutern  und  den  einschlägigen  Zulässigkeitsgrund  darlegen.  Bei 

behaupteter uneinheitlicher Rechtsprechung sind die Entscheidungen genau zu benennen und 

die  Abweichung  zu  erklären.  Zitate  sachfremder  Urteile  oder  Zusammenfassungen  ohne 

übereinstimmende Rechtsfrage schwächen den Vortrag.

Einreichung und Erwiderung

Art. 443–444 und 476 sehen eine Dreißigtagesfrist ab Zustellung der begründeten Entscheidung 

vor.  Der  Rekurs  wird  über  das  erlassende  Gericht  eingereicht.  Erforderlich  sind  anwaltliche 

Unterschrift,  besondere  Vollmacht,  beglaubigte  Entscheidung,  gegebenenfalls 
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Zustellungsunterlagen und die vorgeschriebenen Abschriften. Art. 476 gewährt für die erfassten 

Mängel fünf Tage zur Behebung und regelt die Folgen unterbliebener Korrektur.

Art. 477 regelt den Gegenrekurs, einschließlich seiner Zustellung innerhalb von zwanzig Tagen ab 

Zustellung  des  Rekurses.  Diese  Frist  unterscheidet  sich  von  der  fünftägigen 

Gegenberufungsfrist.  Der  Rekursgegner  sollte  Zulässigkeit  und  rechtliche  Begründetheit 

behandeln,  statt darauf  zu vertrauen,  ein erfolgloser Rechtsmittelführer werde ohnehin ohne 

Erwiderung abgewiesen.

Art.  478  beschränkt  neue  Dokumente  in  dieser  Phase,  mit  Ausnahmen  zur  angegriffenen 

Entscheidung und zur Zulässigkeit von Rekurs oder Gegenrekurs. Das Oberste Gericht ist nicht 

der  Ort,  um  eine  zuvor  verfügbare  Buchhaltungsakte  zur  erneuten  Tatsachenprüfung 

einzuführen.  Grundlage  der  Rechtskontrolle  ist  regelmäßig  der  in  den  Vorinstanzen 

ordnungsgemäß entwickelte Aktenbestand.

Vollstreckung während des Rekursverfahrens

Ein Rekurs hemmt die Vollstreckung nicht automatisch. Nach Art. 479 kann das Oberste Gericht 

sie  auf  Antrag  aussetzen,  wenn  sofortige  Vollstreckung  schwerwiegende  und  nicht 

wiedergutzumachende Folgen hätte und/oder der Antragsteller eine die Vollstreckung sichernde 

materielle  Sicherheit  leistet.  Der  Antrag  kann  im  Rekurs  oder  gesondert  gestellt  werden  und 

muss das tatsächliche Risiko erläutern.

Nach Art. 479 hat die Gegenseite grundsätzlich drei Tage ab dem Tag nach Kenntnis des Antrags 

für  schriftliche  Einwendungen.  Unter  den  genannten  Voraussetzungen  ist  eine  dringliche 

Entscheidung ohne vorherige Benachrichtigung möglich. Auf ordnungsgemäßen Antrag kann die 

Entscheidung  später  geändert  oder  aufgehoben  werden.  Der  Aussetzungsantrag  ist  daher 

unabhängig vom Fortgang des Rekurses zu überwachen.

Mögliche Entscheidungen

Art.  485  bestimmt  die  Befugnisse  des  Obersten  Gerichts,  darunter  Nichtzulassung 

beziehungsweise  Zurückweisung,  Bestätigung,  Aufhebung,  Zurückverweisung  und  eine 

abschließende Entscheidung, wenn das Recht ohne erneute Tatsachen- oder Beweisbewertung 

angewandt  werden  kann.  Entscheidungen  zur  Vereinheitlichung  oder  Änderung  der 
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Rechtsprechung  formulieren  den  maßgeblichen  Rechtssatz  und  unterliegen  den 

Veröffentlichungsfolgen der ZPO.

Eine Zurückverweisung sollte in einen neuen Prozessplan umgesetzt werden. Klären Sie, was die 

untere Instanz erneut prüfen muss, welche Beweise gültig bleiben und welche Verfahrensfragen 

durch die Vorgaben des höheren Gerichts entschieden sind. Wiederholen Sie nicht lediglich den 

ursprünglichen Vortrag, als hätte die Rechtsmittelentscheidung nicht stattgefunden.

Wiederaufnahme nach rechtskräftiger Entscheidung

Die Art. 494–498/a sehen das außerordentliche Wiederaufnahmeverfahren rishikim vor. Gründe 

sind  unter  anderem  qualifizierte  neu  entdeckte  Umstände  oder  Urkunden,  falsche 

Zeugenaussagen  oder  Gutachten,  entscheidungsrelevante  Straftaten,  gefälschte  Urkunden, 

Aufhebung  einer  tragenden  Vorentscheidung,  bestimmte  widersprüchliche  rechtskräftige 

Entscheidungen  und  eine  einschlägige  Feststellung  des  Europäischen  Gerichtshofs  für 

Menschenrechte.

Die Wiederaufnahme ersetzt  kein bewusst unterlassenes Rechtsmittel.  Art.  496 verlangt den 

Antrag grundsätzlich innerhalb von dreißig Tagen ab nachgewiesener Kenntnis des Grundes; in 

den Fällen des Art. 495 gilt der besondere Anknüpfungspunkt der Rechtskraft der betreffenden 

Entscheidung. Art. 497 bestimmt das zuständige Gericht anhand der höchsten Instanz, die in der 

Sache entschieden hat, verlangt eine anwaltliche Unterschrift und regelt die Mängelbehebung.

Sichern Sie die Nachweise der Entdeckung: wann das neue Dokument erlangt wurde, weshalb es  

früher  nicht  bekannt  sein  konnte  und  wie  es  das  Ergebnis  beeinflusst.  Eine  gewöhnliche 

nachteilige  Entwicklung  oder  ein  neues  Rechtsargument  begründet  nicht  automatisch  eine 

Wiederaufnahme.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 96/a, 443–445, 472–485 und 494–498/a.
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KAPITEL 20

Rechtsschutz bei Verzögerung und 
Grundrechtsverletzungen
Die  Prozessplanung  muss  gesetzliche  Fristen,  tatsächlichen  Verfahrensfortgang  und 

Rechtsbehelfe  gegen  überlange  Dauer  unterscheiden.  Ein  gerichtlicher  Rückstau  beseitigt 

Verfahrensrechte  nicht,  begründet  aber  auch  nicht  für  jede  Untätigkeitsphase  automatisch 

einen entschädigungsfähigen Verstoß. Die Akte sollte dokumentieren, was aus welchem Grund 

geschah und wie die Partei auf den Fortgang hingewirkt hat.

Den Verfahrensfortgang fördern

Führen  Sie  eine  Chronologie  von  Einreichung,  Zustellung,  Terminen,  Vertagungen, 

Sachverständigenbestellungen,  abgeschlossenen  Gutachten  und  ausstehenden 

Entscheidungen.  Behebbare  praktische  Hindernisse  sollten  unmittelbar  beseitigt  werden: 

Anschrift  korrigieren,  Übersetzung  vorlegen,  angeordneten  Vorschuss  zahlen  oder 

Entscheidung über einen offenen Antrag verlangen. Eigene Verzögerungen beeinflussen sowohl 

den Prozess als auch eine spätere Verzögerungsrüge.

Im  Berufungsverfahren  erlaubt  Art.  460  einen  begründeten  Beschleunigungsantrag  aus 

besonders  schwerwiegenden  gesetzlich  anerkannten  Gründen.  Er  sollte  den  konkreten 

Verzögerungsschaden  erläutern  und  belegen.  Dieser  Antrag  ist  von  dem  eigenständigen 

gesetzlichen  Verfahren  zur  Feststellung  einer  Verletzung  des  Gebots  angemessener 

Verfahrensdauer zu unterscheiden.

Der ZPO-Rahmen zur angemessenen Dauer

Die  Art.  399/1–399/12  regeln  überlange  Verfahren,  Beschleunigung  und  Entschädigung.  Art. 

399/2  nennt  Referenzzeiträume:  in  Zivilsachen  grundsätzlich  jeweils  zwei  Jahre  für  erste 

Instanz, Berufung und Oberstes Gericht; für die Vollstreckung vorbehaltlich der Ausnahmen ein 

Jahr  ab  Vollstreckungsantrag.  Dies  sind  gesetzliche  Maßstäbe  für  den  Rechtsbehelf,  keine 

garantierten Bearbeitungszeiten für jeden Fall.
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Ein Antrag kann bei entsprechenden Umständen auch vor Ablauf dieser Zeiträume begründet 

sein.  Berücksichtigt  werden  Komplexität,  Gegenstand,  Verhalten  des  Gerichts  oder 

Vollstreckungsorgans,  Parteiverhalten  und  weitere  relevante  Umstände.  Rechtmäßige 

Aussetzungszeiten und andere ausgenommene Zeiträume sind nach der ZPO zu behandeln.

Art.  399/6  ordnet  die  Beschleunigungsanträge  nach  Verfahrensphase  zu:  grundsätzlich  dem 

Berufungsgericht  bei  Verzögerung  erster  Instanz,  dem  zuständigen  Kollegium  des  Obersten 

Gerichts  bei  Verzögerung  im  Berufungsverfahren,  einem  anderen  Kollegium  bei  Verzögerung 

innerhalb  des  Obersten  Gerichts  und  dem  zuständigen  erstinstanzlichen  Gericht  bei 

Vollstreckungsverzögerung.  Einreichungsweg  und  erforderliche  Unterlagen  richten  sich  nach 

Art. 399/5.

Der Antrag setzt das Ausgangs- oder Vollstreckungsverfahren nicht aus. Art. 399/7 sieht eine 

Entscheidung im Beratungszimmer innerhalb von fünfundvierzig Tagen vor und regelt Auskünfte 

des für die Verzögerung benannten Organs. Erfasst werden auch Maßnahmen, die dieses Organ  

während  der  Antragsprüfung  ergreift.  Der  Antragsteller  sollte  beide  Verfahren  weiter 

überwachen.

Entschädigung ist gesondert zu prüfen

Beim Übergang von der Verzögerungsfeststellung zur Entschädigung sind Art. 399/4 und 399/6 

gemeinsam  zu  lesen.  Zunächst  muss  der  gesetzliche  Beschleunigungsweg  ausgeschöpft 

werden;  außerdem  sind  die  Voraussetzungen  hinsichtlich  Feststellung  und  Umsetzung  zu 

prüfen. Ein erfolgreicher Beschleunigungsantrag führt nicht automatisch zur Auszahlung einer 

Entschädigung.

Art. 399/6(3) sieht für die Entschädigungsklage sechs Monate ab endgültiger Feststellung des 

Verstoßes vor.  Art.  399/10 nennt einen gesetzlichen Rahmen von 50.000–100.000 ALL je Jahr 

beziehungsweise anteiligen Monaten jenseits angemessener Dauer, unter Berücksichtigung der 

genannten  Umstände  und  einer  an  die  Ausgangsforderung  oder  Vollstreckung  geknüpften 

Obergrenze. Dies ist kein automatisch für jedes Verfahrensjahr zahlbarer Tarif.

Verfassungsbeschwerde und Straßburg

Die  Individualverfassungsbeschwerde  betrifft  behauptete  Verletzungen  verfassungsmäßiger 

Rechte.  Zu  ihren  Zulässigkeitsvoraussetzungen  gehören  die  Ausschöpfung  wirksamer 
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Rechtsbehelfe und die gesetzliche Viermonatsfrist nach Art. 71/a des Gesetzes Nr. 8577/2000. 

Fristbeginn und Rechtswegerschöpfung sind für die konkrete Beschwerde zu prüfen und nicht 

mit den Regeln der gewöhnlichen zivilrechtlichen Berufung gleichzusetzen.

Eine  Beschwerde  zum  Europäischen  Gerichtshof  für  Menschenrechte  betrifft  die  staatliche 

Verantwortung  nach  der  Europäischen  Menschenrechtskonvention.  Sie  ist  kein  weiteres 

Rechtsmittel zur Überprüfung privatrechtlicher Feststellungen. Die gewöhnliche Frist nach Art. 

35 beträgt vier Monate ab der maßgeblichen endgültigen innerstaatlichen Entscheidung nach 

Ausschöpfung  wirksamer  Rechtsbehelfe.  Hinzu  kommen  strenge  Form-  und 

Zulässigkeitsanforderungen.  Ein  zusätzlicher  unwirksamer  oder  ungeeigneter  Rechtsbehelf 

verlängert die Straßburger Frist nicht zwangsläufig.

Bewahren  Sie  die  vollständige  Verfahrensakte  auf  und  rügen  Sie  einschlägige 

Grundrechtsverletzungen  rechtzeitig  im  Inland.  Weder  Verfassungsbeschwerde  noch 

Straßburger  Beschwerde  hemmen  die  Vollstreckung  automatisch.  Verfügbare  vorläufige 

Maßnahmen oder Aussetzungsmechanismen benötigen eine eigene Rechtsgrundlage und einen 

entsprechenden Antrag.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 399/1–399/12 und 460; Gesetz Nr. 8577/2000 Art. 71/a; Europäische 
Menschenrechtskonvention Art. 6, 13 und 35; Hinweise des Verfassungsgerichts und Zulässigkeitsleitfaden des EGMR.
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KAPITEL 21

Vollstreckung eines Urteils in 
Albanien
Die  Vollstreckung  sollte  vor  dem  Urteil  geplant  und  nach  Erfüllung  der  gesetzlichen 

Voraussetzungen  unverzüglich  eingeleitet  werden.  Der  Gläubiger  benötigt  einen 

Vollstreckungstitel,  das  erforderliche  Vollstreckungsinstrument,  genaue  Schuldner-  und 

Vermögensdaten  sowie  eine  organisierte  Zusammenarbeit  mit  dem  Gerichtsvollzieher.  Ein 

rechtskräftiges Urteil veranlasst das Gericht nicht zur automatischen Beitreibung.

Titel und Vollstreckungsanordnungen

Art.  510  zählt  die  Vollstreckungstitel  auf.  Dazu  gehören  qualifizierte  rechtskräftige 

Zivilentscheidungen mit einer Verpflichtung, bestimmte vorläufige und vorläufig vollstreckbare 

Entscheidungen,  einschlägige  Teile  von  Strafurteilen,  anerkannte  ausländische  Urteile  und 

Schiedssprüche,  inländische  Schiedssprüche,  notarielle  Urkunden  mit  Geldverpflichtungen, 

bestimmte Krediturkunden von Banken und Nichtbanken sowie weitere gesetzlich bezeichnete 

Instrumente.

Eine  gewöhnliche  Rechnung  oder  nicht  unterzeichnete  Zahlungsaufforderung  ist  nicht 

automatisch ein Vollstreckungstitel. Besitzt der Gläubiger bereits einen geeigneten Titel, kann 

eine neue ordentliche Klage zur Feststellung derselben Verpflichtung unnötig oder ungeeignet 

sein.  Form  und  Inhalt  sind  zu  prüfen,  insbesondere  der  Unterschied  zwischen  einer  notariell 

beurkundeten Geldverpflichtung und einem Dokument mit lediglich beglaubigter Unterschrift.

Art. 511 regelt die Vollstreckungsanordnung. Bei den genannten Gerichtsurteilen wird sie in den 

Tenor  aufgenommen;  bei  einem  anerkannten  ausländischen  Urteil  erteilt  sie  das 

Anerkennungsgericht  in  seiner  Entscheidung.  Bestimmte  Entscheidungen,  darunter 

Anspruchssicherungsmaßnahmen,  Geldbußen,  Anordnungen  zur  zwangsweisen 

Beweiserhebung,  der  Kostenausspruch  und  vorläufig  vollstreckbare  Zivilentscheidungen, 

werden  nach  dieser  Vorschrift  unmittelbar  ohne  gesonderte  Vollstreckungsanordnung 

vollzogen.
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Die  bereitgestellte  ZPO  berücksichtigt  die  verfassungsrechtliche  Einschränkung  aus 

Entscheidung  Nr.  30  vom  2.  November  2022  zur  Anwendung  des  Verweises  in  Art.  511  auf 

gewerbliche  Zahlungsverzugsregeln  bei  Verbraucherkrediten  von  Banken.  Regeln  über 

gewerblichen  Zahlungsverzug  dürfen  nicht  mechanisch  auf  Verbraucherkredite  übertragen 

werden. In solchen Fällen sind aktuelles Verbraucherkreditrecht und Verfassungsentscheidung 

gesondert zu prüfen.

Den Gerichtsvollzieher beauftragen

Art.  515  erlaubt  die  Vollstreckung  auf  Gläubigerantrag  durch  staatliche  oder  private 

Gerichtsvollzieher.  Regelmäßig  vorzulegen  sind  Titel  in  vorgeschriebener  Form, 

erforderlichenfalls  die  ursprüngliche  Vollstreckungsanordnung,  Gebühr  und 

Vertretungsnachweis. Für bestimmte Mängel sieht die ZPO fünf Tage zur Behebung vor. Für den  

Beginn der Vollstreckung gelten unter anderem fünfzehn Tage bei gewöhnlichen Anträgen und 

fünf Tage bei Anspruchssicherungsmaßnahmen sowie gerichtlichen Geldbußen.

Diese  Fristen  betreffen  Verfahrenshandlungen,  nicht  die  Garantie  vollständiger  Beitreibung. 

Vereinbaren  Sie  Vermögensrecherche,  Behördenkommunikation,  Ergebnisberichte  und 

Weisungswege.  Art.  524  verlangt  die  Dokumentation  der  Vollstreckungshandlungen.  Der 

Gläubiger  sollte  Kopien  erhalten  und  sich  nicht  mit  der  mündlichen  Aussage  begnügen,  ‘die 

Banken seien angeschrieben worden’.

Art. 516/a betrifft die Koordination, wenn mehrere Gläubiger Geldforderungen gegen denselben 

Schuldner  vollstrecken.  Ein  neuer  Auftrag  schafft  nicht  notwendigerweise  einen  eigenen 

unbeschränkten Beitreibungsweg. Bereits laufende Vollstreckung, Insolvenz und konkurrierende 

Sicherheiten sind zu prüfen.

Freiwillige Erfüllung und Zwangsvollstreckung

Nach Art. 517 beträgt die gewöhnliche Frist der Aufforderung zur freiwilligen Erfüllung zehn Tage, 

bei Arbeitsvergütung oder Unterhalt fünf Tage. Art. 519 erlaubt einen früheren Zwangszugriff,  

wenn das Abwarten die Vollstreckung unmöglich zu machen droht. Im gesetzlichen Rahmen kann 

der Schuldner zur Offenlegung seiner Vermögenslage verpflichtet werden.

Verlangt der Schuldner Aufschub oder Ratenzahlung, enthält Art. 517 Voraussetzungen und eine 

Ausnahme  für  Verpflichtungen  aus  Bankkrediten.  Zahlungsvorschläge  sind  an  tatsächlichen 
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Finanzunterlagen  und  verfügbaren  Sicherheiten  zu  messen.  Informelle  Ratenvereinbarungen 

sollten festlegen, ob die Vollstreckung ausgesetzt wird und welche Folgen Zahlungsverzug hat.

Bankguthaben, Forderungen und bewegliche Sachen

Die  Pfändung  kann  Forderungen  und  Vermögen  des  Schuldners  im  zur  Befriedigung 

erforderlichen  Umfang  erfassen.  Bankguthaben  und  Kundenforderungen  können  praktischer 

sein  als  die  Verwertung  eines  Grundstücks.  Zu  prüfen  sind  jedoch  rechtliche  Inhaberschaft, 

Kontostatus, konkurrierende Ansprüche und geschützte Beträge. Eine Forderung gegen Dritte 

ist nicht allein deshalb unstreitig, weil der Schuldner sie verbucht hat.

Die  Art.  583–585  regeln  die  Erklärung  des  Dritten  zu  gepfändeten  Forderungen  oder 

Gegenständen.  Bestreitet  dieser,  dass  die  Forderung  oder  der  Gegenstand  dem  Schuldner 

zusteht, kann eine weitere Klage erforderlich werden. Die Pfändung durch den Gerichtsvollzieher 

entscheidet  nicht  ohne  Weiteres  jede  streitige  Beziehung  zwischen  Schuldner  und  einem 

anderen Unternehmen.

Bewegliche Sachen erfordern Identifizierung, Bestandsaufnahme, Bewertung, Verwahrung und 

ein rechtmäßiges Verkaufsverfahren. Der erwartete Nettoerlös sollte den Aufwand rechtfertigen. 

Vom  Schuldner  genutzte  Gegenstände  können  einem  Vermieter,  Vorbehaltslieferanten  oder 

anderen  Konzernunternehmen  gehören.  Eigentumseinwände  Dritter  können  das  Ergebnis 

erheblich beeinflussen.

Immobilien und Erlösverteilung

Die  Art.  560–564  verlangen  die  Eintragung  der  Beschlagnahme  und  die  Prüfung  des 

Schuldnereigentums.  Immobilienbeschreibungen  müssen  genau  sein.  Bewertung, 

Benachrichtigung,  Versteigerung,  Zahlung  und  Übertragung  folgen  den  anschließenden 

gesetzlichen Regeln. Eine eingetragene Beschlagnahme garantiert nicht, dass nach vorrangigen 

Hypotheken,  bevorrechtigten  Forderungen  und  Verwertungskosten  genügend  Wert  zur 

Befriedigung verbleibt.

Prüfen Sie Bewertungs- und Versteigerungsunterlagen unverzüglich, weil Rechtsbehelfsfristen 

sehr kurz sein können. Ein Gläubiger, der den Erwerb unter Anrechnung seiner Forderung erwägt, 

benötigt Beratung zu Preis, zusätzlicher Zahlung, Drittrechten, Steuern und Registerfolgen. Ein 

Gebot ist kein kostenfreier Ersatz für die Beitreibung von Geld.
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Die  Art.  534–539  regeln  Beteiligung  weiterer  Gläubiger  und  Verteilung.  Bevorrechtigte 

Forderungen werden zuerst berücksichtigt; verbleibende Erlöse können anteilig verteilt werden. 

Für  den  Verteilungsplan  gilt  nach  Art.  538  eine  eigene  Fünftagesfrist  zur  Anfechtung. 

Überwachen Sie diese auch, wenn ein anderer Gläubiger die ursprüngliche Pfändung veranlasst 

hat.

Geschütztes Vermögen und öffentliche Schuldner

Art. 529 nimmt bestimmte Gegenstände und Leistungen von der Pfändung aus. Art. 533 schützt  

bei  Lohnpfändung  das  gesetzlich  festgelegte  Existenzminimum.  Diese  Schutzregeln  sind  vor 

Entwicklung  einer  Vollstreckungsstrategie  gegen  Privatpersonen  zu  prüfen.  Vollstreckung 

berechtigt nicht dazu, dem Schuldner jede Lebensgrundlage zu nehmen.

Art.  589  enthält  ein  Sonderregime  für  Geldvollstreckung  gegen  Haushaltsinstitutionen  und 

schließt  in  seinem  Anwendungsbereich  den  Zwangszugriff  auf  deren  bewegliches  und 

unbewegliches  Vermögen  aus.  Staatsnahe  und  ausländische  öffentliche  Schuldner  werfen 

zudem  Immunitäts-  und  besondere  Genehmigungsfragen  auf.  Ein  gewöhnlicher  gewerblicher 

Vollstreckungsplan darf nicht ohne zusätzliche Prüfung auf sie übertragen werden.

Das Nettoergebnis überwachen

Art. 525 unterscheidet zunächst vom Gläubiger vorzuschießende feste Vollstreckungsgebühren 

von  sonstigen  Auslagen  und  einem  nach  geltendem  Recht  vereinbarten  Erfolgshonorar. 

Vereinbaren  Sie  die  finanziellen  Bedingungen  schriftlich  und  klären  Sie,  welche  Beträge  dem 

Schuldner auferlegt werden können und welche beim Auftraggeber verbleiben. Die Beitreibung 

der Hauptforderung erledigt nicht automatisch jeden Gebührenstreit.

Gleichen Sie sämtliche Eingänge mit Hauptforderung, Zinsen, Kosten und Restschuld ab. Nach 

Befriedigung  oder  Verfahrensende  sind  Abschlussunterlagen  und  Freigaben  von  Pfändungen 

einzuholen.  Werden  keine  Vermögenswerte  gefunden,  sieht  Art.  615  unter  bestimmten 

Voraussetzungen  eine  Aussetzung  vor.  Verjährung  und  Wiederaufnahme  bleiben  zu 

überwachen;  eine  ruhende  Vollstreckungsakte  bietet  keine  dauerhafte  Gewähr  für  spätere 

Beitreibung.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 510–539, 560–589 und 615–617; Verfassungsgerichtsentscheidung Nr. 30 vom 2. 
November 2022; einschlägiges Gerichtsvollzieher- und Insolvenzrecht.
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KAPITEL 22

Vollstreckungsrechtsbehelfe und 
Schutz Dritter
Vollstreckungsstreitigkeiten  müssen  sofort  richtig  eingeordnet  werden.  Ein  Angriff  auf  die 

Verpflichtung selbst, eine Beschwerde gegen eine Verfahrenshandlung des Gerichtsvollziehers 

und die Eigentumsklage eines Dritten sind unterschiedliche Rechtsbehelfe mit verschiedenen 

Voraussetzungen. Bei Wahl des falschen Weges kann die kurze Frist des richtigen Rechtsbehelfs 

weiterlaufen.

Titel oder Verpflichtung angreifen

Art. 609 erlaubt dem Schuldner die Feststellung zu beantragen, dass der Titel unwirksam ist, die 

Verpflichtung nicht oder nur in geringerem Umfang besteht oder nachträglich erloschen ist. Die 

gesetzliche Frist  beträgt dreißig Tage ab Kenntnis vom Beginn der  Zwangsvollstreckung.  Der 

Auslöser  ist  anhand  der  tatsächlichen  Akte  zu  ermitteln,  nicht  aus  einem  sachfremden 

Mahnschreiben abzuleiten.

Bei einem Gerichtsurteil oder Schiedsspruch beschränkt Art.  609 den Schuldner auf nach der 

Entscheidung entstandene Tatsachen. Die ursprüngliche Sachprüfung wird grundsätzlich nicht 

wiedereröffnet. Spätere Zahlung, Vergleich oder sonstiges Erlöschen sind nachzuweisen. Eine 

bereits im Ausgangsverfahren mögliche Verteidigung kann regelmäßig nicht als neue Sachrüge 

in der Vollstreckung wiederholt werden.

Das  Gericht  kann  die  Vollstreckung  unter  gesetzlichen  Voraussetzungen  aussetzen;  die 

Einreichung der Klage bewirkt dies nicht selbst. Für Krediturkunden von Banken und Nichtbank-

Finanzinstituten  enthält  Art.  609  restriktive  Sonderregeln  zu  Sicherheit,  Dauer  und 

Aussetzungsgründen. Sie erfordern gesonderte Beratung und dürfen nicht aus den Regeln für  

gewöhnliche Urteilsschulden abgeleitet werden.
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Beschwerde gegen Handlungen oder Verweigerung

Art.  610  betrifft  Verstöße  gegen  das  Vollstreckungsverfahren  der  ZPO  und  die  Verweigerung 

einer gebotenen Handlung. Die Fünftagesfrist ist kurz. Ihr Beginn richtet sich je nach Absatz nach 

Anwesenheit,  Ladung,  Mitteilung  oder  Kenntnis;  für  Schuldnerbeschwerden  gegen  private 

Gerichtsvollzieher  enthält  die  Vorschrift  eine  besondere  Formulierung.  Praktisch  sollte 

unmittelbar  bei  jeder  beanstandeten  Handlung  Rat  eingeholt  werden,  ohne  ein  späteres 

Dokument abzuwarten.

Die Beschwerde sollte Handlung oder Verweigerung, Datum, verletzte Verfahrensnorm, Beweise 

und Antrag benennen. Bewertungsstreit,  fehlerhafte Benachrichtigung, unzulässige Pfändung 

und  rechtswidrige  Untätigkeit  benötigen  unterschiedliche  Tatsachenbelege.  Eine 

berufsrechtliche  Beschwerde  bei  der  Aufsicht  ersetzt  weder  den  gerichtlichen  Rechtsbehelf 

noch hemmt sie dessen Frist.

Nach Art.  610 hemmt die Beschwerde die  Vollstreckung nur  bei  entsprechender gerichtlicher 

Entscheidung.  Für  bestimmte  Krediturkunden  enthält  die  Norm  zudem  ein  begrenztes 

Aussetzungsregime. Stehen Versteigerung oder Übertragung unmittelbar bevor, kann deshalb 

neben der Beschwerde ein gesonderter, fundierter Aussetzungsantrag unerlässlich sein.

Eigentum eines Dritten

Nach  Art.  612  kann  ein  Dritter,  der  Eigentum  am  Vollstreckungsgegenstand  beansprucht,  

Gläubiger und Schuldner beim Gericht des Vollstreckungsorts verklagen und die Herausnahme 

aus Pfändung und Verwertung verlangen. Das Gericht kann die Vollstreckung vorläufig mit oder 

ohne Sicherheit aussetzen. Zu beweisen sind Eigentumstitel, Erwerbsdatum und Identität des 

Gegenstands.
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Die Art. 613–614 regeln die Folgen, wenn das Eigentum des Dritten erst nach Verkauf festgestellt 

wird. Nach Verteilung des Erlöses kann die Lage erheblich komplizierter werden. Der Eigentümer 

sollte  möglichst  vor  dem  Verkauf  handeln  und  eine  informelle  Mitteilung  an  den 

Gerichtsvollzieher nicht mit gerichtlichem Schutz gleichsetzen.

Zahlung und Abschluss

Ist die Verpflichtung erfüllt, sind Anwalt und Gerichtsvollzieher vollständige Belege vorzulegen, 

die getilgte Schuld und empfangenen Betrag identifizieren. Art. 616 regelt die Beendigung in den  

genannten Fällen. Eine Zahlung an die falsche Person oder ein unklarer Überweisungsvermerk 

beweist möglicherweise nicht die Erfüllung der titulierten Verpflichtung.

Eine  Vereinbarung  zur  Unterbrechung  der  Vollstreckung  sollte  klarstellen,  ob  Aussetzung, 

Beendigung,  Rücknahme  oder  ein  anderer  Schritt  gemeint  ist.  Davon  hängen  bestehende 

Pfändungen,  Kosten  und  die  erneute  Vollstreckung  nach  Art.  617  ab.  Der  Schuldner  sollte 

nachweisen lassen, dass die vereinbarte Freigabe Bank oder Register tatsächlich erreicht hat; 

der Gläubiger sollte ein vereinbartes Wiederaufnahmerecht sichern.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 538–539 und 609–617.
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KAPITEL 23

Ausländische Urteile und 
internationale Vollstreckung
Anerkennung  bestimmt  die  Wirkung  einer  ausländischen  Entscheidung  in  Albanien; 

Vollstreckung  nutzt  albanische  Verfahren,  um  gegenüber  Vermögen  oder  Personen  im 

einschlägigen  Hoheitsbereich  Erfüllung  zu  erreichen.  Beide  Schritte  sind  verbunden,  aber 

verschieden.  Werden  albanische  Vermögenswerte  voraussichtlich  die  wichtigste 

Befriedigungsquelle sein, sollte die Anerkennungsfähigkeit schon vor Beginn des ausländischen 

Prozesses geprüft werden.

Der innerstaatliche Weg nach der ZPO

Die  Art.  393–398  regeln  Anerkennung  und  Vollstreckung  ausländischer  Gerichtsurteile, 

vorbehaltlich einschlägiger Übereinkommen und Spezialgesetze. Nach Art. 395 wird der Antrag 

beim  Berufungsgericht  gestellt.  Art.  397  stellt  klar,  dass  keine  erneute  Sachprüfung  erfolgt; 

geprüft werden die gesetzlichen Anerkennungshindernisse.

Art. 394 betrifft unter anderem Zuständigkeit des ausländischen Gerichts, ordnungsgemäße und 

rechtzeitige  Benachrichtigung  eines  abwesenden  Beklagten,  widersprechende  albanische 

Urteile, relevante anhängige albanische Verfahren, Rechtskraft nach ausländischem Recht und 

Vereinbarkeit  mit  grundlegenden  Prinzipien  des  albanischen  Rechts.  Das 

Anerkennungsverfahren erlaubt keine erneute Diskussion jedes Vertragspunkts.  Ein schwerer 

Zustellungs- oder Zuständigkeitsmangel kann die Vollstreckung dennoch verhindern.

Art.  396  bestimmt  die  Unterlagen,  darunter  Urteil,  Rechtskraftnachweis  und 

Vertretungsbefugnis  mit  erforderlichen  albanischen  Übersetzungen  und 

Echtheitsbestätigungen. Anwendbare Übereinkommen können diese Anforderungen verändern. 

Beschaffen Sie vollständige Entscheidung und Bescheinigungen beim erlassenden Gericht. Eine 

heruntergeladene  Zusammenfassung  oder  anwaltliche  Beschreibung  genügt  möglicherweise 

nicht.
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Nach  Anerkennung  richtet  sich  die  Vollstreckung  nach  albanischem  Recht.  Ein  praktischer 

Vermögensplan bleibt notwendig. Anerkennung beseitigt weder Hypotheken noch Immunitäten, 

Insolvenzregeln oder berechtigte Ansprüche Dritter.

Das Haager Urteilsübereinkommen von 2019

Das Übereinkommen trat für Albanien am 1. März 2026 in Kraft. Es eröffnet einen zusätzlichen 

Rahmen für erfasste Zivil- oder Handelsurteile zwischen Staaten, für die es wirksam ist. Dies ist 

sowohl  für  ausländische  Urteile  in  Albanien  als  auch  für  albanische  Urteile  im  Ausland  zu 

berücksichtigen.

Zwei  Vorprüfungen  sind  wesentlich.  Art.  29  bestimmt  unter  Einbeziehung  etwaiger 

Notifikationen, ob das Übereinkommen zwischen den betroffenen Staaten gilt. Nach Art. 16 muss 

es  zwischen  Ursprungs-  und  ersuchtem  Staat  bereits  wirksam  gewesen  sein,  als  das 

Ausgangsverfahren eingeleitet wurde. Ein nach März 2026 erlassenes Urteil fällt deshalb nicht 

allein  wegen  seines  Datums  darunter,  wenn  das  Verfahren  vor  Bestehen  der  maßgeblichen 

Vertragsbeziehung begann.

Das Übereinkommen erfasst nicht jeden Streit. Ausgenommen sind unter anderem bestimmte 

Familien- und Erbsachen, Insolvenz, geistiges Eigentum, Verleumdung, Privatsphäre, bestimmte 

Fragen  gesellschaftsrechtlicher  Wirksamkeit  sowie  Schiedsgerichtsbarkeit  und  verbundene 

Verfahren.  Einstweilige  Schutzmaßnahmen  sind  keine  ‘Urteile’  in  diesem  Sinne.  Ein 

abschließendes Zahlungsurteil  aus einem Handelsvertrag kann erfasst  sein;  Gegenstand und 

erforderliche Zuständigkeitsverbindung bleiben aber zu prüfen.

Art.  5  nennt  Anerkennungsanknüpfungen,  unter  anderem  bestimmte  Verbindungen  über 

Aufenthalt,  Niederlassung,  Zustimmung,  Vertragserfüllung  und  unerlaubte  Handlung.  Für 

Verbraucher-  und  Arbeitssachen  gelten  besondere  Schutzregeln.  Art.  6  enthält  eine 

ausschließliche  Regel  für  Urteile  über  dingliche  Rechte  an  unbeweglichem  Vermögen.  Eine 

vertragliche  Bezeichnung  darf  nicht  dazu  dienen,  die  grundstücksbezogenen  Grenzen  zu 

umgehen.

Die  Art.  4  und  7  unterscheiden  Wirkung  und  Vollstreckbarkeit  im  Ursprungsstaat  von 

Versagungsgründen wie mangelhafter Zustellung, Betrug, ordre public und widersprechenden 

Urteilen. Art. 12 betrifft Dokumente und Übersetzung; Art. 13 überlässt einen erheblichen Teil des  

Verfahrens  dem  ersuchten  Staat.  Art.  15  erhält  nationale  Anerkennungswege  unter  dem 
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Vorbehalt  des  Art.  6.  Das  Übereinkommen  ergänzt  somit  einen  Weg,  ohne  das  nationale 

Verfahrensrecht bedeutungslos zu machen.

Das Gerichtsstandsübereinkommen von 2005

Das  Übereinkommen  von  2005  trat  für  Albanien  am  1.  Oktober  2024  in  Kraft.  Es  betrifft 

qualifizierte  ausschließliche  Gerichtsstandsvereinbarungen  in  internationalen  Zivil-  und 

Handelssachen  und  die  Urteile  des  gewählten  Gerichts.  Es  ist  anders  aufgebaut  als  das 

Übereinkommen von 2019, das nicht dieselbe Art ausschließlicher Klausel voraussetzt.

Nach  dem  Übereinkommen  von  2005,  insbesondere  Art.  16,  sind  Bereichsausnahmen, 

Formvorgaben,  Datum  der  Gerichtsstandsvereinbarung  und  Verfahrenseinleitung  zu  prüfen. 

Verbraucher-  und  Arbeitsverträge  sind  ausgenommen;  weitere  Ausschlüsse  sind  ebenfalls 

bedeutsam.  Nicht  jede  asymmetrische,  nicht  ausschließliche  oder  mehrere  Gerichte 

benennende Klausel erfüllt die Definition.

Beide Übereinkommen sind neben bilateralen Verträgen und nationalem Recht zu prüfen. EU-

Regelungen zur justiziellen Zusammenarbeit gelten nicht allein deshalb unmittelbar in Albanien, 

weil  die  Gegenseite  oder  das  Urteil  europäisch  ist.  Ebenso  bedeutet  das  Inkrafttreten  eines 

Haager Übereinkommens für Albanien keine automatische Vollstreckbarkeit in jedem Staat der 

Welt.

Ausländische Schiedssprüche

Für  ausländische  Schiedssprüche  gilt  ein  eigener  Rahmen  aus  New  Yorker  Übereinkommen, 

Schiedsgesetz  von  2023  und  ZPO.  Zu  prüfen  sind  Schiedsvereinbarung,  Schiedsspruch, 

Zustellungsverlauf,  Schiedssitz  und  etwaige  Aufhebungsverfahren.  Die  zulässigen 

Versagungsgründe eröffnen keine allgemeine erneute Sachprüfung.

Der  Anerkennungsweg  sollte  mit  Anwälten  beider  Rechtsordnungen  geplant  werden.  In 

mehreren Staaten vorhandenes Vermögen kann parallel verfolgt werden; Zahlungen sind aber zu 

koordinieren und anzurechnen, um doppelte Befriedigung zu vermeiden. Eine Aussetzung oder 

Anfechtung am Schiedssitz kann die Vollstreckungsstrategie in anderen Staaten beeinflussen.
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Eine grenzüberschreitend belastbare Akte

Bewahren Sie verfahrenseinleitende Unterlagen, Zustellungsbescheinigungen, Übersetzungen, 

Terminsmitteilungen,  vollständige  begründete  Entscheidung,  Rechtskraft-  oder 

Vollstreckbarkeitsnachweise,  Rechtsmittelverlauf  und  Vollmachten  auf.  Namen  und 

Unternehmenskennzeichen  müssen  durchgehend  übereinstimmen.  Bei  Entscheidungen  in 

Abwesenheit ist der Nachweis einer tatsächlichen Verteidigungsmöglichkeit besonders wichtig.

Dasselbe  gilt  für  albanische  Urteile,  die  im  Ausland  verwendet  werden  sollen.  Klären  Sie  im 

Zielstaat,  welche  Bescheinigung,  Echtheitsbestätigung,  Verjährungsregel  oder  örtliche 

Registrierung erforderlich ist. Ein in Albanien vollstreckbares Urteil ermächtigt den albanischen 

Gerichtsvollzieher nicht unmittelbar, Vermögen in einem anderen Staat zu beschlagnahmen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 393–399 und 510–515; Haager Urteilsübereinkommen von 2019 Art. 1–16 und 29; 
Haager Gerichtsstandsübereinkommen von 2005, insbesondere Art. 1–9 und 16; Gesetz Nr. 52/2023 Art. 47; New Yorker 
Übereinkommen.
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KAPITEL 24

Das Verfahren bei typischen 
Streitigkeiten
Verfahrensentscheidungen  werden  klarer,  wenn  sie  auf  das  gescheiterte  Geschäft  bezogen 

werden.  Die  folgenden  Beispiele  benennen  Untersuchungsfragen.  Sie  ersetzen  nicht  das 

materielle  Recht  des  konkreten  Vertrags,  Arbeitsverhältnisses,  Eigentumsrechts  oder 

Unternehmens. Besondere Verjährungsfristen und gesetzliche Rechtsbehelfe sind gesondert zu 

prüfen.

Offene Rechnungen und gewerbliche Forderungen

Eine  Rechnung  ist  ein  wichtiger  Buchungsbeleg;  die  Prozessakte  muss  aber  die  zugrunde 

liegende  Verpflichtung  nachweisen.  Sammeln  Sie  Vertrag,  Bestellung,  Liefer-  oder 

Fertigstellungsnachweise, Abnahme, Mängelkorrespondenz, Gutschriften und Zahlungsverlauf. 

Gleichen  Sie  die  Forderung  mit  Konten  und  Bankauszügen  ab.  Bestimmen  Sie,  ob 

Mehrwertsteuer, Zinsen, Vertragsstrafen und Beitreibungskosten enthalten sind, und benennen 

Sie für jede Position die Rechtsgrundlage.

Der Beklagte kann Lieferung, Qualität,  Preis,  Vertretungsmacht, Fälligkeit,  Zahlungszuordnung 

oder Aufrechnung einwenden. Prüfen Sie dies vor Klageerhebung, statt aus der Nichtzahlung auf 

das Fehlen jeder Verteidigung zu schließen. Ein schriftliches Anerkenntnis kann wertvoll  sein; 

Bedeutung, Befugnis des Unterzeichners und Verjährungswirkung sind jedoch zu untersuchen.

Klären  Sie,  ob  bereits  ein  Titel  nach  Art.  510  vorliegt.  Eine  qualifizierte  notarielle 

Geldverpflichtung  kann  einen  anderen  Weg  eröffnen  als  eine  gewöhnliche  Rechnung.  Eine 

unnötige  Sachklage  erhöht  die  Kosten;  direkte  Vollstreckung  aus  einem  nicht  titelfähigen 

Dokument kann Angriffe gegen den Gläubiger auslösen. Maßgeblich ist der Rechtscharakter des 

Instruments, nicht seine Überschrift.
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Immobilien und konkurrierende Eigentumsansprüche

Trennen Sie die vertragliche Übertragungszusage von Eigentum, Besitz und Richtigkeit  eines 

Registereintrags. Ein Käufer, der Rückzahlung vom Verkäufer verlangt, kann andere Beklagte und 

Anträge  benötigen  als  jemand,  der  Eigentum  gegenüber  einem  eingetragenen  Dritten 

beansprucht. Ein Angriff auf einen Verwaltungsakt kann einen anderen Rechtsweg betreffen als 

ein Streit privater Inhaber konkurrierender Rechte.

Beschaffen Sie aktuelle und historische Katasterunterlagen, Erwerbstitel, Karten, Erbnachweise, 

Belastungsinformationen  und  die  Rechtsgeschäfte,  aus  denen  jede  Partei  ihre  Berechtigung 

ableitet. Prüfen Sie die Identität der Parzelle genau: Adresse oder Vermarktungsname ersetzen 

keine rechtliche Grundstückskennzeichnung. Vermessung und Bewertung können erforderlich 

sein, beheben aber jeweils für sich keinen Rechtsmangel im Eigentumstitel.

Bedrohen  Verkauf,  Hypothek,  Abriss  oder  Bauarbeiten  den  Nutzen  des  Urteils,  sind  gezielte 

vorläufige Maßnahmen zu prüfen. Der Antrag muss Grundstück und gewünschte Beschränkung 

genau benennen. Beziehen Sie Betroffene ein, soweit rechtlich erforderlich, und berücksichtigen 

Sie Drittrechte. Eine Anordnung, die keiner Parzelle zugeordnet oder nicht beim richtigen Recht  

eingetragen werden kann, ist möglicherweise schwer umsetzbar.

Bau- und Projektentwicklungsstreitigkeiten

Sichern  Sie  unterzeichneten  Vertrag,  Leistungsbeschreibung,  genehmigte  Änderungen, 

Genehmigungen,  Leistungsnachweise,  Baustellenunterlagen,  Fotos,  Anweisungen  und 

Korrespondenz  zu  Verzögerungen  oder  Mängeln.  Vertragliche  Fertigstellung,  tatsächliche 

Übergabe,  Abnahme  und  Registrierung  können  auf  unterschiedliche  Daten  fallen.  Ein 

Mängelstreit kann davon abhängen, was vereinbart war, wer Änderungen veranlasste und ob der 

Auftragnehmer angemessen besichtigen oder nachbessern konnte.

Technische Beweise sollten vor Veränderung der Baustelle erhoben werden. Dokumentieren Sie 

die  Notwendigkeit  dringender  Reparaturen,  benachrichtigen  Sie  soweit  möglich  rechtzeitig, 

bewahren Sie Proben oder Aufzeichnungen auf und erwägen Sie gerichtliche Beweissicherung. 

Ein  Sachverständiger  sollte  beobachtete  Mängel,  wahrscheinliche  Ursachen,  Abhilfeoptionen 

und Kosten trennen; die rechtliche Haftung entscheidet das Gericht.
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Ansprüche wegen Verzögerung, Nutzungsausfall oder entgangener Einnahmen benötigen eine 

dokumentierte  Kausalitäts-  und  Finanzanalyse.  Derselbe  Schaden  darf  nicht  unter  mehreren 

Bezeichnungen  verlangt  werden.  Sind  Grundstückseigentümer,  Entwickler,  Bauunternehmen 

und Vertrieb verschiedene Rechtsträger, ist die jeweils tatsächlich übernommene Verpflichtung 

festzustellen.  Gemeinsamer  Markenauftritt  beweist  keine  identische  Haftung  aller 

Projektbeteiligten gegenüber dem Käufer.

Gesellschafter- und Geschäftsführungsstreitigkeiten

Sammeln  Sie  Satzung,  Gesellschafterregister,  Beschlüsse,  Einladungen, 

Abstimmungsprotokolle,  Abschlüsse  und  maßgebliche  Geschäftsführungsentscheidungen. 

Unterscheiden Sie Gesellschaftsansprüche von persönlichen Gesellschafterrechten. Klären Sie, 

wer wirksam Anwälte für die Gesellschaft beauftragen darf, wenn die Vertretungsbefugnis der 

Geschäftsführung selbst streitig ist.

Mögliche  Ziele  sind  die  Unwirksamerklärung  eines  Beschlusses,  Durchsetzung  von 

Auskunftsrechten,  Schadensersatz  oder  anderer  gesellschaftsrechtlicher  Rechtsschutz.  Für 

jedes gelten eigene Anforderungen an Legitimation, Frist und Beweis. Der allgemeine Vorwurf 

unfairer  Geschäftsführung ersetzt nicht die Benennung von Entscheidung, Rechtspflicht und 

passendem Antrag.
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Eilrechtsschutz sollte auf ein identifiziertes Risiko zielen, nicht pauschal auf die Stilllegung des 

Unternehmens.  Berücksichtigen  Sie  neben  den  Streitparteien  Beschäftigte,  Gläubiger  und 

unbeteiligte  Gesellschafter.  Die  Sicherung  von  Buchhaltungsunterlagen  und  ein  geordneter 

Informationszugang  können  ebenso  wichtig  sein  wie  das  Verhindern  einer 

Vermögensübertragung.

Arbeitsrechtliche und private Streitigkeiten

Arbeitsrechtliche  Fälle  benötigen  Vertrag,  Stellenbeschreibung,  Lohnabrechnungen, 

Anwesenheitsnachweise,  Mitteilungen,  Beendigungsgründe  und  einschlägige  Kommunikation. 

Arbeitsgesetze  können  besondere  materielle  Fristen  und  Rechtsfolgen  vorsehen.  Weder  die 

allgemeine  zehnjährige  Frist  des  Zivilgesetzbuchs  noch  die  Wirksamkeit  einer  vertraglichen 

Schiedsklausel gegenüber Arbeitnehmern darf ohne Prüfung unterstellt werden.

Erbschaft,  Familienstand  und  Geschäftsfähigkeit  verlangen  eine  eigene  materiell-  und 

verfahrensrechtliche  Analyse.  Identifizieren  Sie  sämtliche  Interessierten,  authentische 

Personenstandsurkunden  und  einschlägige  erb-  oder  familienrechtliche  Regeln.  Ein  privater 

Vergleich kann weder über fremde Rechte verfügen noch Kinderschutzvorgaben umgehen oder 

fehlende  rechtliche  Handlungsfähigkeit  ersetzen.  Liegt  die  Sache  außerhalb  des 

wirtschaftsrechtlichen  Schwerpunkts  dieses  Leitfadens,  ist  das  Spezialverfahren  zu  nutzen, 

statt eine gewöhnliche Zahlungsklage anzupassen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: ZPO Art. 31–34, 45–46, 154–162/a, 202–212, 224/a–230, 292–296 und 510; für den konkreten 
Streit sind Zivilgesetzbuch und einschlägiges Gesellschafts-, Arbeits-, Familien-, Kataster- oder anderes Spezialrecht zu 
prüfen.
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KAPITEL 25

Fallbeispiele und 
Entscheidungspunkte
Die  folgenden  Fälle  sind  hypothetisch.  Sie  zeigen  das  Zusammenspiel  von 

Verfahrensentscheidungen,  prognostizieren  aber  weder  Gerichtsergebnis  noch  Dauer  oder 

erzielbaren Betrag.

Ein Lieferant bei drohendem Vermögensverkauf

Ein albanischer Lieferant hat eine offene vertragliche Forderung. Der Kunde bestreitet einen Teil 

der Lieferung und scheint den Verkauf seiner wichtigsten Immobilie vorzubereiten. Der Lieferant 

möchte sofort das gesamte Kundenvermögen sperren lassen.

Zunächst sind drei Fragen zu trennen: Ist die Forderung beweisbar, schafft die Übertragung ein 

konkretes  Vollstreckungsrisiko,  und  welche  Schutzmaßnahme  ist  verhältnismäßig?  Zur  Akte 

gehören unterzeichnete Bedingungen, Liefernachweise, Einwendungen, Kontenabgleich sowie 

verlässliche  Informationen  zu  Vermögen  und  geplanter  Übertragung.  Eine  allgemeine 

Nichtzahlungsbefürchtung  ist  schwächer  als  ein  dokumentiertes  Risiko  zu  identifizierbarem 

Vermögen.

Der Anwalt  sollte  prüfen,  ob bereits  ein gültiger  Vollstreckungstitel  besteht,  welches  Gericht  

zuständig  ist,  ob  Verjährung  droht  und  welche  Sicherheit  für  den  Eilrechtsschutz  verlangt 

werden kann. Wird Schutz vor Klageerhebung beantragt, muss die Hauptsacheklage innerhalb 

der gerichtlichen Frist bereitstehen, die nach Art. 204 höchstens fünfzehn Tage betragen darf.

Wirtschaftlich ist zu entscheiden, ob die erwartete Beitreibung Kosten, Sicherheitsleistung und 

mögliche Haftung der Maßnahme rechtfertigt. Ein Vergleich kann sinnvoll sein, wenn er geprüfte 

Sicherheiten und eine vollstreckbare Zahlungspflicht bietet. Wird die Maßnahme lediglich gegen 

eine ungesicherte Zusage aufgehoben, kann der erzielte Vorteil wieder verloren gehen.
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Ein ausländisches Unternehmen erhält eine albanische Klage

Eine  ausländische  Gesellschaft  erhält  eine  Klage  wegen  einer  in  Albanien  zu  erbringenden 

Leistung. Ihre Mitarbeiter glauben, die vertragliche Wahl ausländischen Rechts erlaube es, das 

albanische Gericht zu ignorieren. Außerdem leiten sie nur die erste Seite der Unterlagen an die  

Geschäftsleitung weiter.

Sofort  sind  sämtliche  Zustellungsunterlagen  zu  sichern  und  Weg,  Datum,  Empfänger  sowie 

Übersetzungen  zu  dokumentieren.  Rechtswahl-  und  Gerichtsstandsklausel  sind  getrennt  zu 

prüfen.  Eine  Einlassung  ohne  rechtzeitige  Zuständigkeitsrüge  kann  Folgen  haben. 

Zustellungseinwände sollten parallel  zur  Verteidigung vorbereitet werden;  sie erlauben nicht, 

den gerichtlichen Zeitplan zu missachten.

Die Gesellschaft muss rechtzeitig einen befugten Vertreter bestellen, Vertragsbeweise sammeln 

und  Zeugen,  Sachverständigenfragen  sowie  eine  mögliche  Widerklage  für  die  Verteidigung 

bestimmen.  Gesellschaftsunterlagen  und  Vollmachten  können  Übersetzung  oder 

Echtheitsbestätigung erfordern. Wird Fristverlängerung oder Wiederherstellung erwogen, sind 

Rechtsgrundlage  und  Belege  unverzüglich  zu  prüfen.  Ein  informelles  Gespräch  mit 

Gerichtspersonal verlängert keine Frist.

Die Geschäftsleitung sollte zugleich die wirtschaftliche Möglichkeit eines frühen Vergleichs und 

das  Vollstreckungsrisiko  albanischer  Vermögenswerte  beurteilen.  Dies  kann  während  der 

Zuständigkeitsrüge  geschehen,  doch  Kommunikation  und  Verfahrensschritte  müssen  so 

abgestimmt sein, dass sie die Rüge nicht unbeabsichtigt schwächen.

Ein erfolgreicher Kläger im Rechtsmittelverfahren

Der Kläger gewinnt in erster Instanz und hält die zugesprochene Summe für sofort verfügbar. Der 

Beklagte legt ordentliche Berufung ein. Später erfährt der Kläger, dass der Beklagte während der 

Rechtsmittelphase einen Vermögenswert veräußert hat.

Zu prüfen sind Rechtskraft, vorläufige Vollstreckbarkeit und fortbestehende Schutzmaßnahmen. 

Ordentliche  Berufung  hemmt  grundsätzlich  die  Vollstreckung,  vorbehaltlich  gesetzlicher 

Ausnahmen.  Ein  Erfolg  in  der  Sache  beseitigt  deshalb  nicht  die  Notwendigkeit  der 

Vermögensüberwachung. Der Kläger sollte möglichen Schutz im Berufungsverfahren prüfen und 

sicherstellen, dass bestehende Maßnahmen weder abgelaufen noch aufgehoben sind.
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Beim  Rekurs  zum  Obersten  Gericht  ändert  sich  die  Aussetzungsprüfung.  Der  Rekurs  allein 

bewirkt keinen automatischen Vollstreckungsaufschub. Wer Aussetzung verlangt, muss Art. 479 

und dessen Voraussetzungen erfüllen; die Gegenseite sollte innerhalb der kurzen gesetzlichen 

Frist antworten können. Alle Rechtsmittel hinsichtlich der Vollstreckung gleichzubehandeln, ist 

ein kostspieliger Fehler.

Ein Urteil für die Verwendung in zwei Staaten

Ein  Investor  erwirkt  im  Ausland  ein  Urteil  gegen eine  Gesellschaft  mit  Vermögen in  Albanien. 

Unter Hinweis auf das Haager Übereinkommen von 2019 verlangt er sofortige Beitreibung. Das 

Verfahren  wurde  jedoch  eingeleitet,  bevor  das  Übereinkommen  zwischen  den  beiden 

betroffenen Staaten wirksam war.

Vor Wahl des Übereinkommenswegs ist Art. 16 zu prüfen. Fehlt dessen zeitliche Voraussetzung, 

können  ein  anderer  Vertrag  oder  die  innerstaatliche  Anerkennung  nach  der  ZPO  verfügbar 

bleiben. Die Antwort  lautet nicht zwingend, das Urteil  sei  unvollstreckbar;  möglicherweise ist 

lediglich die vorgeschlagene Vertragsgrundlage falsch.
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Der  Investor  sollte  vollständiges  Urteil,  Zustellungsnachweise,  Rechtskraft-  oder 

Vollstreckbarkeitsbescheinigungen  und  Rechtsmittelverlauf  beschaffen.  Albanische  Anwälte 

klären  Anerkennungsweg  und  Vollstreckungsvermögen;  Anwälte  des  Ursprungsstaats 

bestätigen  die  dortige  Urteilswirkung.  Ausländische  und  albanische  Zahlungseingänge  sind 

abzugleichen.  Währung,  Zinsen,  Kosten  und  Tilgung  müssen  einheitlich  erfasst  werden,  um 

Übervollstreckung zu verhindern.

Entscheidungen schriftlich festhalten

Dokumentieren  Sie  zu  Beginn  Rechtsschutzziel,  Beweislücken,  Verjährungsprüfung,  Gericht, 

Eilmaßnahmen,  Budget  und  Mandantenbefugnis.  Sobald  Verteidigung  und  Hauptbeweise 

bekannt sind, ist die Bewertung zu aktualisieren, statt die erste Einschätzung zu wiederholen. 

Vor  Rechtsmitteleinlegung  sind  konkrete  Fehlerrügen  mit  zulässigen  Gründen,  Kosten  und 

Vollstreckungswirkung abzugleichen.

Bei Vergleich oder Beitreibung ist festzuhalten, was tatsächlich gezahlt oder übertragen wurde,  

welche  Rechte  erledigt  sind,  ob  Sicherheiten  freigegeben  werden  dürfen  und  welche  Akten 

offenbleiben.  Ein  Fall  ist  praktisch  nicht  allein  deshalb  abgeschlossen,  weil  ein  Vergleich 

unterzeichnet oder ein Gerichtsvollzieher beauftragt wurde.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: die in den Kapiteln 4, 8–11, 17–19 und 21–23 erläuterten Vorschriften. Die Beispiele dienen der 
Veranschaulichung und schaffen keine zusätzlichen Rechtsregeln.
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ANHANG A

Register der wesentlichen Fristen
Dieses  Register  dient  dazu,  sofort  zu  prüfende  Fristen  zu  erkennen,  nicht  als  automatischer 

Fristenkalender.  Maßgebliche  Vorschrift,  wirksame  Zustellung,  gerichtliche  Anordnung  und 

Berechnungsregeln  sind  im  Einzelfall  zu  kontrollieren.  ‘Tage’  gibt  die  gesetzlichen  Zeiträume 

wieder  und  bedeutet  nicht,  dass  stets  Arbeitstage  gemeint  sind.  Spezialgesetze  können  die 

allgemeine Lage verändern. Notieren Sie den gesetzlichen letzten Tag und eine frühere interne 

Einreichungsfrist.

Verfahrensbeginn und Eilrechtsschutz

Schritt Frist und auslösendes Ereignis Rechtsbasis

Klageerwiderung
Gerichtlich gesetzte Frist, spätestens 30 Tage ab 
Zustellung der Klage. Derselbe Rahmen gilt für bestimmte 
Interventionsklagen und Widerklagen.

ZPO 158

Entscheidung über 
Anspruchssicherung

Art. 202 sieht gerichtliches Handeln binnen 5 Tagen auf 
Antrag des Klägers vor. Dies ist eine gesetzliche Vorgabe, 
keine Zusage tatsächlicher Erledigung.

ZPO 202

Klage nach vorprozessualer 
Sicherung

Innerhalb der gerichtlich gesetzten Frist einreichen; diese 
darf 15 Tage nicht überschreiten. Anordnung sofort lesen 
und Berechnung bestätigen.

ZPO 204

Ankündigung eines 
Rechtsmittels im 
Kleinwertverfahren

Das Gericht innerhalb von 3 Tagen ab Mitteilung der 
Entscheidung informieren, damit es die Begründung 
erstellt und zustellt. Vom Rechtsmittel selbst zu 
unterscheiden.

ZPO 310

Ergänzung eines 
unvollständigen Urteils

Antrag binnen 30 Tagen ab Verkündung, wenn die 
Voraussetzungen einer Ergänzung vorliegen.

ZPO 313
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Rechtsmittel und außerordentliche Überprüfung

Schritt Frist und auslösendes Ereignis Rechtsbasis

Ordentliche Berufung
15 Tage, beginnend am Tag nach Zustellung der 
begründeten Entscheidung.

ZPO 443–444

Rekurs zum Obersten Gericht
30 Tage, beginnend am Tag nach Zustellung der 
begründeten Entscheidung.

ZPO 443–444

Besonderes Rechtsmittel 
oder besonderer Rekurs

Grundsätzlich 5 Tage ab dem Tag nach Zustellung der 
begründeten Entscheidung; Sonderregel prüfen.

ZPO 443–444

Äußerste 
Rechtsmittelgrenze

Ordentliche Berufung und Rekurs sind grundsätzlich nach 
einem Jahr ab Verkündung ausgeschlossen. Ausnahme für 
eine abwesende Partei ohne Kenntnis vom Verfahren 
wegen unwirksamer Zustellung.

ZPO 445

Gegenberufung
5 Tage ab Zustellung der gegnerischen Berufung. 
Zustellungsvorgaben beachten.

ZPO 456

Mängelbehebung bei 
Berufung oder Rekurs

Grundsätzlich 5 Tage ab Mitteilung der Mängel nach der 
einschlägigen Verbesserungsvorschrift.

ZPO 455 und 
476

Gegenrekurs
Muss dem Rekursführer binnen 20 Tagen ab Zustellung des 
Rekurses zugestellt werden. Die bloße Erstellung genügt 
nicht.

ZPO 477

Erwiderung auf 
Aussetzungsantrag beim 
Obersten Gericht

3 Tage ab dem Tag nach Kenntnis des Antrags. Die kurze 
Frist ist auch für bestimmte Änderungsanträge relevant.

ZPO 479

Wiederaufnahme einer 
rechtskräftigen 
Entscheidung

30 Tage ab nachgewiesener Kenntnis des Grundes; bei Art. 
495 knüpft die Frist an die Rechtskraft der betreffenden 
Entscheidung an.

ZPO 495–496

Verbesserung des 
Wiederaufnahmeantrags

10 Tage im Verbesserungsverfahren. ZPO 497
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Vollstreckung und Verzögerungsrechtsschutz

Schritt Frist und auslösendes Ereignis Rechtsbasis

Freiwillige Erfüllung
Regelmäßig 10 Tage nach Aufforderung des 
Gerichtsvollziehers; 5 Tage bei Arbeitsvergütung oder 
Unterhalt. Ausnahmen für dringliche Vollstreckung prüfen.

ZPO 517 und 
519

Anfechtung des 
Verteilungsplans

5 Tage ab Vorlage des Verteilungsplans durch den 
Gerichtsvollzieher.

ZPO 538

Angriff auf Titel oder Schuld 
in der Vollstreckung

30 Tage ab Kenntnis vom Beginn der Zwangsvollstreckung. 
Die zulässigen Gründe hängen vom Titel ab.

ZPO 609

Beschwerde gegen Handlung 
oder Verweigerung des 
Gerichtsvollziehers

Grundsätzlich 5 Tage. Beginn je nach Anwesenheit, 
Ladung, Mitteilung oder Kenntnis; der besondere Absatz 
zur Schuldnerbeschwerde gegen private 
Gerichtsvollzieher knüpft an die Handlung an. Sofort 
beraten lassen.

ZPO 610

Entschädigung wegen 
überlanger Dauer

Entschädigungsklage binnen 6 Monaten ab endgültiger 
Entscheidung über den Verstoß, vorbehaltlich der 
gesetzlichen Voraussetzungen.

ZPO 399/4–
399/6

Für Individualverfassungsbeschwerden sind die Viermonatsfrist des Art. 71/a des Gesetzes Nr. 

8577/2000,  der Zeitpunkt der Feststellung der Verletzung und die Rechtswegerschöpfung zu 

prüfen.  Für  Beschwerden  zum  Europäischen  Gerichtshof  für  Menschenrechte  gelten  dessen 

eigenständige  Viermonatsregel  nach  dem  letzten  wirksamen  innerstaatlichen  Rechtsbehelf 

sowie  die  Anforderungen  an  eine  vollständige  Beschwerde.  Beide  Wege  ersetzen  kein 

ordentliches Rechtsmittel; ihre Fristen sind gesondert zu beurteilen.

Wesentliche Rechtsgrundlagen: die in den Tabellen genannten ZPO-Artikel; Gesetz Nr. 8577/2000 Art. 71/a; Europäische 
Menschenrechtskonvention Art. 35 und die Antragserfordernisse des Gerichtshofs.
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ANHANG B

Mandantenchecklisten und 
Arbeitsunterlagen
Diese Checklisten unterstützen die Zusammenarbeit mit dem Anwalt. Sie sind keine Formulare 

zur  gerichtlichen  Einreichung.  Weisen  Sie  jedem  Punkt  eine  verantwortliche  Person  zu  und 

kennzeichnen  Sie  fehlende  Informationen  ausdrücklich.  Leere  Felder  könnten  sonst  als 

Bestätigung missverstanden werden.

Vor Verfahrenseinleitung

 Rechtliche  Identität  des  Mandanten,  Weisungsbefugnis  und  mögliche  Interessenkonflikte 

bestätigen.

 Den  richtigen  Beklagten  und  sämtliche  Personen  identifizieren,  deren  Rechte  vom 

angestrebten Urteil betroffen wären.

 Eine  datierte  Chronologie  und  eine  genaue  Beschreibung  des  gewünschten  Ergebnisses 

erstellen.

 Gerichtsbarkeit, Gerichtsstand, anwendbares Recht, Schiedsvereinbarung und obligatorische 

Vorverfahren prüfen.

 Verjährung  und  Ausschlussfristen  getrennt  analysieren,  einschließlich  Beginn  und 

behaupteter Unterbrechung.

 Originale,  elektronische  Unterlagen  und  gefährdete  Beweise  sichern;  rechtmäßige 

Verwahrung und Zugriff dokumentieren.

 Vermögen, Sicherungsrechte, Insolvenzrisiko und Bedarf an vorläufigem Schutz ermitteln.

 Eine  aufgeschlüsselte  Forderungsberechnung,  ein  Dokumentenverzeichnis  und  einen 

Zeugen- oder Sachverständigenplan erstellen.

 Phasenbudget, Vergleichsbefugnis und interne Berichtswege vereinbaren.

Unmittelbar nach Eingang einer Klage

 Umschlag, Zustellungsnachweis, E-Mail-Metadaten, Anlagen und Übersetzungen sichern.
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 Empfänger,  Datum  und  Zustellungsweg  sowie  die  gerichtlich  gesetzte  Verteidigungsfrist 

festhalten.

 Gerichtsbarkeit,  Zuständigkeit,  Schiedsvereinbarung,  Verjährung  und  weitere  vorgreifliche 

Einwendungen prüfen.

 Beweise sammeln und Zeugen, Drittunterlagen, Sachverständigenfragen sowie eine mögliche 

Widerklage für die erste Erwiderung bestimmen.

 Vertretungsvollmacht,  Übersetzungen  und  Echtheitsbestätigungen  unverzüglich 

organisieren.

 Vergleich und Vermögensrisiken prüfen, ohne Verfahrensrechte aufzugeben.

 Bestätigen,  dass  Erwiderung  und  Belege  tatsächlich  eingereicht  und  erforderliche 

Zustellungen vorgenommen wurden.

Vor einem Eilantrag

 Gefährdetes Vermögen, Handlung oder Beweis sowie den konkreten Eilbedarf benennen.

 Die Maßnahme mit dem materiellen Recht verknüpfen und ihre Verhältnismäßigkeit erläutern.

 Belege zusammenstellen und betroffene Dritte identifizieren.

 Mögliche  Sicherheitsleistung,  Umsetzungskosten  und  Haftung  bei  ungerechtfertigtem 

Schutz bewerten.

 Die Hauptsacheklage vorbereiten, wenn vorprozessualer Schutz beantragt wird.

 Entscheidung  beschaffen,  Vollzug  oder  Registrierung  veranlassen  und  Prüfungs-  sowie 

Einreichungsfristen notieren.

Vor Verhandlung oder Begutachtung

 Die anstehenden gerichtlichen Fragen und die für diese Phase zugelassenen Beweise prüfen.

 Teilnahme, Zeugenorganisation, Dolmetscherbedarf und Vertretungsbefugnis bestätigen.

 Einen knappen, beweisgestützten Vortrag mit genauen Fundstellen in der eingereichten Akte 

vorbereiten.

 Gutachtenauftrag,  Annahmen,  Material  und  mögliche  Konflikte  prüfen;  Fragen  zum 

tatsächlichen technischen Streit vorbereiten.

 Erforderliche  Originale  und  einen  klaren  Index  mitbringen,  ohne  eingereichte  Fassungen 

stillschweigend zu verändern oder zu ersetzen.

 Nach dem Termin Protokoll, Anordnungen und sämtliche neuen Fristen prüfen.
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Nach Urteil und während der Vollstreckung

 Vollständiges begründetes Urteil und verlässliche Zustellungsnachweise beschaffen.

 Rechtsmittelweg, Frist, Rechtskraft und Auswirkungen auf die Vollstreckung bestimmen.

 Jeden Teil des Tenors prüfen, einschließlich Zinsen, Kosten und Ausspruch zu jeder Partei.

 Titel  und  Vollstreckungsunterlagen,  genaue  Schuldnerdaten  und  rechtmäßig  erhobene 

Vermögensinformationen vorbereiten.

 Gerichtsvollzieherhandlungen, Mitteilungen, Bewertung, Verkauf und Verteilung überwachen; 

Mängel mit dem richtigen Rechtsbehelf fristgerecht angreifen.

 Eingänge  mit  Hauptforderung,  Zinsen  und  Kosten  abgleichen  und  Teilbefriedigung 

dokumentieren.

 Sicherheiten erst freigeben oder Akten erst schließen, wenn rechtliche Voraussetzungen und 

Zahlungsbedingungen erfüllt sind.

Arbeitsblatt zur Beweisplanung

Thema Zu beschaffende Unterlagen Zu beantwortende Frage

Vertragsschluss 
und 
Vertretungsmacht

Unterzeichnete Bedingungen, 
Registerauszüge, Vollmachten, 
Zustimmungsnachweise

Wer wurde durch wen zu welchen 
Bedingungen verpflichtet?

Erfüllung
Lieferscheine, Bescheinigungen, 
Anweisungen, datierte 
Korrespondenz

Was wurde geliefert oder fertiggestellt, und 
wurde es angenommen oder beanstandet?

Pflichtverletzung 
und Kausalität

Mitteilungen, technische 
Aufzeichnungen, Fotos, 
sachverständige Analyse

Was scheiterte wann und warum, und wie 
entstand daraus der behauptete Schaden?

Betrag
Buchhaltung, Bankbelege, 
Berechnungen, Angebote und 
Rechnungen

Ist jede Forderungsposition belegt und frei von 
Doppelzählung?

Verfahren
Zustellungsbelege, 
Eingangsnachweise, Anordnungen 
und Terminprotokolle

War jede Verfahrenshandlung wirksam und 
rechtzeitig?

Beitreibung
Vermögensunterlagen, 
Belastungen, Insolvenz- und 
Zahlungsinformationen

Was kann rechtmäßig von wem und mit 
welchem Rang beigetrieben werden?
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Ein Budget als Entscheidungsgrundlage

Trennen  Sie  Honorare,  amtliche  Gebühren,  Sachverständige,  Übersetzungen,  Zustellungen, 

Reisen, Sicherheiten und Vollstreckungskosten. Erfassen Sie je Phase Schätzung, Annahmen, 

Freigaben und tatsächliche Ausgaben. Möglicherweise von der Gegenseite erstattbare Beträge 

sind als bedingt auszuweisen, nicht als garantierte Erstattung.

Vergleichen  Sie  Einigungsangebote  auf  gleicher  Grundlage:  Betrag,  Zahlungstag,  Sicherheit, 

Vollstreckungsweg,  Verzicht,  steuerliche  Behandlung  und  verbleibende  Kosten.  Ein  nominell 

höheres Angebot kann bei aufgeschobener ungesicherter Zahlung weniger wert sein. Nutzen Sie 

Szenariospannen statt erfundener, als objektive Fakten präsentierter Wahrscheinlichkeiten.
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ANHANG C

Albanische Verfahrensbegriffe
Die  folgenden  deutschen  Beschreibungen  erläutern  die  Funktion  der  Begriffe  in  diesem 

Leitfaden. Maßgeblich bleibt der albanische Gesetzesbegriff; er muss nicht genau einem Begriff 

eines anderen Rechtssystems entsprechen.

Albanischer Begriff Bedeutung in diesem Leitfaden

Padi und kërkesëpadi Die Klage und die sie einleitende Klageschrift.

Paditës und i paditur Kläger und Beklagter.

Deklarata e mbrojtjes
Klageerwiderung einschließlich der nach der ZPO frühzeitig erforderlichen 
Einwendungen und Beweise.

Kundërpadi Widerklage mit einem eigenen Antrag gegen den Kläger.

Juridiksion und kompetencë Gerichtsbarkeit und Zuordnung der Sache zum zuständigen Gericht.

Legjitimim Aktiv- oder Passivlegitimation hinsichtlich des konkreten Anspruchs.

Sigurimi i padisë
Vorläufige Sicherung oder Schutz zur Erhaltung der Wirksamkeit des 
Anspruchs.

Sigurimi i provës Sicherung oder vorgezogene Erhebung gefährdeter Beweise.

Prokurë Vollmacht oder Vertretungsermächtigung.

Njoftim Verfahrensrechtliche Mitteilung oder Zustellung.

Seancë përgatitore Vorbereitender Gerichtstermin.

Ankim und kundërankim Berufung und Gegenberufung.

Rekurs und kundërrekurs Rekurs zum Obersten Gericht und Gegenrekurs.

Ankim i veçantë
Besonderes selbständiges Rechtsmittel gegen bestimmte 
Entscheidungen.

Formë e prerë Rechtskraft im gesetzlich bestimmten verfahrensrechtlichen Sinne.
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Albanischer Begriff Bedeutung in diesem Leitfaden

Ekzekutim i përkohshëm
Zugelassene vorläufige Vollstreckung vor gewöhnlichem 
Rechtskrafteintritt.

Titull ekzekutiv Gesetzlich anerkannter Titel als Grundlage der Zwangsvollstreckung.

Urdhër ekzekutimi
In den gesetzlich bestimmten Fällen erforderliche 
Vollstreckungsanordnung.

Përmbarues gjyqësor Mit Vollstreckungsaufgaben betrauter Gerichtsvollzieher.

Sekuestro
Beschlagnahme oder Pfändung mit vom Verfahrenszusammenhang 
abhängiger Wirkung.

Parashkrim und prekluzion
Verjährung und Präklusion; Rechtsfolgen und Berechnung unterscheiden 
sich.

Rishikim Außerordentliche Wiederaufnahme aus gesetzlich bestimmten Gründen.

Pushim i gjykimit
Beendigung des Verfahrens ohne Fortsetzung; Folgen hängen vom 
Beendigungsgrund ab.

Rrëzim i padisë
Abweisung der Klage; Sachabweisung ist von anderen 
Verfahrensausgängen zu unterscheiden.
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ANHANG D

Quellen und Recherchemethode
Dieses  Whitepaper  stützt  sich  auf  Gesetzgebung  und  institutionelle  Materialien,  die  am  19. 

Oktober  2026  konsultiert  wurden.  Ausgangspunkt  war  die  für  das  Projekt  bereitgestellte 

albanische  Zivilprozessordnung,  abgeglichen  mit  öffentlich  zugänglichen  institutionellen 

Konsolidierungen.  Die  Artikelangaben  folgen  der  albanischen  Gesetzesnummerierung.  Die 

Erläuterungen sind Paraphrasen, keine amtliche Übersetzung; dies gilt  auch für die englische 

Originalausgabe.

Der  bereitgestellte  Kodex  nennt  Änderungen  bis  zum  Gesetz  Nr.  44/2021  und 

Verfassungsgerichtsentscheidung  Nr.  30  vom  2.  November  2022.  Weitere  Gesetze  sind 

wesentlich: Eine konsolidierte Verfahrensordnung allein bestimmt nicht die aktuellen Regeln zu 

Verjährung,  Schiedsgerichtsbarkeit,  Mediation,  Gebühren,  Rechtshilfe  oder  internationaler 

Anerkennung.  Die  konsultierte  Konsolidierung  des  Zivilgesetzbuchs  des  Justizministeriums 

enthält  das  Gesetz  Nr.  82/2026  vom  23.  Juli  2026.  Vertragsstatus  und  zeitlicher 

Anwendungsbereich wurden gesondert anhand der Materialien der Haager Konferenz geprüft.

Dies  ist  ein  gesetzesgestützter  Praxisleitfaden,  keine  vollständige  Sammlung  albanischer 

Rechtsprechung.  Die  Auslegung  kann  von  Verfassungs-  oder  Höchstgerichtsentscheidungen 

und den genauen Tatsachen abhängen. Vor Beratung in einer konkreten Sache sind Amtsblatt, 

aktueller  konsolidierter  Text,  einschlägige  bindende  oder  vereinheitlichende  Entscheidungen, 

Gerichtsmitteilungen,  aktuelle  Tarife  und  Übergangsregeln  zu  prüfen.  Die  Artikelverweise 

erleichtern diese Prüfung, ersetzen sie aber nicht.

Wesentliche nationale Gesetze

 Zivilprozessordnung, Gesetz Nr. 8116 vom 29. März 1996 in geänderter Fassung. Hauptreferenz 

ist der bereitgestellte Text.  Institutionelle konsolidierte Fassung und  konsolidierter Text des 

Justizministeriums.

 Zivilgesetzbuch, Gesetz Nr. 7850 vom 29. Juli 1994 in geänderter Fassung. Konsolidierung des 

Justizministeriums.

 Internationales Privatrecht, Gesetz Nr. 10 428 vom 2. Juni 2011. Text des Justizministeriums.

https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/ligji_drejten_nderkombetare_private_1_571.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/LIGJ-nr.-7850-1994-KC-i-perditesuar-1.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/LIGJ-nr.-7850-1994-KC-i-perditesuar-1.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/LIGJ-8116-1996-KPrC-2024-3.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/LIGJ-8116-1996-KPrC-2024-3.pdf
https://dhkn.gov.al/wp-content/uploads/2024/03/Kodi-i-Procedures-Civile.pdf
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 Mediationsgesetz Nr. 10 385 vom 24. Februar 2011 in geänderter Fassung. Konsolidierung des 

Justizministeriums bis 2018.

 Schiedsgesetz Nr. 52/2023.  Amtliches Gesetzesverzeichnis des Ministeriums und  Kopie des 

albanischen Gesetzestexts. Letztere wird von einem Dritten bereitgestellt und ist nicht das 

Amtsblatt.

 Gerichtsgebührengesetz  Nr.  98/2017.  Veröffentlichung  der  Justiz.  Bei  Einreichung  sind 

geltender Tarif und mögliche Befreiungen zu prüfen.

 Verwaltungsgerichtsgesetz Nr.  49/2012, Rechtshilfegesetz Nr.  111/2017 und Berufsrecht der 

Rechtsanwälte  und  Gerichtsvollzieher.  Gesetzessammlung  des  Justizministeriums.  Diese 

Gesetze enthalten eigenständige Rahmen außerhalb des gewöhnlichen ZPO-Verfahrens.

Internationale Instrumente und institutionelle Hinweise

 Haager Urteilsübereinkommen von 2019.  Übereinkommenstext und  Statustabelle.  Bilaterale 

Wirksamkeit, Erklärungen und Datum der Verfahrenseinleitung prüfen.

 Haager Gerichtsstandsübereinkommen von 2005. Übereinkommenstext und Statustabelle.

 Haager  Zustellungs-,  Beweis-  und  Apostille-Übereinkommen.  HCCH-Instrumente  und 

praktische Informationen.  Für  jeden geplanten Schritt betroffene  Staaten,  Erklärungen und 

benannte Behörden prüfen.

 New Yorker Übereinkommen von 1958 über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer 

Schiedssprüche. UNCITRAL-Informationen zum Übereinkommen. Einschlägige Vorbehalte und 

gesetzliches Anerkennungsverfahren prüfen.

 Albanisches  Verfassungsgericht.  Hinweise  zu  Individualbeschwerden.  Maßgebliche 

Anforderungen stehen in der Verfassung und im Gesetz Nr. 8577/2000 in geänderter Fassung.

 Europäischer  Gerichtshof  für  Menschenrechte.  Beschwerdeeinreichung und  praktischer 

Zulässigkeitsleitfaden.

 Hoher  Justizrat.  Dem  Parlament  vorgelegter  Jahresbericht  2023,  herangezogen  zur 

Umsetzung der neuen Gerichtsstruktur, nicht als Prognose heutiger Verfahrensdauer.

https://kuvendiwebfiles.blob.core.windows.net/webfiles/202404300923008125RAPORT%20VJETOR%202023.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Admissibility_guide_ENG.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/Admissibility_guide_ENG.pdf
https://www.echr.coe.int/en/apply-to-the-court
https://www.gjykatakushtetuese.gov.al/faqs/
https://uncitral.un.org/en/texts/arbitration/conventions/foreign_arbitral_awards
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/status-table/?cid=98
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/full-text/?cid=98
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/status-table/?cid=137
https://www.hcch.net/en/instruments/conventions/full-text/?cid=137
https://www.drejtesia.gov.al/legjislacioni-i-brendshem/
https://gjykata.gov.al/media/2442/tarifat-gjyqesore.pdf
https://www.international-arbitration-attorney.com/wp-content/uploads/2024/11/Albanian-Arbitration-Law.pdf
https://www.international-arbitration-attorney.com/wp-content/uploads/2024/11/Albanian-Arbitration-Law.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/te-tjera/
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/Ligj_10385_04022011_perditesuar_2018.pdf
https://www.drejtesia.gov.al/wp-content/uploads/2026/09/Ligj_10385_04022011_perditesuar_2018.pdf
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Redaktionelle Grundsätze

Gesetzliche  Regeln  werden  von  praktischen  Empfehlungen  getrennt.  Fallbeispiele  sind  fiktiv. 

Gesetzliche  Entscheidungsfristen  werden  nicht  als  Zusage  tatsächlicher  Geschwindigkeit 

dargestellt, Gebührenrahmen nicht als aktuelle Angebote und Vertragsmitgliedschaft nicht als 

universelle automatische Vollstreckbarkeit. Insbesondere wird nicht behauptet, ein gewonnenes 

Urteil garantiere die Beitreibung.

Bei einem konkreten Streit ist der nächste Schritt eine dokumentierte Prüfung von Tatsachen, 

Rechtsschutzziel, anwendbaren Fristen sowie gefährdeten Vermögenswerten oder Rechten. Sie 

sollte  jeder  verfahrensrechtlichen  Festlegung  vorausgehen,  die  die  Position  des  Mandanten 

beeinträchtigen könnte.
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